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Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Unternehmensteuerrechts 
(Unternehmensteuerfortentwicklungsgesetz - UntStFG) 


A. Problem und Ziel 

Umsetzung der im Bericht des Bundesministeriums der Finanzen an den 
Finanzausschuss des Deutschen Bundestages vom 18. April 2001 als Nahziele 
unterbreiteten Vorschläge zur Fortentwicklung des Untemehmensteuerrechts 
mit dem Ziel der 

• rechtssystematischen Weiterentwicklung der mit dem Steuersenkungsgesetz 
eingeleiteten Reform der Untemehmensbesteuerung in den Bereichen 

- steuerliche Behandlung von Umstrukturierungen, 

- Besteuerung von verbundenen Unternehmen, 

- Besteuerung von Auslandsbeziehungen. 

• Gewährleistung der Rechtssicherheit durch Klarstellungen zum System- 
wechsel nach dem Steuersenkungsgesetz. 


B. Lösung 

• Bei der Umstrukturierung von Personenuntemehmen werden die Regelun- 
gen zur Wiedereinführung des Mituntemehmererlasses zugunsten der mit- 
telständischen Wirtschaft weiterentwickelt und das Konzept auf Realteilun- 
gen und § 6b EStG übertragen. 

• Zur weiteren Erleichterung für Umstrukturierungen wird für Personenunter- 
nehmen zugelassen, Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an Kapital- 
gesellschaften steuemeutral auf neu angeschaffte Anteile zu übertragen. 

• Zur Erleichterung von Umstrukturierungen von Kapitalgesellschaften im 
grenzüberschreitenden Bereich wird auf die Aufdeckung stiller Reserven ei- 
ner inländischen Betriebsstätte im Rahmen einer Verschmelzung im Aus- 
land verzichtet, wenn die Steuerverhaftung der stillen Reserven nicht ent- 
fällt. 

• Steuervergünstigungen werden systemkonform auf die Veräußerung des ge- 
samten Mituntemehmeranteils beschränkt. 

• Gestaltungsmöglichkeiten zur Umgehung der Gewerbesteuer über die Ver- 
äußerung von Mituntemehmeranteilen durch eine Körperschaft werden ver- 
hindert. 
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• Umstrukturierungshindemisse durch die Grunderwerbsteuer werden besei- 
tigt. 

• Eine gewerbesteuerliche Organschaft wird auch bei Vorliegen einer körper- 
schaftsteuerlichen Organschaft anerkannt. 

• Die bisherige Verwaltungspraxis zur sog. Mehrmütterorganschaft wird für 
alle offenen Fälle festgeschrieben und ab 2003 wird eine Mindestbeteiligung 
von 25 V. FI. eingeführt. 

• Das steuerliche Abzugsverbot für Aufwendungen einer Kapitalgesellschaft 
im Zusammenhang mit steuerfreien Beteiligungserträgen wird aufgehoben. 

• Künftig soll bei mehrstufigen Konzernen eine Hinzurechnungsbesteuerung 
nur noch im Falle tatsächlich passiver Tätigkeiten stattfinden. 

• Der Hinzurechnungsbetrag wird im Rahmen der Einkommensermittlung des 
Anteilseigners berücksichtigt. 

• Um Steuersparmodelle zu verhindern, soll für eine Hinzurechnungsbesteue- 
rung bei Einkünften mit Kapitalanlagecharakter die Mindestbeteiligungs- 
quote künftig auf 1 % herabgesetzt werden. 

• Redaktionelle Änderungen und Klarstellungen zum Systemwechsel nach 
dem Steuersenkungsgesetz. 

• Verhinderung von Gestaltungen im Zusammenhang mit § 8b KStG a. F. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen 

Für die Haushalte der Gebietskörperschaften ergeben sich in den Rechungsj äh- 
ren 2001 bis 2005 die nachfolgend dargestellten Auswirkungen: 


Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur Fortentwicklung des Untemehmensteuerrechts 

in den Rechnungsjahren 2001 bis 2005 


Gebiets- 

körperschaft 

Entstehungs- 

jahr 

(Steuermehr- (+) / -mindereinnahmen (-) in Mio. Euro) 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

Insgesamt 

-265 

- 

+ 175 

-285 

-710 

-620 

Bund 

-301 

- 

-110 

-293 

-444 

-358 

Länder 

-399 

- 

-138 

-397 

-626 

-565 

Gemeinden 

+435 

- 

+423 

+405 

+360 

+303 


Einzelheiten sind aus dem beigefügten Finanztableau ersichtlich. 

Der entstehende Vollzugsaufwand für die öffentliche Hand ist nicht bezifferbar. 


E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
DER Bundeskanzler 


Berlin, den 40. September 2001 


022 t414) - 522 00 - Ste 258/01 
An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Platz der Republik 

11011 Berlin 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Unternehmenssteuer- 
rechts (Unternehmenssteuerfortentwicklungsgesetz - UntStFG) 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 17. August 2001 als besonders 
eilbedürftig zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung 
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden unverzüglich 
nachgereicht. 

v\ 
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Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Unternehmensteuerrechts 
(Unternehmensteuerfortentwicklungsgesetz - UntStFG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 


folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht Artikel 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 1 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 2 

Änderung des Umwandlungssteuergesetzes 3 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 4 

Änderung des Außensteuergesetzes 5 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1999 6 

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 7 

Änderung des Gesetzes über 

Kapitalanlagegesellschaften 8 

Änderung des Gesetzes über steuerrechtliche 
Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapitals 
aus Gesellschaftsmitteln 9 

Änderung des Gesetzes zur Reform der gesetzlichen 
Rentenversicherung und zur Förderung eines 
kapitalgedeckten Altersvorsorgevermögens 10 

Änderung der Abgabenordnung 1 1 

Änderung des Steuer- Euroglättungsgesetzes 12 

Neufassung geänderter Gesetze 13 

Inkrafttreten 14 


Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom ... (BGBl. I S. ...), zuletzt geändert 
durch . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1 . § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 40 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a werden nach den Wörtern „des 
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 gehören“ die Wörter oder an 
einer Organgesellschaft im Sinne der §§ 14, 17 
oder 18 des Körperschaftsteuergesetzes“ einge- 
fügt. 

bb) In Buchstabe b werden nach den Wörtern „des 
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 gehören“ die Wörter „, oder an 
einer Organgesellschaft im Sinne der §§ 14, 17 
oder 18 des Körperschaftsteuergesetzes“ einge- 
fügt. 

cc) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 3 gilt nicht, wenn 

a) der in Satz 1 Buchstaben a und b bezeichnete 
Vorgang später als sieben Jahre nach dem 
Zeitpunkt der Einbringung im Sinne des § 20 
Abs. 1 Satz 1 oder des § 23 Abs. 1 bis 3 des 


Umwandlungssteuergesetzes, auf die der Er- 
werb der in Satz 3 bezeichneten Anteile zu- 
rückzuführen ist, stattfmdet, es sei denn, in- 
nerhalb des genannten Siebenjahreszeitraums 
wird ein Antrag auf Versteuerung nach § 2 1 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Umwandlungssteuer- 
gesetzes gestellt oder 

b) die in Satz 3 bezeichneten Anteile aufgrund 
eines Einbringungsvorgangs nach § 20 
Abs. 1 Satz 2 oder nach § 23 Abs. 4 des Um- 
wandlungssteuergesetzes erworben worden 
sind, es sei denn, die eingebrachten Anteile 
sind unmittelbar oder mittelbar auf eine Ein- 
bringung im Sinne des Buchstabens a inner- 
halb der dort bezeichneten Frist zurückzufüh- 
ren.“ 

dd) Nach Satz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Auf Bezüge oder Gewinne im Sinne des § 8b 
Abs. 1 oder 2 des Körperschaftsteuergesetzes 
einer Organgesellschaft im Sinne der §§ 14, 17 
und 18 des Körperschaftsteuergesetzes, die einer 
natürlichen Person als Organträger im Sinne der 
§§14 und 18 des Körperschaftsteuergesetzes 
oder als Mituntemehmer einer Mituntemehmer- 
schaft, die Organträger im Sinne der § § 1 4 und 1 8 
des Körperschaftsteuergesetzes ist, zuzurechnen 
sind, sind die Sätze 1 bis 6 entsprechend anzu- 
wenden.“ 

b) Nach Nummer 40 wird folgende Nummer 41 einge- 
fügt: 

„41. a) Gewinnausschüttungen, soweit für das Ka- 
lenderjahr oder Wirtschaftsjahr, in dem sie 
bezogen werden, oder für die vorangegange- 
nen sieben Kalenderjahre oder Wirtschafts- 
jahre aus einer Beteiligung an derselben aus- 
ländischen Gesellschaft Hinzurechnungsbe- 
träge (§ 10 Abs. 2 des Außensteuergesetzes) 
der Einkommensteuer unterlegen haben, 
§ 11 Abs. 1 und 2 des Außensteuergesetzes 
in der Fassung des Artikels 12 des Gesetzes 
vom 21. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2310) 
nicht anzuwenden war und der Steuerpflich- 
tige dies nachweist. 

b) Gewinne aus der Veräußerung eines Anteils 
an einer ausländischen Kapitalgesellschaft 
sowie aus deren Auflösung oder Herabset- 
zung ihres Kapitals, soweit für das Kalender- 
jahr oder Wirtschaftsjahr, in dem sie bezogen 
werden, oder für die vorangegangenen sie- 
ben Kalenderjahre oder Wirtschaftsjahre aus 
einer Beteiligung an derselben ausländischen 
Gesellschaft Hinzurechnungsbeträge (§10 
Abs. 2 des Außensteuergesetzes) der Ein- 
kommensteuer unterlegen haben, § 11 Abs. 1 
und 2 des Außensteuergesetzes in der Fas- 
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sung des Artikels 12 des Gesetzes vom 
21. Dezember 1993 (BGBl. 1 S. 2310) nicht 
anzuwenden war, der Steuerpflichtige dies 
nachweist und der Hinzurechnungsbetrag 
ihm nicht als Gewinnanteil zugeflossen ist;“ 

2. § 3c Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 1 gilt auch in den Fällen des § 3 Nr. 40 Satz 4.“ 

3. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Wird ein Betrieb, ein Teilbetrieb oder der An- 
teil eines Mituntemehmers an einem Betrieb unent- 
geltlich auf eine natürliche Person übertragen, so sind 
bei der Ermittlung des Gewinns des bisherigen Be- 
triebsinhabers (Mituntemehmers) die Wirtschaftsgü- 
ter mit den Werten anzusetzen, die sich nach den Vor- 
schriften über die Gewinnermittlung ergeben; dies 
gilt auch bei der unentgeltlichen Aufnahme einer na- 
türlichen Person in ein bestehendes Einzeluntemeh- 
men sowie bei der unentgeltlichen Übertragung eines 
Teils eines Mitunternehmeranteils auf eine natürliche 
Person. Der Rechtsnachfolger ist an diese Werte ge- 
bunden.“ 

b) ln Absatz 5 werden die bisherigen Sätze 3 bis 5 durch 
folgende Sätze ersetzt: 

„Satz 1 ist in folgenden Fällen entsprechend anzu- 
wenden: 

1. bei der Übertragung eines Wirtschaftsguts aus 
einem Betriebsvermögen des Mituntemehmers 
in das Gesamthandsvermögen einer Mituntemeh- 
merschaft gegen Gewähmng von Gesellschafts- 
rechten und umgekehrt; 

2. bei der unentgeltlichen Übertragung eines Wirt- 
schaftsguts aus einem Betriebsvermögen des Mit- 
unternehmers in das Gesamthandsvermögen einer 
Mituntemehmerschaft und umgekehrt; 

3. bei der Übertragung eines Wirtschaftsguts aus 
dem Sonderbetriebsvermögen in das Gesamt- 
handsvermögen derselben Mituntemehmerschaft 
gegen Gewähmng von Gesellschaftsrechten und 
umgekehrt; 

4. bei der unentgeltlichen Übertragung eines Wirt- 
schaftsguts aus dem Sonderbetriebsvermögen in 
das Gesamthandsvermögen derselben Mitunter- 
nehmerschaft und umgekehrt; 

5. bei der Übertragung eines Wirtschaftsguts vom 
Sonderbetriebsvermögen eines Mituntemehmers 
einer Mituntemehmerschaft in das Gesamthands- 
vermögen einer anderen Mitunternehmerschaft, 
an der derselbe Mituntemehmer beteiligt ist, ge- 
gen Gewähmng von Gesellschaftsrechten und 
umgekehrt; 

6. bei der unentgeltlichen Übertragung eines Wirt- 
schaftsguts vom Sonderbetriebsvermögen eines 
Mituntemehmers einer Mituntemehmerschaft in 
das Gesamthandsvermögen einer anderen Mitun- 
ternehmerschaft, an der derselbe Mituntemehmer 
beteiligt ist und umgekehrt; 


7. bei der unentgeltlichen Übertragung zwischen 
den jeweiligen Sonderbetriebsvermögen verschie- 
dener Mituntemehmer derselben Mitunterneh- 
merschaft. 

Wird das nach Satz 3 übertragene Wirtschaftsgut in- 
nerhalb von sieben Jahren veräußert oder entnom- 
men, ist rückwirkend auf den Zeitpunkt der Übertra- 
gung der Teilwert anzusetzen, es sei denn, die bis zur 
Übertragung entstandenen stillen Reserven sind 
durch Erstellung einer Ergänzungsbilanz dem über- 
tragenden Gesellschafter zugeordnet worden. Der 
Teilwert ist auch anzusetzen, soweit in den Fällen des 
Satzes 3 der Anteil einer Körperschaft, Personenver- 
einigung oder Vermögensmasse an dem Wirtschafts- 
gut unmittelbar oder mittelbar begründet wird oder 
dieser sich erhöht. Soweit innerhalb von sieben Jah- 
ren nach der Übertragung des Wirtschaftsguts nach 
Satz 3 der Anteil einer Körperschaft, Personenverei- 
nigung oder Vermögensmasse an dem übertragenen 
Wirtschaftsgut aus einem anderen Gmnd unmittelbar 
oder mittelbar begründet wird oder dieser sich er- 
höht, ist rückwirkend auf den Zeitpunkt der Übertra- 
gung ebenfalls der Teilwert anzusetzen.“ 

c) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefugt: 

„Absatz 5 bleibt unberührt.“ 

4. § 6b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Nr. 3 werden die Wörter „eines Betriebs 
des Steuerpflichtigen“ gestrichen. 

b) Absatz 10 wird wie folgt gefasst: 

„(10) Steuerpflichtige, die keine Körperschaften, 
Personenvereinigungen oder Vermögensmassen sind, 
können im Wirtschaftsjahr der Veräußemng von An- 
teilen an Kapitalgesellschaften einen Betrag bis zur 
Höhe des bei der Veräußemng entstandenen Gewinns 
von den Anschaffungskosten für Anteile an Kapital- 
gesellschaften abziehen; § 3 Nr. 40 Satz 1 Buch- 
staben a und b in Verbindung mit § 3c Abs. 2 sind in- 
soweit nicht anzuwenden. Absatz 2, Absatz 3 Satz 1 
und 4, Absatz 4 Satz 1 Nr. 1, 2, 3 und 5, Absatz 4 
Satz 2 und Absatz 5 sind sinngemäß anzuwenden. 
Soweit der Steuerpflichtige eine Rücklage gebildet 
hat, kann der Gewinn von den Anschaffungskosten 
der in den folgenden zwei Jahren angeschafften An- 
teile an Kapitalgesellschaften abgezogen werden. Ist 
eine Rücklage am Schluss des zweiten auf ihre Bil- 
dung folgenden Wirtschaftsjahres noch vorhanden, 
so ist sie in diesem Zeitpunkt gewinnerhöhend aufzu- 
lösen; § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstaben a und b in Ver- 
bindung mit § 3c Abs. 2 sind anzuwenden. Der Ge- 
winn des Wirtschaftsjahrs, in dem die Rücklage auf- 
gelöst wird, ist für jedes volle Wirtschaftsjahr, in dem 
die Rücklage bestanden hat, um 6 % des nicht nach 
§ 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstaben a und b in Verbindung 
mit § 3c Abs. 2 steuerbefreiten aufgelösten Rück- 
lagenbetrags zu erhöhen. Für die zum Gesamthands- 
vermögen von Personengesellschaften oder Gemein- 
schaften gehörenden Anteile an Kapitalgesellschaf- 
ten gelten die Sätze 1 bis 4 nur, soweit an den Perso- 
nengesellschaften und Gemeinschaften keine 
Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermö- 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-7- 


Drucksache 14/6882 


gensmassen beteiligt sind. Die Sätze 1 bis 6 sind bei 
der Veräußerung von einbringungsgeborenen Antei- 
len im Sinne des § 21 des Umwandlungssteuergeset- 
zes nur anzuwenden, wenn die Voraussetzungen des 
§ 3 Nr. 40 Satz 4 erfüllt sind.“ 

5. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Nummern 2 und 3 wie folgt 
gefasst: 

„2. des gesamten Anteils eines Gesellschafters, 
der als Unternehmer (Mituntemehmer) des 
Betriebs anzusehen ist (§15 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2); 

3. des gesamten Anteils eines persönlich haf- 
tenden Gesellschafters einer Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien (§15 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3).“ 

bb) Folgender neuer Satz 2 wird angefügt: 

„Gewinne, die bei der Veräußerung eines Teils 
eines Anteils in Sinne von Satz 1 Nr. 2 oder 3 er- 
zielt werden, sind laufende Gewinne.“ 

b) In Absatz 3 wird Satz 2 durch folgende Sätze ersetzt: 

„Werden im Zuge der Realteilung einer Mituntemeh- 
merschaft Teilbetriebe, Mituntemehmeranteile oder 
einzelne Wirtschaftsgüter in das jeweilige Betriebs- 
vermögen der einzelnen Mituntemehmer übertragen, 
so sind bei der Ermittlung des Gewinns der Mitunter- 
nehmerschaft die Wirtschaftsgüter mit den Werten 
anzusetzen, die sich nach den Vorschriften über die 
Gewinnermittlung ergeben, sofern die Besteuemng 
der stillen Reserven sichergestellt ist; der überneh- 
mende Mituntemehmer ist an diese Werte gebunden. 
Dagegen ist für den jeweiligen Übertragungsvorgang 
rückwirkend der gemeine Wert anzusetzen, wenn bei 
einer Realteilung, bei der einzelne Wirtschaftsgüter 
übertragen worden sind, die zum Buchwert übertra- 
genen Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens inner- 
halb von sieben Jahren nach der Übertragung ver- 
äußert oder entnommen werden. Satz 2 ist bei einer 
Realteilung, bei der einzelne Wirtschaftsgüter über- 
tragen werden, nicht anzuwenden, soweit die Wirt- 
schaftsgüter unmittelbar oder mittelbar auf eine Kör- 
perschaft, Personenvereinigung oder Vermögens- 
masse übertragen werden; in diesem Fall ist bei der 
Übertragung der gemeine Wert anzusetzen.“ 

6. In § 17 Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „Eigenkapital 
im Sinne des § 27 des Körperschaftsteuergesetzes ausge- 
schüttet oder zurückgezahlt wird“ durch die Wörter „Be- 
träge aus dem steuerlichen Einlagekonto im Sinne des 
§ 27 des Körperschaftsteuergesetzes ausgeschüttet oder 
zurückgezahlt werden“ ersetzt. 

7. § 20 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die Bezüge gehören nicht zu den Einnahmen, so- 
weit sie aus Ausschüttungen einer Körperschaft 
stammen, für die Beträge aus dem steuerlichen Einla- 


gekonto im Sinne des § 27 des Körperschaftsteuerge- 
setzes als verwendet gelten.“ 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. Liquidationsraten, die nicht in der Rückzahlung 
von Nennkapital bestehen; Nummer 1 Satz 3 gilt 
entsprechend. Gleiches gilt für Bezüge, die auf 
Grund einer Kapitalherabsetzung oder nach der 
Auflösung einer unbeschränkt steuerpflichtigen 
Körperschaft oder Personenvereinigung im 
Sinne der Nummer 1 anfallen und die als Ge- 
winnausschüttung im Sinne des § 28 Abs. 2 
Satz 2 des Körperschaftsteuergesetzes gelten 

c) Die Nummern 9 und 10 werden wie folgt gefasst: 

„9. Einnahmen aus Leistungen einer nicht von der 
Körperschaftsteuer befreiten Körperschaft, Per- 
sonenvereinigung oder Vermögensmasse im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 des Körper- 
schaftsteuergesetzes, die Gewinnausschüttun- 
gen im Sinne der Nummer 1 wirtschaftlich ver- 
gleichbar sind, soweit sie nicht bereits zu den 
Einnahmen im Sinne der Nummer 1 gehören; 
Nummer 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend; 

10. a) Leistungen eines nicht von der Körperschaft- 
steuer befreiten Betriebs gewerblicher Art im 
Sinne des § 4 des Körperschaftsteuergeset- 
zes mit eigener Rechtspersönlichkeit, die zu 
mit Gewinnausschüttungen im Sinne der 
Nummer 1 Satz 1 wirtschaftlich vergleich- 
baren Einnahmen führen; Nummer 1 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend; 

b) der nicht den Rücklagen zugeführte Gewinn 
und verdeckte Gewinnausschüttungen eines 
nicht von der Körperschaftsteuer befreiten 
Betriebs gewerblicher Art im Sinne des § 4 
des Körperschaftsteuergesetzes ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit, der den Gewinn durch 
Betriebsvermögensvergleich ermittelt, sowie 
der Gewinn im Sinne des § 21 Abs. 3 des 
Umwandlungssteuergesetzes. Die Auflösung 
der Rücklagen zu Zwecken außerhalb des 
Betriebs gewerblicher Art führt zu einem 
Gewinn im Sinne des Satzes 1. Die Sätze 1 
und 2 sind bei wirtschaftlichen Geschäftsbe- 
trieben der von der Körperschaftsteuer be- 
freiten Körperschaften, Personenvereinigun- 
gen oder Vermögensmassen entsprechend 
anzuwenden. Nummer 1 Satz 3 gilt entspre- 
chend.“ 

8. § 43 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Kapitalerträgen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 
und 2;“ 

b) Folgender Satz 3 wird angefugt: 

„Der Steuerabzug ist ungeachtet des § 3 Nr. 40 und 
des § 8b des Körperschaftsteuergesetzes vorzuneh- 
men.“ 
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9. § 44 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Kapitalertragsteuer entsteht, auch soweit sie 
auf verdeckte Gewinnausschüttungen entfällt, die 
im abgelaufenen Wirtschaftsjahr vorgenommen 
worden sind, im Zeitpunkt der Bilanzerstellung; sie 
entsteht spätestens acht Monate nach Ablauf des 
Wirtschaftsjahres; in den Fällen des § 20 Abs. 1 
Nr. 10 Buchstabe b Satz 2 am Tag nach der Be- 
schlussfassung über die Verwendung und in den 
Fällen des § 21 Abs. 3 des Umwandlungssteuerge- 
setzes am Tag nach der Veräußerung.“ 

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Schuldner der Kapitalerträge haftet für die 
Kapitalertragsteuer, soweit sie auf verdeckte Ge- 
winnausschüttungen und auf Veräußerungen im 
Sinne des § 21 Abs. 3 des Umwandlungssteuerge- 
setzes entfällt.“ 

10. § 44a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Dies gilt auch, wenn es sich bei den Kapitalerträ- 
gen um Gewinnanteile handelt, die der Gläubiger 
von einer von der Körperschaftsteuer befreiten 
Körperschaft bezieht.“ 

b) Absatz 7 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Absatz 4 gilt bei Kapitalerträgen im Sinne des 
§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7a und 7b entsprechend.“ 

11. § 45a wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

„(5) Eine Ersatzbescheinigung darf nur ausge- 
stellt werden, wenn die Urschrift nach den Angaben 
des Gläubigers abhanden gekommen oder vernich- 
tet ist. Die Ersatzbescheinigung muss als solche ge- 
kennzeichnet sein. Über die Ausstellung von Er- 
satzbescheinigungen hat der Aussteller Aufzeich- 
nungen zu führen.“ 

b) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die neuen 
Absätze 6 und 7. 

c) Im neuen Absatz 6 Satz 1 wird die Zahl „4“ durch 
die Zahl „5“ ersetzt. 

d) Der neue Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Zahl „4“ durch die Zahl „5“ 
ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird die Zahl „5“ durch die Zahl „6“ 
ersetzt. 

12. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 4a wird folgender Absatz 4b einge- 
fügt: 

„(4b) § 3 Nr. 41 ist erstmals auf Gewinnausschüt- 
tungen oder Gewinne aus der Veräußerung eines 
Anteils an einer ausländischen Kapitalgesellschaft 
sowie aus deren Auflösung oder Herabsetzung ihres 
Kapitals anzuwenden, wenn auf die Ausschüttung 
oder auf die Gewinne aus der Veräußerung § 3 
Nr. 40 Buchstaben a, b, c und d des Einkommen- 


steuergesetzes in der Fassung des Artikels 3 des Ge- 
setzes vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433) an- 
wendbar wäre.“ 

b) Absatz 16a wird wie folgt gefasst: 

„(16a) § 6 Abs. 5 Satz 3 bis 5 in der Fassung des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS....) ist erstmals auf 
Übertragungsvorgänge nach dem 3 1 . Dezember 
2000 anzuwenden. § 6 Abs. 5 Satz 6 in der Fassung 
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) ist erstmals 
auf Anteilsbegründungen und Anteilserhöhungen 
nach dem 3 1 . Dezember 2000 anzuwenden.“ 

c) Nach Absatz 18 wird folgender Absatz 18a einge- 
fügt: 

„(18a) § 6b in der Fassung des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS....) ist erstmals auf Veräußerungen an- 
zuwenden, die nach dem 3 1 . Dezember 2001 vorge- 
nommen werden. Für Veräußerungen, die vor die- 
sem Zeitpunkt vorgenommen worden sind, ist § 6b 
in der im Veräußerungszeitpunkt geltenden Fassung 
weiter anzuwenden.“ 

d) Absatz 34 wird wie folgt geändert: 

aa) Dem Satz 1 wird folgender Satz vorangestellt: 

„§ 16 Abs. 1 in der Fassung des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S. ...) ist erstmals auf Ver- 
äußerungen anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2001 erfolgen.“ 

bb) Nach dem neuen Satz 3 wird folgender 
Satz eingefügt: 

„§ 16 Abs. 3 Satz 2 bis 4 in der Fassung des 
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) ist erstmals 
auf Realteilungen nach dem 31. Dezember 
2000 anzuwenden.“ 

e) Absatz 53 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die §§ 43 bis 45c in der Fassung des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433) zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom ... (BGBl. I S. ...) 
sind auf Kapitalerträge anzuwenden, für die Satz 1 
nicht gilt.“ 

Artikel 2 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 29 wird wie folgt gefasst: 
„(weggefallen) § 29“. 

b) Die Angabe zu § 39 wird wie folgt gefasst: 

„Einlagen der Anteilseigner und Sonderausweis 
§ 39“. 

c) Die Angabe zu § 40 wird wie folgt gefasst: 
„Umwandlung und Liquidation § 40“. 

2. In § 5 Abs. 2 werden am Ende der Nummer 2 der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende Nummer 3 ange- 
fügt: 

„3. soweit § 34 Abs. 7, § 37 oder § 38 Abs. 2 anzuwen- 
den ist.“ 
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3. In § 8a Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „nicht steuer- 
pflichtig“ durch die Wörter „nicht im Rahmen einer Ver- 
anlagung erfasst“ ersetzt. 

4. § 8b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Bezüge im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1, 2, 9 
und 10 Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes 
bleiben bei der Ermittlung des Einkommens außer 
Ansatz. Bezüge im Sinne des Satzes 1 sind auch Ein- 
nahmen aus der Veräußerung von Dividendenschei- 
nen und sonstigen Ansprüchen im Sinne des § 20 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a des Einkommen- 
steuergesetzes sowie Einnahmen aus der Abtretung 
von Dividendenansprüchen oder sonstigen Ansprü- 
chen im Sinne des § 20 Abs. 2 Satz 2 des Einkom- 
mensteuergesetzes.“ 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Bei der Ermittlung des Einkommens bleiben Ge- 
winne aus der Veräußerung eines Anteils an einer 
Körperschaft oder Personenvereinigung, deren Leis- 
tungen beim Empfänger zu Einnahmen im Sinne des 
§ 20 Abs. 1 Nr. 1, 2, 9 und 10 Buchstabe a des Ein- 
kommensteuergesetzes gehören, oder an einer Organ- 
gesellschaft im Sinne der §§ 14, 17 oder 18, aus der 
Auflösung oder der Herabsetzung ihres Nennkapitals 
oder aus dem Ansatz des in § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
Satz 3 des Einkommensteuergesetzes bezeichneten 
Werts sowie Gewinne im Sinne des § 21 Abs. 2 des 
Umwandlungssteuergesetzes außer Ansatz.“ 

c) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 1 gilt nicht, 

1 . wenn der in Absatz 2 bezeichnete Vorgang später 
als sieben Jahre nach der Einbringung stattfindet, 
oder 

2. soweit die Anteile nicht unmittelbar oder mittel- 
bar auf einer Einbringung im Sinne des § 20 
Abs. 1 Satz 1 oder § 23 Abs. 1 bis 3 des Um- 
wandlungssteuergesetzes oder auf einer Einbrin- 
gung durch einen nicht von Absatz 2 begünstigten 
Steuerpflichtigen innerhalb der in Nummer 1 be- 
zeichneten Frist beruhen.“ 

d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Für Ausgaben, die mit Bezügen im Sinne des 
Absatzes 1 oder mit Betriebsvermögensmehrungen 
im Sinne des Absatzes 2, die bei der Ermittlung des 
Einkommens außer Ansatz bleiben, in unmittelbarem 
wirtschaftlichen Zusammenhang stehen, gilt § 3c 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes nicht. Absatz 3 
bleibt unberührt. Von den Bezügen im Sinne des 
Absatzes 1 aus Anteilen an einer ausländischen Ge- 
sellschaft, die bei der Ermittlung des Einkommens 
außer Ansatz bleiben, gelten 5 vom Hundert als Aus- 
gaben, die nicht als Betriebsausgaben abgezogen 
werden dürfen.“ 

e) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Absätze 1 bis 5 gelten auch für die dort genann- 
ten Bezüge, Gewinne und Gewinnminderungen, die 


dem Steuerpflichtigen im Rahmen des Gewinnanteils 
aus einer Mituntemehmerschaft zugerechnet werden, 
sowie für Gewinne und Verluste, soweit sie bei der 
Veräußerung oder Aufgabe eines Mitunternehmeran- 
teils auf Anteile im Sinne des Absatzes 2 entfallen.“ 

5. § 12 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn die inländische 
Betriebsstätte einer beschränkt steuerpflichtigen Körper- 
schaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse auf- 
gelöst oder ins Ausland verlegt wird. Satz 1 gilt auch, 
wenn das Vermögen der Betriebsstätte als Ganzes auf 
einen anderen übertragen wird, es sei denn, die Übertra- 
gung erfolgt im Ausland zu Buchwerten durch einen Vor- 
gang, der einer Verschmelzung auf eine andere Körper- 
schaft im Sinne des § 2 des Umwandlungsgesetzes 
vergleichbar ist und das Besteuerungsrecht der Bundes- 
republik Deutschland geht nicht verloren. Unberührt blei- 
ben die Regelungen des Umwandlungssteuergesetzes.“ 

6. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt 
geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Verpflichtet sich eine Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien mit Ge- 
schäftsleitung und Sitz im Inland (Organgesell- 
schaft) durch einen Gewinnabführungsvertrag 
im Sinne des § 291 Abs. 1 des Aktiengesetzes, 
ihren ganzen Gewinn an ein einziges anderes ge- 
werbliches Unternehmen abzuführen, so ist das 
Einkommen der Organgesellschaft, soweit sich 
aus § 16 nichts anderes ergibt, dem Träger des 
Unternehmens (Organträger) zuzurechnen, wenn 
die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:“. 

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „und Sitz“ ge- 
strichen. 

cc) Der Nummer 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Ein negatives Einkommen der Organgesell- 
schaft bleibt im Rahmen der inländischen Be- 
steuerung unberücksichtigt, soweit es in einem 
ausländischen Staat im Rahmen einer der deut- 
schen Besteuerung des Organträgers entspre- 
chenden Besteuerung berücksichtigt wird.“ 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Schließen sich mehrere gewerbliche Unter- 
nehmen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2, die gemein- 
sam im Verhältnis zur Organgesellschaft die Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 Nr. 1 erfüllen, in der 
Rechtsform einer Personengesellschaft lediglich zum 
Zwecke der einheitlichen Willensbildung gegenüber 
der Organgesellschaft zusammen, ist die Personenge- 
sellschaft als gewerbliches Unternehmen anzusehen, 
wenn jeder Gesellschafter der Personengesellschaft 
ein gewerbliches Unternehmen unterhält. Der Perso- 
nengesellschaft ist das Einkommen der Organgesell- 
schaft vorbehaltlich des § 16 zuzurechnen, wenn zu- 
sätzlich zu den Voraussetzungen nach Absatz 1 

1. jeder Gesellschafter der Personengesellschaft an 
der Organgesellschaft vom Beginn ihres Wirt- 
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Schaftsjahres an ununterbrochen beteiligt ist und 
den Gesellschaftern die Mehrheit der Stimm- 
rechte im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 an der Or- 
gangesellschaft zusteht, 

2. die Personengesellschaft vom Beginn des Wirt- 
schaftsjahres der Organgesellschaft an ununter- 
brochen besteht, 

3. der Gewinnabführungsvertrag mit der Personen- 
gesellschaft abgeschlossen ist und im Verhältnis 
zu dieser Gesellschaft die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Nr. 3 erfüllt sind und 

4. durch die Personengesellschaft gewährleistet ist, 
dass der koordinierte Wille der Gesellschafter in 
der Geschäftsführung der Organgesellschaft tat- 
sächlich durchgesetzt wird.“ 

7. § 15 wird wie folgt gefasst: 

„§ 15 

Besondere Vorschriften zur Ermittlung des Einkommens 
der Organgesellschaft 

Bei der Ermittlung des Einkommens der Organgesell- 
schaft gilt abweichend von den allgemeinen Vorschriften 
Folgendes: 

1. Ein Verlustabzug im Sinne des § lOd des Einkom- 
mensteuergesetzes ist nicht zulässig. 

2. § 8b Abs. 1 und 2 sind nur anzuwenden, wenn der 
Organträger zu den durch diese Vorschriften begüns- 
tigten Steuerpflichtigen gehört. Ist der Organträger 
eine Personengesellschaft, sind die in Satz 1 genann- 
ten Vorschriften insoweit anzuwenden, als das zu- 
zurechnende Einkommen auf einen Gesellschafter 
entfällt, der zu den begünstigten Steuerpflichtigen 
gehört. Enthält das Einkommen der Organgesell- 
schaft Bezüge oder Gewinne im Sinne des § 8b 
Abs. 1 und 2, sind diese Bezüge und die damit zu- 
sammenhängenden Abzüge im Sinne des § 3c des 
Einkommensteuergesetzes bei der Ermittlung des 
Einkommens des Organträgers oder, wenn der Or- 
ganträger eine Personengesellschaft ist, bei der Er- 
mittlung des Gewinns der Gesellschafter der Perso- 
nengesellschaft zu berücksichtigen.“ 

8. In § 16 Satz 2 werden die Wörter „die Summe“ durch 
die Angabe „V3“ ersetzt. 

9. § 18 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Verpflichtet sich eine Organgesellschaft, ihren ganzen 
Gewinn an ein ausländisches gewerbliches Unterneh- 
men, das im Inland eine im Handelsregister eingetragene 
Zweigniederlassung unterhält, abzuführen, so ist das 
Einkommen der Organgesellschaft den beschränkt steu- 
erpflichtigen Einkünften aus der inländischen Zweignie- 
derlassung zuzurechnen, wenn 

1. der Gewinnabführungsvertrag unter der Firma der 
Zweigniederlassung abgeschlossen ist und 

2. die für die finanzielle Eingliederung erforderliche 
Beteiligung zum Betriebsvermögen der Zweignieder- 
lassung gehört.“ 


10. In § 26 Abs. 6 Satz 1 wird die Angabe „§ 34c Abs. 1 
Satz 2 und 3, Abs. 2 bis 8“ durch die Angabe „§ 34c 
Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 2 bis 7“ ersetzt. 

11. § 27 wird wie folgt gefasst: 

„§ 27 

Nicht auf das Nennkapital geleistete Einlagen 

(1) Die Kapitalgesellschaft hat die nicht in das 
Nennkapital geleisteten Einlagen am Schluss jedes 
Wirtschaftsjahrs auf einem besonderen Konto (steuer- 
liches Einlagekonto) auszuweisen. Das steuerliche 
Einlagekonto ist ausgehend von dem Bestand am Ende 
des vorangegangenen Wirtschaftsjahrs um die jewei- 
ligen Zu- und Abgänge des Wirtschaftsjahrs fortzu- 
schreiben. Leistungen der Kapitalgesellschaft mindern 
das steuerliche Einlagekonto nur, soweit die Summe 
der im Wirtschaftsjahr erbrachten Leistungen den auf 
den Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahrs er- 
mittelten Unterschiedsbetrag zwischen dem um das ge- 
zeichnete Kapital geminderten in der Steuerbilanz aus- 
gewiesenen Eigenkapital und dem Bestand des steuer- 
lichen Einlagekontos übersteigt. Ist für die Leistung 
der Kapitalgesellschaft die Minderung des Einlagekon- 
tos bescheinigt worden, bleibt die der Bescheinigung 
zugrunde gelegte Verwendung unverändert. 

(2) Der unter Berücksichtigung der Zu- und Ab- 
gänge des Wirtschaftsjahrs ermittelte Bestand des steu- 
erlichen Einlagekontos wird gesondert festgestellt. Der 
Bescheid über die gesonderte Feststellung ist Grund- 
lagenbescheid für den Bescheid über die gesonderte 
Feststellung zum folgenden Feststellungszeitpunkt. 
Kapitalgesellschaften haben auf den Schluss jedes 
Wirtschaftsjahrs Erklärungen zur gesonderten Feststel- 
lung von Besteuerungsgrundlagen abzugeben. Die Er- 
klärungen sind von den in § 34 der Abgabenordnung 
bezeichneten Personen eigenhändig zu unterschreiben. 

(3) Erbringt eine Kapitalgesellschaft für eigene 
Rechnung Leistungen, die als Abgang auf dem steuer- 
lichen Einlagekonto zu berücksichtigen sind, so ist sie 
verpflichtet, ihren Anteilseignern die folgenden Anga- 
ben nach amtlich vorgeschriebenem Muster zu be- 
scheinigen: 

1 . den Namen und die Anschrift des Anteilseigners, 

2. die Höhe der Leistungen, soweit das steuerliche 
Einlagekonto gemindert wurde, 

3. den Zahlungstag. 

Die Bescheinigung braucht nicht unterschrieben zu 
werden, wenn sie in einem maschinellen Verfahren 
ausgedruckt worden ist und den Aussteller erkennen 
lässt. 

(4) Ist die in Absatz I bezeichnete Leistung einer 
Kapitalgesellschaft von der Vorlage eines Dividenden- 
scheins abhängig und wird sie für Rechnung der Kapi- 
talgesellschaft durch ein inländisches Kreditinstitut er- 
bracht, so hat das Institut dem Anteilseigner eine Be- 
scheinigung mit den in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten 
Angaben nach amtlich vorgeschriebenem Muster zu er- 
teilen. Aus der Bescheinigung muss ferner hervorge- 
hen, für welche Kapitalgesellschaft die Leistung er- 
bracht wird. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend. 
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wenn anstelle eines inländischen Kreditinstituts eine in- 
ländische Zweigniederlassung eines der in § 53b Abs. 1 
oder 7 des Gesetzes über das Kreditwesen genannten 
Institute oder Unternehmen die Leistung erbringt. 

(5) Der Aussteller einer Bescheinigung, die den 
Absätzen 3 und 4 nicht entspricht, haftet für die auf 
Grund der Bescheinigung verkürzten Steuern oder zu 
Unrecht gewährten Steuervorteile. Ist die Bescheini- 
gung durch ein inländisches Kreditinstitut oder durch 
eine inländische Zweigniederlassung eines der in § 53b 
Abs. 1 und 7 des Gesetzes über das Kreditwesen ge- 
nannten Institute oder Unternehmen auszustellen, so 
haftet die Kapitalgesellschaft auch, wenn sie zum 
Zweck der Bescheinigung unrichtige Angaben macht. 

(6) Geht das Vermögen einer Kapitalgesellschaft 
durch Verschmelzung nach § 2 des Umwandlungsge- 
setzes auf eine unbeschränkt steuerpflichtige Körper- 
schaft über, so ist der Bestand des steuerlichen Einla- 
gekontos dem steuerlichen Einlagekonto der überneh- 
menden Körperschaft hinzuzurechnen. 

(7) Geht Vermögen einer Kapitalgesellschaft durch 
Aufspaltung oder Abspaltung im Sinne des § 123 
Abs. 1 und 2 des Umwandlungsgesetzes auf eine unbe- 
schränkt steuerpflichtige Körperschaft über, so ist der 
Betrag des steuerlichen Einlagekontos der übertragen- 
den Kapitalgesellschaft einer übernehmenden Körper- 
schaft im Verhältnis der übergehenden Vermögensteile 
zu dem bei der übertragenden Kapitalgesellschaft vor 
dem Übergang bestehenden Vermögen zuzuordnen, 
wie es in der Regel in den Angaben zum Umtauschver- 
hältnis der Anteile im Spaltungs- und Übemahmever- 
trag oder im Spaltungsplan (§ 126 Abs. 1 Nr. 3, § 136 
des Umwandlungsgesetzes) zum Ausdruck kommt. 
Entspricht das Umtauschverhältnis der Anteile nicht 
dem Verhältnis der übergehenden Vermögensteile zu 
dem bei der übertragenden Kapitalgesellschaft vor der 
Spaltung bestehenden Vermögen, ist das Verhältnis der 
gemeinen Werte der übergehenden Vermögensteile zu 
dem vor der Spaltung vorhandenen Vermögen maßge- 
bend. Soweit das Vermögen auf eine Personengesell- 
schaft übergeht, mindert sich das steuerliche Einlage- 
konto der übertragenden Kapitalgesellschaft in dem 
Verhältnis der übergehenden Vermögensteile zu dem 
vor der Spaltung bestehenden Vermögen. 

(8) In den Fällen des § 14 Nr. 4 sind die aus dem 
Jahresüberschuss in die Rücklagen eingestellten Be- 
träge bei der Organgesellschaft auf dem steuerlichen 
Einlagekonto zu erfassen. Werden diese Rücklagen 
aufgelöst, mindert der Auflösungsbetrag das steuerli- 
che Einlagekonto. 

(9) Die vorstehenden Absätze gelten sinngemäß für 
andere Körperschaften und Personenvereinigungen, die 
Leistungen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1, 9 und 10 
des Einkommensteuergesetzes gewähren können.“ 

12. § 28 wird wie folgt gefasst: 

„§ 28 

Umwandlung von Rücklagen in Nennkapital 

(1) Wird das Nennkapital durch Umwandlung von 
Rücklagen erhöht, so gilt der auf dem steuerlichen Ein- 


lagekonto nach § 27 ausgewiesene Betrag als vor den 
sonstigen Rücklagen umgewandelt. Enthält das Nenn- 
kapital auch Beträge, die ihm durch Umwandlung von 
sonstigen Rücklagen mit Ausnahme von aus Einlagen 
der Anteilseigner stammenden Beträgen zugeführt 
worden sind, so sind diese Teile des Nennkapitals ge- 
trennt auszuweisen und gesondert festzustellen (Son- 
derausweis). § 27 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Im Fall der Herabsetzung des Nennkapitals oder 
der Auflösung der Körperschaft wird zunächst der 
Sonderausweis gemindert; ein übersteigender Betrag 
ist dem steuerlichen Einlagekonto gutzuschreiben. Die 
Rückzahlung des Nennkapitals gilt, soweit der Sonder- 
ausweis gemindert wird, als Gewinnausschüttung, die 
beim Anteilseigner zu Bezügen im Sinne des § 20 
Abs. 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes führt. 

(3) Spätere Einlagen sind zunächst mit dem Sonder- 
ausweis zu verrechnen; nur der den Sonderausweis 
übersteigende Betrag ist dem Einlagekonto gutzu- 
schreiben. Im Fall der Verschmelzung, Aufspaltung 
oder Abspaltung gilt § 27 Abs. 6 und 7 entsprechend.“ 

13. § 29 wird aufgehoben. 

14. § 32 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Körperschaftsteuer ist nicht abgegolten, 

1. soweit der Steuerpflichtige wegen der Steuerab- 
zugsbeträge in Anspruch genommen werden kann 
oder 

2. soweit § 34 Abs. 7, § 37 oder § 38 Abs. 2 anzuwen- 
den ist.“ 

15. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 Buchstabe b wird die Zahl „4“ 
durch die Zahl „2“ ersetzt. 

bb) Nummer 3 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 2 Nr. 1 werden die Angabe „§§ 44 und 
45“ durch die Angabe „§§ 27 und 37“ ersetzt und 
die Wörter „sowie die Vordrucke für die Erklärung 
für die in § 47 vorgeschriebene gesonderte Feststel- 
lung“ gestrichen. 

16. § 34 wird wie folgt gefasst: 

„§34 

Schlussvorschriften 

(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in den 
folgenden Absätzen sowie in § 35 nichts anderes be- 
stimmt ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum 
2002 anzuwenden. 

(2) Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung des 
Artikels 3 des Gesetzes vom 23 . Oktober 2000 
(BGBl. I S. 1433) ist bei vom Kalenderjahr abwei- 
chenden Wirtschaftsjahren erstmals für den Veranla- 
gungszeitraum 2002 anzuwenden, wenn das erste im 
Veranlagungszeitraum 2001 endende Wirtschaftsjahr 
vor dem 1. Januar 2001 beginnt. 

(2a) § 5 Abs. 2, § 8a Abs. 1, §§ 8b, 15, 16 und 18, 
§ 26 Abs. 6, §§ 27 und 28, § 32 Abs. 2, § 33 Abs. 1 
und 2, §§ 35, 36, 37, 38 und 39 sowie § 40 Abs. 3 in 
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der Fassung des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. . . .) sind, 
soweit in den folgenden Absätzen nicht anderes be- 
stimmt ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum an- 
zuwenden, für den erstmals das Körperschaftsteuerge- 
setz in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom 
23. Oktober 2000 (BGBl. 1 S. 1433) anzuwenden ist. 
§ 29 wird mit Wirkung ab diesem Veranlagungszeit- 
raum gestrichen. 

(3) Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften so- 
wie Vereine können bis zum 31. Dezember 1991, in 
den Fällen des § 54 Abs. 4 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. Februar 1984 (BGBl. 1 S.217), das durch Arti- 
kel 9 des Gesetzes vom 18. Dezember 1989 (BGBl. 1 
S. 2212) geändert worden ist, bis zum 31. Dezember 
1992 oder, wenn es sich um Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften oder Vereine in dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet handelt, bis zum 
31. Dezember 1993 durch schriftliche Erklärung auf 
die Steuerbefreiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 10 und 14 des 
Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 22. April 1999 (BGBl. 1 S. 817), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 
2000 (BGBl. 1 S. 1034) geändert worden ist, verzich- 
ten, und zwar auch für den Veranlagungszeitraum 
1990. Die Körperschaft ist mindestens für fünf aufein- 
ander folgende Kalenderjahre an die Erklärung gebun- 
den. Die Erklärung kann nur mit Wirkung vom Beginn 
eines Kalenderjahrs an widerrufen werden. Der Wider- 
ruf ist spätestens bis zur Unanfechtbarkeit der Steuer- 
festsetzung des Kalenderjahrs zu erklären, für das er 
gelten soll. 

(4) § 8b ist erstmals anzuwenden für 

1. Bezüge im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des 
Einkommensteuergesetzes, auf die bei der ausschüt- 
tenden Körperschaft der Vierte Teil des Körper- 
schaftsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), das zu- 
letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1034), geändert worden ist, nicht mehr 
anzuwenden ist; 

2. Gewinne und Gewinnminderungen im Sinne des 
§ 8b Abs. 2 und 3 nach Ablauf des ersten Wirt- 
schaftsjahrs der Gesellschaft, an der die Anteile be- 
stehen, das dem letzten Wirtschaftsjahr folgt, das in 
dem Veranlagungszeitraum endet, in dem das Kör- 
perschaftsteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), das 
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1034) geändert worden ist, letzt- 
mals anzuwenden ist. 

Bis zu den in Satz 1 genannten Zeitpunkten ist § 8b in 
der Fassung der Bekanntmachung des Körperschaft- 
steuergesetzes vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1034) geändert worden ist, weiter an- 
zuwenden. Bei der Gewinnermittlung für Wirtschafts- 
jahre, die nach dem 15. August 2001 [Tag der Be- 
schlussfassung durch das Kabinett] enden, gilt Folgen- 
des: 


§ 8b Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. April 1999 
(BGBl. I S. 817), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 14. Juli 2000 (BGBl. I S. 1034), ist mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass über Satz 2 der Vor- 
schrift hinausgehend auch Gewinnminderungen aus 
Teilwertabschreibungen nicht zu berücksichtigen sind, 
soweit die Anteile von einem verbundenen Unterneh- 
men (§15 des Aktiengesetzes) erworben worden sind. 
Die Wertminderung von Anteilen an Kapitalgesell- 
schaften, die die Voraussetzungen für die Anwendung 
des § 8b Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. April 1999 
(BGBl. I S. 817), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 14. Juli 2000 (BGBl. I S. 1034) im Zeit- 
punkt der Wertminderung nicht oder nicht mehr erfül- 
len, ist in Höhe des Teils der Anschaffungskosten der 
Anteile nicht zu berücksichtigen, der bei der Veräuße- 
rung der Anteile durch einen früheren Anteilseigner 
nach § 8b Abs. 2 Satz 1 des Körperschaftsteuergeset- 
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. April 

1999 (BGBl. I S. 817), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 14. Juli 2000 (BGBl. I S. 1034), 
oder nach § 8b Abs. 2 Satz 1 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 23. Oktober 

2000 (BGBl. I S. 1433), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Dezember 2001 
(BGBl. I S. 1850), bei der Ermittlung des Einkommens 
außer Ansatz geblieben ist. Die Wertminderung von 
Anteilen an inländischen oder ausländischen Kapital- 
gesellschaften ist nicht zu berücksichtigen, soweit sie 
auf eine Wertminderung im Sinne der Sätze 4 und 5 
von Anteilen an nachgeordneten Kapitalgesellschaften 
zurückzuführen ist. 

(5) § 12 Abs. 2 in der Fassung des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. ...) ist erstmals auf Vermögensübertragun- 
gen anzuwenden, die nach dem 3 1 . Dezember 200 1 
vorgenommen werden. 

(6) § 14 Abs. 1 ist auch in früheren Veranlagungs- 
zeiträumen anzuwenden. § 14 Abs. 2 ist anzuwenden: 

1. für den Veranlagungszeitraum 2000 und frühere 
Veranlagungszeiträume in folgender Fassung: 

„(2) Schließen sich mehrere gewerbliche Unter- 
nehmen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2, die gemein- 
sam im Verhältnis zur Organgesellschaft die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 erfüllen, in der 
Rechtsform einer Personengesellschaft lediglich 
zum Zwecke der einheitlichen Willensbildung ge- 
genüber der Organgesellschaft zusammen, ist die 
Personengesellschaft als gewerbliches Unterneh- 
men anzusehen, wenn jeder Gesellschafter der Per- 
sonengesellschaft ein gewerbliches Unternehmen 
unterhält. Der Personengesellschaft ist das Einkom- 
men der Organgesellschaft vorbehaltlich des § 16 
zuzurechnen, wenn zusätzlich zu den Voraussetzun- 
gen nach Absatz 1 

1 . jeder Gesellschafter der Personengesellschaft an 
der Organgesellschaft vom Beginn ihres Wirt- 
schaftsjahrs an ununterbrochen beteiligt ist und 
den Gesellschaftern die Mehrheit der Stimm- 
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rechte im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 an der Or- 
gangesellschaft zusteht, 

2. die Personengesellschaft vom Beginn des Wirt- 
schaftsjahrs der Organgesellschaft an ununter- 
brochen besteht, 

3 . der Gewinnabfährungsvertrag mit der Personen- 
gesellschaft abgeschlossen ist und im Verhältnis 
zu dieser Gesellschaft die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Nr. 3 erfüllt sind 

4. durch die Personengesellschaft gewährleistet ist, 
dass der koordinierte Wille der Gesellschafter in 
der Geschäftsführung der Organgesellschaft tat- 
sächlich durchgesetzt wird und 

5. die Organgesellschaft jedes der gewerblichen 
Unternehmen der Gesellschafter der Personen- 
gesehschaft nach Maßgabe des § 14 Abs. 1 
Nr. 2 des Körperschaftsteuergesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. April 1999 
(BGBl. I S. 817), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1034), wirtschaftlich fördert oder 
ergänzt.“ 

2. ab dem Veranlagungszeitraum 2003 in folgender 
Fassung: 

„(2) Schließen sich mehrere gewerbliche Unter- 
nehmen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2, die gemein- 
sam im Verhältnis zur Organgesellschaft die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 erfüllen, in der 
Rechtsform einer Personengesehschaft lediglich 
zum Zwecke der einheitlichen Willensbildung ge- 
genüber der Organgesellschaft zusammen, ist die 
Personengesellschaft als gewerbliches Unterneh- 
men anzusehen, wenn jeder Gesellschafter der Per- 
sonengesehschaft ein gewerbliches Unternehmen 
unterhält. Der Personengesehschaft ist das Einkom- 
men der Organgesellschaft vorbehaltlich des § 16 
zuzurechnen, wenn zusätzlich zu den Voraussetzun- 
gen nach Absatz 1 

1 . jeder Gesellschafter der Personengesellschaft an 
der Organgesellschaft vom Beginn ihres Wirt- 
schaftsjahrs an ununterbrochen ab 2003: zu 
mindestens 25 v. H. beteiligt ist und den Gesell- 
schaftern die Mehrheit der Stimmrechte im 
Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 an der Organgesell- 
schaft zusteht, 

2. die Personengesellschaft vom Beginn des Wirt- 
schaftsjahrs der Organgesellschaft an ununter- 
brochen besteht, 

3 . der Gewinnabführungsvertrag mit der Personen- 
gesellschaft abgeschlossen ist und im Verhältnis 
zu dieser Gesellschaft die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Nr. 3 erfüllt sind und 

4. durch die Personengesellschaft gewährleistet ist, 
dass der koordinierte Wille der Gesellschafter in 
der Geschäftsführung der Organgesellschaft tat- 
sächlich durchgesetzt wird.“ 


(7) § 21b Satz 3 ist letztmals für das Wirtschaftsjahr 
anzuwenden, das nach dem 3 1 . Dezember 2002 endet. 
Eine Rücklage, die am Schluss des letzten vor dem 
1. Januar 1999 endenden Wirtschaftsjahrs zulässiger- 
weise gebildet ist, ist in den folgenden fünf Wirt- 
schaftsjahren mit mindestens je einem Fünftel gewinn- 
erhöhend aufzulösen. 

(8) Die Vorschriften des Vierten Teils des Körper- 
schaftsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), das zu- 
letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1034) geändert worden ist, sind letztmals 
anzuwenden 

1. für Gewinnausschüttungen, die auf einem den ge- 
sellschaftsrechtlichen Vorschriften entsprechenden 
Gewinnverteilungsbeschluss für ein abgelaufenes 
Wirtschaftsjahr beruhen, und die in dem ersten 
Wirtschaftsjahr erfolgen, das in dem Veranlagungs- 
zeitraum endet, für den das Körperschaftsteuerge- 
setz in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433) erstmals 
anzuwenden ist; 

2. für andere Ausschüttungen und sonstige Leistun- 
gen, die in dem Wirtschaftsjahr erfolgen, das dem in 
Nummer 1 genannten Wirtschaftsjahr vorangeht. 

Für unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaften und 
Personenvereinigungen, deren Leistungen bei den 
Empfängern zu den Einnahmen im Sinne des § 20 
Abs. 1 Nr. 1 oder 2 des Einkommensteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 16. April 1997 
(BGBl. I S. 821), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge- 
setzes vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433) geän- 
dert worden ist, gehören, beträgt die Körperschaft- 
steuer 45 vom Hundert der Einnahmen im Sinne des 
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 des Einkommensteuergesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. April 
1997 (BGBl. I S. 821), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433) ge- 
ändert worden ist, zuzüglich der darauf entfallenden 
Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 3 des Ein- 
kommensteuergesetzes in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 16. April 1997 (BGBl. I S. 821), das zu- 
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Oktober 
2000 (BGBl. I S. 1433) geändert worden ist, für die der 
Teilbetrag im Sinne des § 54 Abs. 11 Satz 1 des Kör- 
perschaftsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), das zu- 
letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1034) geändert worden ist, als verwendet 
gilt. § 44 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 Satz 3 des Körperschaft- 
steuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 (BGBl. I 

S. 1034) geändert worden ist, gilt entsprechend. Die 
Körperschaftsteuer beträgt höchstens 45 vom Hundert 
des zu versteuernden Einkommens. Die Sätze 2 bis 4 
gelten nicht für steuerbefreite Körperschaften und Per- 
sonenvereinigungen im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 9, 
soweit die Einnahmen in einem wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieb anfallen, für den die Steuerbefreiung 
ausgeschlossen ist. Die Körperschaftsteuer beträgt 
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17. § 35 wird wie folgt gefasst: 


40 vom Hundert der Einnahmen im Sinne des § 20 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 16. April 1997 
(BGBl. 1 S. 821), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge- 
setzes vom 23. Oktober 2000 (BGBl. 1 S. 1433) ge- 
ändert worden ist, zuzüglich der darauf entfallenden 
Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 3 des Ein- 
kommensteuergesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 16. April 1997 (BGBl. 1 S. 821), das zu- 
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Oktober 
2000 (BGBl. 1 S. 1433) geändert worden ist, für die der 
Teilbetrag im Sinne des § 30 Abs. 1 Nr. 1 des Körper- 
schaftsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), das zu- 
letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1034) geändert worden ist, als verwendet 
gilt. Die Körperschaftsteuer beträgt höchstens 40 vom 
Hundert des zu versteuernden Einkommens abzüglich 
des nach den Sätzen 2 bis 4 besteuerten Einkommens. 
Sätze 3 und 5 gelten entsprechend. 

(9) § 28 Abs. 4 des Körperschaftsteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. April 1999 
(BGBl. I S. 817), das zuletzt durch Artikel 4 des Ge- 
setzes vom 14. Juli 2000 (BGBl. I S. 1034) geändert 
worden ist, gilt auch, wenn für eine Gewinnausschüt- 
tung zunächst der in § 54 Abs. 11 Satz 1 des Körper- 
schaftsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), das zu- 
letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1034) geändert worden ist, genannte Teil- 
betrag als verwendet gegolten hat. Ist für Leistungen 
einer Kapitalgesellschaft nach §§ 44 oder 45 des Kör- 
perschaftsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), das zu- 
letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1034) geändert worden ist, Eigenkapital im 
Sinne des § 54 Abs. 1 1 Satz 1 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. April 1999 (BGBl. I S. 817), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1034) geändert worden ist, bescheinigt worden, 
bleibt die der Bescheinigung zugrunde gelegte Ver- 
wendung unverändert, wenn später eine höhere Leis- 
tung gegen den Teilbetrag nach § 54 Abs. 1 1 Satz 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1034) geändert worden ist, verrech- 
net werden könnte. 

(10) Auf Liquidationen, deren Besteuerungszeit- 
raum im Jahr 2001 endet, ist erstmals das Körper- 
schaftsteuergesetz in der Fassung des Artikels 3 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433), das 
zuletzt durch das Gesetz vom . . . (BGBl. I S. . . .) geän- 
dert worden ist, anzuwenden. Bei Liquidationen, die 
über den 3 1 . Dezember 2000 hinaus Fortdauern, endet 
der Besteuerungszeitraum nach § 11 auf Antrag der 
Körperschaft oder Personenvereinigung, der bis zum 
30. Juni 2002 zu stellen ist, mit Ablauf des 31. Dezem- 
ber 2000. Auf diesen Zeitpunkt ist ein steuerlicher 
Zwischenabschluss zu fertigen. Für den danach begin- 
nenden Besteuerungszeitraum ist Satz 1 anzuwenden.“ 


„§ 35 

Sondervorschriften für Körperschaften, Personen- 
vereinigungen oder Vermögensmassen in dem in 

Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 

Soweit ein Verlust einer Körperschaft, Personenver- 
einigung oder Vermögensmasse, die am 31. Dezember 
1990 ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz in dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet und 
im Jahre 1990 keine Geschäftsleitung und keinen Sitz 
im bisherigen Geltungsbereich des Körperschaftsteuer- 
gesetzes hatte, aus dem Veranlagungszeitraum 1990 auf 
das Einkommen eines Veranlagungszeitraums für das 
das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung des Arti- 
kels 3 des Gesetzes vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I 
S. 1433) erstmals anzuwenden ist oder eines nachfol- 
genden Veranlagungszeitraumes vorgetragen wird, ist 
das steuerliche Einlagekonto zu erhöhen.“ 

18. In § 36 werden die Absätze 4 bis 6 wie folgt gefasst: 

„(4) Ist die Summe der unbelasteten Teilbeträge im 
Sinne des § 30 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 des Körperschaft- 
steuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1034), nach Anwendung der Absätze 2 
und 3 negativ, sind diese Teilbeträge zunächst unter- 
einander und danach mit den mit Körperschaftsteuer 
belasteten Teilbeträgen in der Reihenfolge zu verrech- 
nen, in der ihre Belastung zunimmt. 

(5) Ist die Summe der unbelasteten Teilbeträge im 
Sinne des § 30 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 des Körperschaft- 
steuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1034), nach Anwendung der Absätze 2 
und 3 nicht negativ, sind zunächst die Teilbeträge im 
Sinne des § 30 Abs. 2 Nr. 1 und 3 des Körperschaft- 
steuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1034), zusammenzufassen. Ein sich aus 
der Zusammenfassung ergebender Negativbetrag ist 
vorrangig mit einem positiven Teilbetrag im Sinne des 
§ 30 Abs. 2 Nr. 2 des Körperschaftsteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. April 1999 
(BGBl. I S. 817), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 14. Juli 2000 (BGBl. I S. 1034), zu ver- 
rechnen. Ein negativer Teilbetrag im Sinne des § 30 
Abs. 2 Nr. 2 des Körperschaftsteuergesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. April 1999 
(BGBl. I S. 817), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 14. Juli 2000 (BGBl. I S. 1034), ist vor- 
rangig mit dem positiven zusammengefassten Teilbe- 
trag im Sinne des Satzes 1 zu verrechnen. 

(6) Ist einer der belasteten Teilbeträge negativ, sind 
diese Teilbeträge zunächst untereinander zu verrech- 
nen. Ein sich danach ergebender Negativbetrag min- 
dert vorrangig den nach Anwendung des Absatzes 5 
verbleibenden positiven Teilbetrag im Sinne des § 30 
Abs. 2 Nr. 2 des Körperschaftsteuergesetzes in der Fas- 
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sung der Bekanntmachung vom 22. April 1999 
(BGBl. I S. 817), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 14. Juli 2000 (BGBl. I S. 1034); ein da- 
rüber hinausgehender Negativbetrag mindert den posi- 
tiven zusammengefassten Teilbetrag nach Absatz 5 
Satz 1.“ 

19. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„§ 27 Abs. 2 gilt entsprechend.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Erhält eine unbeschränkt steuerpflichtige 
Körperschaft oder Personenvereinigung, deren 
Leistungen bei den Empfängern zu den Einnahmen 
im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 des Einkom- 
mensteuergesetzes in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 16. April 1997 (BGBl. I S. 821), das 
zuletzt durch . . . geändert worden ist, gehören, Be- 
züge, die nach § 8b Abs. 1 bei der Einkommenser- 
mittlung außer Ansatz bleiben, und die bei der leis- 
tenden Körperschaft zu einer Minderung der Kör- 
perschaftsteuer geführt haben, erhöht sich bei ihr 
die Körperschaftsteuer und das Körperschaftsteuer- 
guthaben um den Betrag der Minderung der Kör- 
perschaftsteuer bei der leistenden Körperschaft. 
Satz 1 gilt auch, wenn der Körperschaft oder Perso- 
nenvereinigung die entsprechenden Bezüge einer 
Organgesellschaft zugerechnet werden, weil sie 
entweder Organträger ist, oder an einer Personen- 
gesellschaft beteiligt ist, die Organträger ist. Im 
Fall des § 4 des Umwandlungssteuergesetzes sind 
Sätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden. Die leis- 
tende Körperschaft hat der Empfängerin die folgen- 
den Angaben nach amtlich vorgeschriebenem Mus- 
ter zu bescheinigen: 

1. den Namen und die Anschrift des Anteilseig- 
ners, 

2. die Höhe des in Anspruch genommenen Körper- 
schaftsteuerminderungsbetrags, 

3. den Zahlungstag. 

§ 27 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 und 5 gilt entsprechend. 
Sätze 1 bis 4 gelten nicht für steuerbefreite Körper- 
schaften und Personenvereinigungen im Sinne des 
§ 5 Abs. 1 Nr. 9, soweit die Einnahmen in einem 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb anfallen, für den 
die Steuerbefreiung ausgeschlossen ist.“ 

20. § 38 wird wie folgt gefasst: 

„§38 

Körperschaftsteuererhöhung 

(l)Ein positiver Endbetrag im Sinne des §36 
Abs. 7 aus dem Teilbetrag im Sinne des § 30 Abs. 2 
Nr. 2 des Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. April 1999 (BGBl. I 
S. 817), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
14. Juli 2000 (BGBl. I S. 1034) geändert worden ist, ist 
auch zum Schluss der folgenden Wirtschaftsjahre fort- 
zuschreiben und gesondert festzustellen. § 27 Abs. 2 
gilt entsprechend. Der Betrag verringert sich jeweils, 
soweit er als für Leistungen verwendet gilt. Er gilt als 


für Leistungen verwendet, soweit die Summe der Leis- 
tungen, die die Gesellschaft im Wirtschaftsjahr er- 
bracht hat, den auf den Schluss des vorangegangenen 
Wirtschaftsjahrs ermittelten Unterschiedsbetrag zwi- 
schen dem um das gezeichnete Kapital geminderten in 
der Steuerbilanz ausgewiesenen Eigenkapital einer- 
seits und der Summe des Bestands des steuerlichen 
Einlagekontos zuzüglich des Bestands im Sinne des 
Satzes 1 andererseits übersteigt. 

(2) Die Körperschaftsteuer des Veranlagungszeit- 
raums, in dem das Wirtschaftsjahr endet, in dem die 
Leistungen erfolgen, erhöht sich um des Betrags der 
Leistungen, für die ein Teilbetrag aus dem Endbetrag 
im Sinne des Absatzes 1 als verwendet gilt. Die Kör- 
perschaftsteuererhöhung mindert den Endbetrag im 
Sinne des Absatzes 1 bis zu dessen Verbrauch. Satz 1 
ist letztmals für den Veranlagungszeitraum anzuwen- 
den, indem das 15. Wirtschaftsjahr endet, das auf das 
Wirtschaftsjahr folgt, auf dessen Schluss nach § 37 
Abs. 1 Körperschaftsteuerguthaben ermittelt werden. 

(3) Die Körperschaftsteuer wird nicht erhöht, soweit 
eine von der Körperschaftsteuer befreite Körperschaft 
Leistungen an einen unbeschränkt steuerpflichtigen, 
von der Körperschaftsteuer befreiten Anteilseigner 
oder an eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
vomimmt. Der Anteilseigner ist verpflichtet, der aus- 
schüttenden Körperschaft seine Befreiung durch eine 
Bescheinigung des Finanzamts nachzuweisen, es sei 
denn, er ist eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts. Das gilt nicht, soweit die Leistung auf Anteile 
entfällt, die in einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
gehalten werden, für den die Befreiung von der Kör- 
perschaftsteuer ausgeschlossen ist, oder in einem nicht 
von der Körperschaftsteuer befreiten Betrieb gewerb- 
licher Art.“ 

21. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt fasst: 

„§39 

Einlagen der Anteilseigner und Sonderausweis“. 

b) Der bisherige Text wird Absatz 1 . 

c) Nach dem neuen Absatz 1 wird folgender Absatz 2 
angefügt: 

„(2) Der nach § 47 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Kör- 
perschaftsteuergesetzes in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 22. April 1999 (BGBl. I 
S. 817), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 14. Juli 2000 (BGBl. I S. 1034) geändert wor- 
den ist, zuletzt festgestellte Betrag, gemindert um 
die Gewinnausschüttungen sowie anderen Aus- 
schüttungen und sonstige Leistungen im Sinne des 
§ 36 Abs. 2 Satz 1, wird als Anfangsbestand in die 
Feststellung nach § 28 Abs. 1 Satz 2 einbezogen.“ 

22. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 40 

Umwandlung und Liquidation“. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „verwendba- 
res Eigenkapital“ durch die Wörter „das um das ge- 
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zeichnete Kapital geminderte in der Steuerbilanz 
ausgewiesene Eigenkapital zuzüglich des Sonder- 
ausweises im Sinne des § 28“ ersetzt. 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefugt: 

„(4) Wird das Vermögen einer Körperschaft oder 
Personvereinigung im Rahmen einer Liquidation 
im Sinne des § 11 verteilt, so mindert oder erhöht 
sich die Körperschaftsteuer um den Betrag, der sich 
nach den §§ 37 und 38 ergeben würde, wenn das 
verteilte Vermögen als im Zeitpunkt der Verteilung 
für eine Ausschüttung verwendet gelten würde. 
Das gilt auch insoweit, als das Vermögen bereits 
vor Schluss der Liquidation verteilt wird. Die Min- 
derung bzw. Erhöhung der Körperschaftsteuer ist 
für den Veranlagungszeitraum vorzunehmen, in 
dem die Liquidation bzw. der jeweilige Besteue- 
rungszeitraum endet. Eine Minderung oder Erhö- 
hung ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 
2001 und letztmals für den Veranlagungszeitraum 
2017 vorzunehmen. Bei Liquidationen, die über 
den 31. Dezember 2017 hinaus fortdauem, endet 
der Besteuerungszeitraum nach § 1 1 mit Ablauf des 
31. Dezember 2017. Auf diesen Zeitpunkt ist ein 
steuerlicher Zwischenabschluss zu fertigen.“ 

Artikel 3 

Änderung des Umwandlungssteuergesetzes 

Das Umwandlungssteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom ... (BGBl. I S. ...), zuletzt geändert 
durch . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1 . § 7 wird wie folgt gefasst: 

„§ 7 

Ermittlung der Einkünfte bei Anteilseignern, die nicht 
im Sinne des § 17 des Einkommensteuergesetzes 
beteiligt sind 

Haben Anteile an der übertragenden Körperschaft 
zum Zeitpunkt des Vermögensübergangs zum Privatver- 
mögen eines Gesellschafters der übernehmenden Perso- 
nengesellschaft gehört, und handelt es sich nicht um An- 
teile im Sinne des § 17 des Einkommensteuergesetzes, 
so sind ihm der Teil des in der Steuerbilanz ausgewiese- 
nen Eigenkapitals abzüglich des gezeichneten Kapitals 
und abzüglich des anteiligen steuerlichen Einlagekontos 
im Sinne des § 27 des Körperschaftsteuergesetzes und 
zuzüglich des Sonderausweises im Sinne des § 28 des 
Körperschaftsteuergesetzes in dem Verhältnis der An- 
teile zum Nennkapital der übertragenden Körperschaft 
als Bezüge aus Kapitalvermögen im Sinne des § 20 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes zuzu- 
rechnen. Für Anteile, bei deren Veräußerung ein Veräu- 
ßerungsverlust nach § 17 Abs. 2 Satz 4 des Einkommen- 
steuergesetzes nicht zu berücksichtigen wäre, gilt Satz 1 
entsprechend.“ 

2. § 8 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) In den Fällen des Absatzes 1 sind § 17 Abs. 3, 
§ 22 Nr. 2 und § 34 Abs. 1 und 3 des Einkommensteuer- 
gesetzes nicht anzuwenden.“ 


3. § 9 wird wie folgt gefasst: 

„§ 9 

Entsprechende Anwendung von Vorschriften beim 
Vermögensübergang auf eine natürliche Person 

(1) Wird das Vermögen der übertragenden Körper- 
sehaft Betriebsvermögen einer natürlichen Person, so 
sind die §§ 4 bis 7 entsprechend anzuwenden. 

(2) Wird das Vermögen der übertragenden Körper- 
schaft Privatvermögen einer natürlichen Person, so sind 
§ 4 Abs. 2 Satz 1 und 2 und Abs. 3 sowie § 5 Abs. 1, § 7 
und § 8 Abs. 2 sinngemäß anzuwenden.“ 

4. § 10 wird wie folgt gefasst: 

„§ 10 

Körperschaftsteuerminderung und 
Körperschaftsteuererhöhung 

Die Körperschaftsteuerschuld der übertragenden Kör- 
perschaft mindert oder erhöht sich in dem Veranlagungs- 
zeitraum der Umwandlung um den Betrag, der sich nach 
den §§37 und 38 des Körperschaftsteuergesetzes erge- 
ben würde, wenn das um das gezeichnete Kapital gemin- 
derte in der Steuerbilanz ausgewiesene Eigenkapital zu- 
züglich des Sonderausweises im Sinne des § 28 als am 
Übertragungsstichtag für eine Ausschüttung verwendet 
gelten würde.“ 

5. In § 12 Abs. 5 wird Satz 1 wie folgt gefasst: 

„Der Vermögensübergang in den nicht steuerpflichtigen 
oder steuerbefreiten Bereich der übernehmenden Kör- 
perschaft gilt als Bezug im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 des Einkommensteuergesetzes.“ 

6. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz I wird das Wort „Kapitalgesellschaft“ durch 
das Wort „Körperschaft“ ersetzt. 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

7. Dem § 20 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 sind bei der Einbringung von Teilen 
eines Mituntemehmeranteils nicht anzuwenden.“ 

8. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 3 werden die Wörter „Eigenkapital 
im Sinne des § 30 Abs. 2 Nr. 4“ durch die Wörter 
„Beträge aus dem steuerlichen Einlagekonto im 
Sinne des § 27 des Körperschaftsteuergesetzes aus- 
geschüttet oder zurückgezahlt werden“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Ist der Veräußerer oder Eigner von Anteilen 
im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 

1 . eine juristische Person des öffentlichen Rechts, so 
gilt der Veräußerungsgewinn als in einem Betrieb 
gewerblicher Art dieser Körperschaft entstanden, 

2. von der Körperschaftsteuer befreit, so gilt der 
Veräußerungsgewinn als in einem wirtschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb dieser Körperschaft ent- 
standen.“ 
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9. Dem § 24 Abs. 3 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Satz 2 ist bei der Einbringung von Teilen eines Mit- 
untemehmeranteils nicht anzuwenden.“ 

10. § 26 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 23 Abs. 4 ist nicht anzuwenden, wenn die einge- 
brachten Anteile innerhalb eines Zeitraums von sieben 
Jahren nach der Einbringung unmittelbar oder mittel- 
bar veräußert oder auf einen Dritten übertragen wer- 
den, es sei denn der Steuerpflichtige weist nach, dass 
die erhaltenen Anteile Gegenstand einer weiteren 
Sacheinlage zu Buchwerten auf Grund von Rechtsvor- 
schriften eines anderen Mitgliedsstaates der Europäi- 
schen Union sind, die § 23 Abs. 4 entsprechen.“ 

11. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz la Satz 2 werden nach den Wörtern „be- 
zeichneten Wirtschaftsjahr“ die Wörter „oder spä- 
ter“ eingefugt. 

b) In Absatz 4c wird folgender Satz angefügt: 

„§ 20 Abs. 5 Satz 4 in der Fassung des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. . . .) ist erstmals auf Einbringun- 
gen nach dem 31. Dezember 2001 anzuwenden. 
§ 21 Abs. 2 Nr. 3 in der Fassung des Gesetzes vom 
... (BGBl. IS. ...) ist auf die Veräußerung von Be- 
teiligungen anzuwenden, auf die § 8b Abs. 2 in der 
Fassung des Körperschaftsteuergesetzes vom 
23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433), das zuletzt 
durch das Gesetz vom ... (BGBl. I S. ...) geändert 
wurde, anzuwenden ist.“ 

c) Nach Absatz 6 werden folgende Absätze 7 und 8 
angefügt: 

„(7) § 24 Abs. 3 Satz 4 in der Fassung des Geset- 
zes vom . . . (BGBl. IS. . . .) ist erstmals auf Einbrin- 
gungen nach dem 3 1 . Dezember 200 1 anzuwenden. 

(8) § 7, § 8 Abs. 2, §§ 9 und 10 sowie § 13 
Abs. 1 in der Fassung des Gesetzes vom . . . (BGBl. I 
S. ...) sind erstmals auf Umwandlungen anzuwen- 
den, auf die dieses Gesetz in der Fassung des Geset- 
zes vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433) erst- 
mals anzuwenden ist. § 12 Abs. 5 Satz 2 in der Fas- 
sung des Gesetzes vom ... (BGBl. IS....) ist erst- 
mals auf einen Vermögensübergang anzuwenden, 
der nach dem 15. August 2001 [Kabinettbeschluss] 
erfolgt. § 26 Abs. 2 Satz 1 in der Fassung des Ge- 
setzes vom ... (BGBl. IS. ...) ist erstmals auf Ver- 
äußerungen oder Übertragungen anzuwenden, die 
nach dem 15. August 2001 [Kabinettbeschluss] er- 
folgen.“ 


Artikel 4 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 19. Mai 1999 (BGBl. I S. 1010, 1491), zuletzt 
geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 


1 . In § 2 Abs. 2 werden die Sätze 2 und 3 durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„Ist eine Kapitalgesellschaft 

1. Organgesellschaft im Sinne der §§ 14, 17 oder 18 des 
Körperschaftsteuergesetzes oder 

2. in ein anderes inländisches gewerbliches Unterneh- 
men finanziell im Sinne des § 14 Nr. 1 des Körper- 
schaftsteuergesetzes sowie nach dem Gesamtbild der 
tatsächlichen Verhältnisse wirtschaftlich und organi- 
satorisch eingegliedert, 

so gilt sie als Betriebsstätte des anderen Unternehmens. 
Dies gilt sinngemäß, wenn die Eingliederung im Sinne 
des Satzes 2 Nr. 2 im Verhältnis zu einer inländischen im 
Handelsregister eingetragenen Zweigniederlassung eines 
ausländischen gewerblichen Unternehmens besteht. Eine 
Organgesellschaft im Sinne des § 14 Abs. 2 des Körper- 
schaftsteuergesetzes gilt als Betriebsstätte der Personen- 
gesellschaft.“ 

2. In § 7 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt: 

„Zum Gewerbeertrag gehört auch der Gewinn aus der 
Veräußerung oder Aufgabe 

1. des Betriebs oder eines Teilbetriebs einer Mitunter- 
nehmerschaft, 

2. des Anteils eines Gesellschafters, der als Unterneh- 
mer (Mituntemehmer) des Betriebs einer Mitunter- 
nehmerschaft anzusehen ist, 

3. des Anteils eines persönlich haftenden Gesellschaf- 
ters einer Kommanditgesellschaft auf Aktien, 

soweit er nicht auf eine natürliche Person als Mitunter- 
nehmer entfällt.“ 

3. § 8 Nr. 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. ein Viertel der Miet- und Pachtzinsen für die Benut- 
zung der nicht in Grundbesitz bestehenden Wirt- 
schaftsgüter des Anlagevermögens, die im Eigen- 
tum eines anderen stehen;“. 

4. § 9 Nr. 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. die Gewinne aus Anteilen an einer Kapitalgesell- 
schaft mit Geschäftsleitung und Sitz außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes, an deren Nenn- 
kapital das Unternehmen seit Beginn des Erhe- 
bungszeitraums ununterbrochen mindestens zu ei- 
nem Zehntel beteiligt ist (Tochtergesellschaft) und 
die ihre Bruttoerträge ausschließlich oder fast aus- 
schließlich aus unter § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 des Au- 
ßensteuergesetzes fallenden Tätigkeiten und aus Be- 
teiligungen an Gesellschaften bezieht, an deren 
Nennkapital sie mindestens zu einem Viertel unmit- 
telbar beteiligt ist, wenn die Beteiligungen ununter- 
brochen seit mindestens zwölf Monaten vor dem 
für die Ermittlung des Gewinns maßgebenden Ab- 
schlussstichtag bestehen und das Unternehmen 
nachweist, dass 

1. diese Gesellschaften Geschäftsleitung und Sitz 
in demselben Staat wie die Tochtergesellschaft 
haben und ihre Bruttoerträge ausschließlich oder 
fast ausschließlich aus den unter § 8 Abs. 1 Nr. 1 
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bis 6 des Außensteuergesetzes fallenden Tätig- 
keiten beziehen oder 

2. die Tochtergesellschaft die Beteiligungen in 
wirtschaftlichem Zusammenhang mit eigenen 
unter Absatz 1 Nr. 1 bis 6 fallenden Tätigkeiten 
hält und die Gesellschaft, an der die Beteiligung 
besteht, ihre Bruttoerträge ausschließlich oder 
fast ausschließlich aus solchen Tätigkeiten be- 
zieht, 

wenn die Gewinnanteile bei der Ermittlung des Ge- 
winns (§ 7) angesetzt worden sind; das gilt auch für 
Gewinne aus Anteilen an einer Gesellschaft, die die 
in der Anlage 7 zum Einkommensteuergesetz ge- 
nannten Voraussetzungen des Artikels 2 der Richt- 
linie Nr. 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 
(ABI. EG Nr. L 225 S. 6) erfüllt, weder Geschäfts- 
leitung noch Sitz im Inland hat und an deren Kapital 
das Unternehmen seit Beginn des Erhebungszeit- 
raums ununterbrochen mindestens zu einem Zehntel 
beteiligt ist, soweit diese Gewinnanteile nicht auf 
Grund einer Herabsetzung des Kapitals oder nach 
Auflösung der Gesellschaft anfallen. Bezieht ein 
Unternehmen, das über eine Tochtergesellschaft 
mindestens zu einem Zehntel an einer Kapitalgesell- 
schaft mit Geschäftsleitung und Sitz außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes (Enkelgesell- 
schaft) mittelbar beteiligt ist, in einem Wirtschafts- 
jahr Gewinne aus Anteilen an der Tochtergesell- 
schaft und schüttet die Enkelgesellschaft zu einem 
Zeitpunkt, der in dieses Wirtschaftsjahr fällt, Ge- 
winne an die Tochtergesellschaft aus, so gilt auf An- 
trag des Unternehmens das Gleiche für den Teil der 
von ihm bezogenen Gewinne, der der nach seiner 
mittelbaren Beteiligung auf das Unternehmen ent- 
fallenden Gewinnausschüttung der Enkelgesell- 
schaft entspricht. Hat die Tochtergesellschaft in dem 
betreffenden Wirtschaftsjahr neben den Gewinnan- 
teilen einer Enkelgesellschaft noch andere Erträge 
bezogen, so findet Satz 2 nur Anwendung für den 
Teil der Ausschüttung der Tochtergesellschaft, der 
dem Verhältnis dieser Gewinnanteile zu der Summe 
dieser Gewinnanteile und der übrigen Erträge ent- 
spricht, höchstens aber in Höhe des Betrags dieser 
Gewinnanteile. Die Anwendung des Satzes 2 setzt 
voraus, dass 

1 . die Enkelgesellschaft in dem Wirtschaftsjahr, für 
das sie die Ausschüttung vorgenommen hat, ihre 
Bruttoerträge ausschließlich oder fast aus- 
schließlich aus unter § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 des 
Außensteuergesetzes fallenden Tätigkeiten oder 
aus unter Satz 1 Nr. 1 fallenden Beteiligungen 
bezieht und 

2. die Tochtergesellschaft unter den Voraussetzun- 
gen des Satzes 1 am Nennkapital der Enkelge- 
sellschaft beteiligt ist. 

Die Anwendung der vorstehenden Vorschriften setzt 
voraus, dass das Unternehmen alle Nachweise er- 
bringt, insbesondere 

1. durch Vorlage sachdienlicher Unterlagen nach- 
weist, dass die Tochtergesellschaft ihre Bruttoer- 


träge ausschließlich oder fast ausschließlich aus 
unter § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 des Außensteuerge- 
setzes fallenden Tätigkeiten oder aus unter 
Satz 1 Nr. 1 und 2 fallenden Beteiligungen be- 
zieht, 

2. durch Vorlage sachdienlicher Unterlagen nach- 
weist, dass die Enkelgesellschaft ihre Bruttoer- 
träge ausschließlich oder fast ausschließlich aus 
unter § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 des Außensteuerge- 
setzes fallenden Tätigkeiten oder aus unter 
Satz 1 Nr. 1 fallenden Beteiligungen bezieht, 

3. den ausschüttbaren Gewinn der Tochtergesell- 
schaft oder Enkelgesellschaft durch Vorlage von 
Bilanzen und Erfolgsrechnungen nachweist; auf 
Verlangen sind diese Unterlagen mit dem im 
Staat der Geschäftsleitung oder des Sitzes vorge- 
schriebenen oder üblichen Prüfungsvermerk 
einer behördlich anerkannten Wirtschaftsprü- 
fungsstelle oder einer vergleichbaren Stelle vor- 
zulegen;“ 


„§36 

Zeitlicher Anwendungsbereich 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes ist, so- 
weit in den folgenden Absätzen nichts anderes bestimmt 
ist, erstmals für den Erhebungszeitraum 2002 anzuwen- 
den. 

(2) § 2 Abs. 2 Satz 2 ist für den Erhebungszeitraum 
2001 in folgender Fassung anzuwenden: 

„Ist eine Kapitalgesellschaft in ein anderes inländisches 
gewerbliches Unternehmen in der Weise eingegliedert, 
dass die Voraussetzungen des § 14 Nr. 1 des Körper- 
schaftsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2000 (BGBl. I S. 1850), und des § 14 Nr. 2 und 3 des 
Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1034), erfüllt sind, so gilt sie als Betriebs- 
stätte des anderen Unternehmens.“ 

§ 2 Abs. 2 Satz 4 ist auch für Erhebungszeiträume vor 
dem Erhebungszeitraum 2002 anzuwenden. 

(3) § 8 Nr. 7 des Gesetzes in der Fassung des Artikels 
... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) und § 8 Nr. 7 
Satz 1 des Gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. Mai 1999 (BGBl. I S. 1010, 1491) ist vor dem 
Erhebungszeitraum 2003 nicht anzuwenden, soweit die 
Miet- und Pachtzinsen auf Grund eines Vertrags gezahlt 
werden, der vor dem . . . [Tag des Kabinettbeschlusses] 
abgeschlossen worden ist, es sei denn, dass ein Betrieb 
oder Teilbetrieb vermietet oder verpachtet ist und der 
Betrag der Miet- oder Pachtzinsen 250 000 Deutsche 
Mark, ab dem 1. Januar 2002 125 000 Euro, übersteigt. 
§ 12 Abs. 2 Nr. 2 Satz 1 des Gesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. März 1991 (BGBl. I S. 814) 
ist nicht anzuwenden, soweit die dem Betrieb dienenden 
Wirtschaftsgüter von einem im Ausland betriebenen Ge- 
werbebetrieb überlassen worden sind.“ 


5. § 36 wird wie folgt gefasst: 
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Artikel 5 

Änderung des Außensteuergesetzes 

Das Außensteuergesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 8. September 1972 (BGBl. I S. 1713), zuletzt 
geändert durch Artikel 12 des Gesetzes zur Senkung der 
Steuersätze und zur Reform der Untemehmensbesteuerung 
(Steuersenkungsgesetz) vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I 
S. 1433), wird wie folgt geändert: 

1 . § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Ist eine ausländische Gesellschaft Zwischen- 
gesellschaft für Zwischeneinkünfte mit Kapitalanla- 
gecharakter im Sinne des § 10 Abs. 6 Satz 2 und ist 
ein unbeschränkt Steuerpflichtiger an der Gesell- 
schaft zu mindestens 1 vom Hundert beteiligt, sind 
diese Zwischeneinkünfte bei diesem Steuerpflichti- 
gen in dem in Absatz 1 bestimmten Umfang steuer- 
pflichtig, auch wenn die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 im Übrigen nicht erfüllt sind. Satz 1 ist 
nicht anzuwenden, wenn die den Zwischeneinkünf- 
ten mit Kapitalanlagecharakter zugrunde liegenden 
Bruttoerträge nicht mehr als 10 vom Hundert der ge- 
samten Bruttoerträge der ausländischen Zwischenge- 
sellschaft betragen und die bei einer Zwischengesell- 
schaft oder bei einem Steuerpflichtigen hiernach au- 
ßer Ansatz zu lassenden Beträge insgesamt 120 000 
Deutsche Mark nicht übersteigen. Satz 1 ist auch an- 
zuwenden bei einer Beteiligung von weniger als 
1 vom Hundert, wenn die ausländische Gesellschaft 
ausschließlich oder fast ausschließlich Bruttoerträge 
erzielt, die Zwischeneinkünften mit Kapitalanlage- 
charakter zugrunde liegen.“ 

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Die Absätze 1 bis 6 sind nicht anzuwenden, 
wenn auf die Einkünfte, für die die ausländische Ge- 
sellschaft Zwischengesellschaft ist, die steuerrecht- 
lichen Vorschriften des Auslandinvestment-Gesetzes 
anzuwenden sind.“ 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 7 wird am Ende des Satzes der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende Nummern 8 
und 9 angefügt: 

„8. Gewinnausschüttungen von Kapitalgesellschaf- 
ten, 

9. der Veräußerung eines Anteils an einer anderen 
Gesellschaft sowie aus deren Auflösung oder der 
Herabsetzung ihres Kapitals, soweit der Steuer- 
pflichtige nachweist, dass der Veräußerungsge- 
winn auf Wirtschaftsgüter der anderen Gesell- 
schaft entfällt, die anderen als den in § 10 Abs. 6 
Satz 2 bezeichneten Tätigkeiten dienen; das gilt 
entsprechend, soweit der Gewinn auf solche 
Wirtschaftsgüter einer Gesellschaft entfällt, an 
der die andere Gesellschaft beteiligt ist; Verluste 
aus der Veräußerung von Anteilen an der ande- 
ren Gesellschaft sind nur insoweit zu berück- 
sichtigen, als der Steuerpflichtige nachweist, 
dass sie auf Wirtschaftsgüter zurückzuführen 


sind, die Tätigkeiten im Sinne des § 10 Abs. 6 
Satz 2 dienen.“ 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Eine niedrige Besteuerung im Sinne des 
Absatzes 1 liegt vor, wenn die Einkünfte der auslän- 
dischen Gesellschaft einer Belastung durch Ertrag- 
steuem von weniger als 25 vom Hundert unterliegen, 
ohne dass dies auf einem Ausgleich mit Einkünften 
aus anderen Quellen beruht, oder wenn die danach in 
Betracht zu ziehende Steuer nach dem Recht des be- 
treffenden Staates um Steuern gemindert wird, die 
die Gesellschaft, von der die Einkünfte stammen, zu 
tragen hat.“ 

3. § 9 wird wie folgt gefasst: 

„§9 

Freigrenze bei gemischten Einkünften 

Für die Anwendung des § 7 Abs. 1 sind Einkünfte, für 
die eine ausländische Gesellschaft Zwischengesell- 
schaft ist, außer Ansatz zu lassen, wenn die ihnen zu- 
grunde liegenden Bruttoerträge nicht mehr als 10 vom 
Hundert der gesamten Bruttoerträge der Gesellschaft 
betragen, vorausgesetzt, dass die bei einer Gesellschaft 
oder bei einem Steuerpflichtigen hiernach außer Ansatz 
zu lassenden Beträge insgesamt 120 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigen.“ 

4. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Der Hinzurechnungsbetrag gehört zu den Ein- 
künften im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes und gilt unmittelbar nach Ablauf 
des maßgebenden Wirtschaftsjahres der ausländi- 
schen Gesellschaft als zugeflossen. Gehören Anteile 
an der ausländischen Gesellschaft zu einem Betriebs- 
vermögen, so gehört der Hinzurechnungsbetrag zu 
den Einkünften aus Gewerbebetrieb, aus Land- und 
Forstwirtschaft oder aus selbständiger Arbeit und er- 
höht den nach dem Einkommen- oder Körperschaft- 
steuergesetz ermittelten Gewinn des Betriebs für das 
Wirtschaftsjahr, das nach dem Ablauf des maßgeben- 
den Wirtschaftsjahres der ausländischen Gesell- 
schaft endet. Auf den Hinzurechnungsbetrag sind § 3 
Nr. 40 Satz 1 Buchstabe d des Einkommensteuerge- 
setzes und § 8b Abs. 1 des Körperschaftsteuergeset- 
zes nicht anzuwenden.“ 

b) In Absatz 3 Satz 4 werden nach den Wörtern „oder 
einer inländischen Betriebsstätte anknüpfen,“ die 
Wörter „die Vorschriften des § 8b Abs. 1 und 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes,“ eingefügt. 

c) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Absatz 5 gilt nicht, soweit im Hinzurech- 
nungsbetrag Zwischeneinkünfte mit Kapitalanlage- 
charakter enthalten sind und die ihnen zugrunde lie- 
genden Bruttoerträge mehr als 10 vom Hundert der 
den gesamten Zwischeneinkünften zugrunde liegen- 
den Bruttoerträge der ausländischen Zwischengesell- 
schaft betragen oder die bei einer Zwischengesell- 
schaft oder bei einem Steuerpflichtigen hiernach au- 
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ßer Ansatz zu lassenden Beträge insgesamt 120 000 
Deutsche Mark übersteigen. Zwischeneinkünfte mit 
Kapitalanlagecharakter sind Einkünfte der ausländi- 
schen Zwischengesellschaft, die aus dem Halten, der 
Verwaltung, Werterhaltung oder Werterhöhung von 
Zahlungsmitteln, Forderungen, Wertpapieren, Betei- 
ligungen (mit Ausnahme der in § 8 Abs. 1 Nr. 8 und 9 
genannten Einkünfte) oder ähnlichen Vermögenswer- 
ten stammen, es sei denn, der Steuerpflichtige weist 
nach, dass sie aus einer Tätigkeit stammen, die einer 
unter § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 fallenden eigenen Tätig- 
keit der ausländischen Gesellschaft dient, ausgenom- 
men Tätigkeiten im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 6 des 
Gesetzes über das Kreditwesen.“ 

d) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Soweit im Hinzurechnungsbetrag Zwischen- 
einkünfte mit Kapitalanlagecharakter enthalten sind, 
für die der Steuerpflichtige nachweist, dass sie aus 
der Finanzierung von ausländischen Betriebsstätten 
oder ausländischen Gesellschaften stammen, die in 
dem Wirtschaftsjahr, für das die ausländische Zwi- 
schengesellschaft diese Zwischeneinkünfte bezogen 
hat, ihre Bruttoerträge ausschließlich oder fast aus- 
schließlich aus unter § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 fallenden 
Tätigkeiten beziehen und zu demselben Konzern ge- 
hören wie die ausländische Zwischengesellschaft, ist 
Absatz 6 Satz 1 nur für den Teil des Hinzurechnungs- 
betrags anzuwenden, dem 60 vom Hundert dieser 
Zwischeneinkünfte zugrunde liegen.“ 

5. § 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
„Veräußerungsgewinne“ 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Veräußert die ausländische Gesellschaft An- 
teile an einer anderen ausländischen Gesellschaft, so 
ist der Veräußerungsgewinn, für den die ausländische 
Gesellschaft Zwischengesellschaft ist, vom Hinzu- 
rechnungsbetrag auszunehmen, soweit die Einkünfte 
der anderen Gesellschaft aus Tätigkeiten im Sinne 
des § 10 Abs. 6 Satz 2 für das gleiche Kalenderjahr 
oder Wirtschaftsjahr oder für die vorangegangenen 
sieben Kalenderjahre oder Wirtschaftsjahre als Hin- 
zurechnungsbetrag (§10 Abs. 2) der Einkommen- 
steuer oder Körperschaftsteuer unterlegen haben, 
keine Ausschüttung dieser Einkünfte erfolgte und der 
Steuerpflichtige dies nachweist.“ 

c) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

6. § 12 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Auf Antrag des Steuerpflichtigen werden auf 
seine Einkommen- oder Körperschaftsteuer, die auf 
den Hinzurechnungsbetrag entfällt, die Steuern ange- 
rechnet, die nach § 10 Abs. 1 abziehbar sind. In die- 
sem Fall ist der Hinzurechnungsbetrag um diese 
Steuern zu erhöhen.“ 

7. § 1 3 wird aufgehoben. 


8. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Ist eine ausländische Gesellschaft allein oder 
zusammen mit unbeschränkt Steuerpflichtigen ge- 
mäß § 7 an einer anderen ausländischen Gesell- 
schaft (Untergesellschaft) beteiligt, so sind für die 
Anwendung der §§ 7 bis 12 die Einkünfte der Un- 
tergesellschaft, die einer niedrigen Besteuerung un- 
terlegen haben, der ausländischen Gesellschaft zu 
dem Teil, der auf ihre Beteiligung am Nennkapital 
der Untergesellschaft entfällt, zuzurechnen, soweit 
nicht nachgewiesen wird, dass die Untergesellschaft 
diese Einkünfte aus unter § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 fal- 
lenden Tätigkeiten oder Gegenständen erzielt hat 
oder es sich um Einkünfte im Sinne des § 8 Abs. 1 
Nr. 8 und 9 handelt oder dass diese Einkünfte aus 
Tätigkeiten stammen, die einer unter § 8 Abs. 1 
Nr. 1 bis 6 fallenden eigenen Tätigkeit der ausländi- 
schen Gesellschaft dienen.“ 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden, 
wenn der Untergesellschaft weitere ausländische 
Gesellschaften nachgeschaltet sind.“ 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Soweit einem Hinzurechnungsbetrag Zwi- 
scheneinkünfte zugrunde liegen, die einer ausländi- 
schen Gesellschaft (Obergesellschaft) nach den Ab- 
sätzen 1 und 3 zugerechnet worden sind, können 
die Bestimmungen der Abkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung nach § 10 Abs. 5 nur dann 
angewandt werden, wenn sie auch bei direkter Be- 
teiligung des Steuerpflichtigen an der Untergesell- 
schaft, bei der diese Einkünfte entstanden sind, an- 
zuwenden wären; § 10 Abs. 6 und 7 gilt entspre- 
chend.“ 

9. Dem § 20 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Soweit die Einkünfte aus Finanzierungstätigkeiten im 
Sinne des § 10 Abs. 7 stammen, gilt Satz 1 nur für 
60 vom Hundert dieser Einkünfte.“ 

10. § 21 Abs. 7 wird wie folgt gefasst: 

„§ 7 Abs. 6, § 10 Abs. 6, § 11 Abs. 4 Satz 1, § 14 
Abs. 4 Satz 5 und § 20 Abs. 2 in Verbindung mit § 10 
Abs. 6 in der Fassung des Artikels 12 des Gesetzes 
vom 21. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2310) sind erst- 
mals anzuwenden 

1. für die Einkommen- und Körperschaftsteuer für 
den Veranlagungszeitraum, 

2. mit Ausnahme des § 20 Abs. 2 und 3 für die Ge- 
werbesteuer, für die der Teil des Hinzurechnungs- 
betrags, dem Einkünfte mit Kapitalanlagecharakter 
im Sinne des § 10 Abs. 6 Satz 3 zugrunde liegen, 
außer Ansatz bleibt, für den Erhebungszeitraum, 

für den Zwischeneinkünfte mit Kapitalanlagecharak- 
ter im Sinne des § 10 Abs. 6 Satz 2 und 3 hinzuzurech- 
nen sind, die in einem Wirtschaftsjahr der Zwischenge- 
sellschaft oder der Betriebsstätte entstanden sind, das 
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nach dem 31. Dezember 1993 beginnt. § 7 Abs. 6 in 
der Fassung des Artikels... des Gesetzes vom... 
(BGBl. IS. . . .) ist erstmals anzuwenden 

1. für die Einkommen- und Körperschaftsteuer für 
den Veranlagungszeitraum, 

2. für die Gewerbesteuer für den Erhebungszeitraum, 

für den Zwischeneinkünfte hinzuzurechnen sind, die in 
einem Wirtsehaftsjahr der Zwischengesellschaft ent- 
standen sind, das nach dem 15. August 2001 beginnt. 
§ 12 Abs. 2 in der Fassung des Artikels 12 des Geset- 
zes vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433) sowie § 7 
Abs. 7, § 8 Abs. 1 Nr. 8 und 9 und Abs. 3, § 9, § 10 
Abs. 2, 3 ,6, 7, § 11, § 12 Abs.l, § 14 und § 20 Abs. 2 
in der Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. ...) sind erstmals anzuwenden 

1. für die Einkommen- und Körperschaftsteuer für 
den Veranlagungszeitraum, 

2. für die Gewerbesteuer für den Erhebungszeitraum, 

für den Zwischeneinkünfte hinzuzurechnen sind, die in 
einem Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft oder 
der Betriebsstätte entstanden sind, das nach dem 
31. Dezember 2000 beginnt. § 8 Abs. 2 in der Fassung 
des Artikels 6 des Gesetzes vom 6. September 1976 
(BGBl. I S. 2641), § 13 in der Fassung des Artikels 17 
des Gesetzes vom 25. Februar 1992 (BGBl. I S. 297) 
sind letztmals anzuwenden 

1. für die Einkommen- und Körperschaftsteuer für 
den Veranlagungszeitraum, 

2. für die Gewerbesteuer für den Erhebungszeitraum, 

für den Zwischeneinkünfte hinzuzurechnen sind, die in 
einem Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft ent- 
standen sind, das vor dem 1. Januar 2001 beginnt. § 11 
in der Fassung des Artikels 12 des Gesetzes vom 
21. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2310) ist auf Gewinn- 
ausschüttungen der Zwischengesellschaft oder auf Ge- 
winne aus der Veräußerung der Anteile an der Zwi- 
schengesellschaft nicht anzuwenden, wenn auf die 
Ausschüttungen oder auf die Gewinne aus der Ver- 
äußerung § 8b Abs. 1 oder 2 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433) oder § 3 
Nr. 41 des Einkommensteuergesetzes in der Fassung 
des Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS....) 
anwendbar ist.“ 


Artikel 6 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

§ 4 Nr. 9 Buchstabe a des Umsatzsteuergesetzes 1999 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juni 1999 
(BGBl. I S. 1270), das zuletzt durch ... (BGBl. IS....) ge- 
ändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„a) die Umsätze, die unter das Grunderwerbsteuergesetz 
fallen sowie die in § 1 Abs. 7 des Grunderwerb Steuer- 
gesetzes genannten Umsätze,“ 


Artikel 7 

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 

Dem § 1 Abs. 6 des Grunderwerbsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Februar 1997 
(BGBl. I S. 418, 1804), das zuletzt durch ... (BGBl. IS....) 
geändert worden ist, wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Sind an einem Rechtsvorgang im Sinne der Absätze 
1 bis 3 nur solche Unternehmen beteiligt, zwischen denen 
schon zuvor ein Konzern entstanden war, gilt dies nicht als 
Erwerb eines Grundstücks im Sinne dieses Gesetzes, falls 
das Grundstück nicht anschließend innerhalb von fünf Jah- 
ren zusammen mit dem grundbesitzenden Unternehmen aus 
dem Konzern ausscheidet.“ 

Artikel 8 

Änderung des Gesetzes über 
Kapitalanlagegesellsehaften 

Das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 1998 
(BGBl. I S. 2726), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . § 40 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„Auf ausgeschüttete und nicht zur Ausschüttung oder 
Kostendeckung verwendete inländische und ausländi- 
sche Einnahmen des Wertpapier-Sondervermögens im 
Sinne des § 38b Abs. 5 sind § 3 Nr. 40 des Einkommen- 
steuergesetzes und die §§ 8b Abs. 1 und 37 Abs. 3 des 
Körperschaftsteuergesetzes anzuwenden.“ 

2. Dem § 41 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„§ 37 Abs. 3 Satz 4 und 5 des Körperschaftsteuergeset- 
zes gilt entsprechend.“ 

3. Dem § 43 wird folgender Absatz 15 angefügt: 

„(15) § 40 Abs. 2 und § 41 Abs. 1 in der Fassung des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ...) ist auf Einnahmen an- 
zuwenden, die bei der leistenden Körperschaft zu einer 
Minderung der Körperschaftsteuer im Sinne des § 37 des 
Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2000 (BGBl. IS. 1433) geführt haben.“ 

Artikel 9 

Änderung des Gesetzes zur Reform der 
gesetzlichen Rentenversicherung und zur 
Förderung eines kapitalgedeckten 
Altersvorsorgevermögens 

Artikel 19 Nr. 4 des Gesetzes zur Reform der gesetzli- 
chen Rentenversicherung und zur Förderung eines kapital- 
gedeckten Altersvorsorgevermögens vom 26. Juni 2001 
(BGBl. IS. 1310), wird wie folgt gefasst: 

„4. In § 34 werden nach Absatz 6 folgende Absätze 6a und 
6b eingefügt: 

„(6a) § 21 ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 
2002 anzuwenden. 

(6b) § 2 1 a ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 
2002 anzuwenden.““ 
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Artikel 10 

Änderung des Gesetzes über steuerrechtliehe 

Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapitals 
aus Gesellschaftsmitteln 

§ 8a Abs. 2 des Gesetzes über steuerrechtliche Maßnah- 
men bei Erhöhung des Nennkapitals aus Gesellschaftsmit- 
teln in der Bekanntmachung vom ... (BGBl. 1 S. ...), das 
zuletzt durch ... (BGBl. 1 S. ...) geändert worden ist, wird 
wie folgt gefasst: 

„(2) Die §§ 5 und 6 sind letztmals auf die Rückzahlung 
von Nennkapital anzuwenden, wenn das Nennkapital in 
dem letzten Wirtschaftsjahr erhöht worden ist, in dem bei 
der Kapitalgesellschaft das Körperschaftsteuergesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. April 1999 (BGBl. 1 
S. 817), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
14. Juli 2000 (BGBl. 1 S. 1034) geändert worden ist, anzu- 
wenden ist, soweit dafür eine Rücklage als verwendet gilt, 
die aus Gewinnen eines vor dem 1. Januar 1977 abgelaufe- 
nen Wirtschaftsjahrs gebildet worden ist.“ 


Artikel 11 

Änderung der Abgabenordnung 

ln § 138 der Abgabenordnung vom 16. März 1976 
(BGBl. 1 S. 613, 1977 1 S. 269), die zuletzt durch Artikel ... 
des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ...), geändert worden ist, 
werden die Absätze 2 und 3 wie folgt gefasst: 

„(2) Steuerpflichtige mit Wohnsitz, gewöhnlichem Auf- 
enthalt, Geschäftsleitung oder Sitz im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes haben dem nach den §§ 18 bis 20 zuständigen 
Finanzamt auf amtlich vorgeschriebenem Vordruck mitzu- 
teilen: 

1. die Gründung und den Erwerb von Betrieben und Be- 
triebsstätten im Ausland; 

2. die Beteiligung an ausländischen Personengesellschaf- 
ten oder deren Aufgabe oder Änderung; 


3. den Erwerb von Beteiligungen an einer Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse im Sinne 
des § 2 Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes, wenn da- 
mit unmittelbar eine Beteiligung von mindestens zehn 
vom Hundert oder mittelbar eine Beteiligung von 
25 vom Hundert am Kapital oder am Vermögen der Kör- 
perschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse 
erreicht wird oder wenn die Summe der Anschaffungs- 
kosten aller Beteiligungen mehr als 150 000 Euro be- 
trägt. 

(3) Die Mitteilungen sind innerhalb eines Monats nach 
dem meldepfhchtigen Ereignis zu erstatten.“ 

Artikel 12 

Änderung des Steuer-Euroglättungsgesetzes 

Artikel 7 Nr. 8 des Steuer-Euroglättungsgesetzes vom 
19. Dezember 2000 (BGBl. 1 S. 1790), das zuletzt durch das 
Gesetz vom ... (BGBl. 1 S. ...) geändert worden ist, wird 
aufgehoben. 

Artikel 13 

Neufassung geänderter Gesetze 

Das Bundesministerium der Finanzen kann den Wortlaut 
der durch die Artikel dieses Gesetzes geänderten Gesetze in 
der vom Inkrafttreten der Rechtsvorschriften an geltenden 
Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen. 

Artikel 14 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 
am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) In Artikel 2 Nr. 16 tritt § 34 Abs. 4 am ... [Tag des 
Kabinettbeschlusses] in Kraft. 

(3) Die Artikel 6, 7 und 1 1 treten am 1 . Januar 2002 in 
Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Mit dem Steuersenkungsgesetz im Jahr 2000 wurde in 
Deutschland eine grundlegende Reform der Unterneh- 
mensbesteuernng eingeleitet. 

Auf der Basis der neu geschaffenen Strukturen soll nunmehr 
das Untemehmensteuerrecht fortentwickelt werden. Ziel ist, 
Umstrukturiernngen insbesondere von mittelständi- 
schen Unternehmen weitergehend zu erleichtern, das 
Steuerrecht stärker an der internationalen Verflechtnng 
der Wirtschaft auszurichten, Gestaltungsmöglichkeiten 
auszuschließen um damit eine gleichmäßige Besteuerung 
und vor allen Dingen die Finanzkraft insbesondere der 
kommunalen Haushalte sicherzustellen sowie durch ei- 
nige Klarstellungen Rechtssicherheit bei der Anwendung 
der Gesetze zu gewährleisten. 

Gestützt auf Überlegungen einer Expertengruppe aus Ver- 
tretern der Wirtschaft, der Wissenschaft, der Finanzverwal- 
tung der Länder, der Beraterschaft sowie der Kommunalen 
Spitzenverbände hat das Bundesministerium der Finanzen 
dem Finanzausschuss des Deutschen Bundestages am 
18. April 2001 einen Bericht vorgelegt, in dem Vorschläge 
zur systematischen Weiterentwicklung der Unternehmens- 
besteuerung unterbreitet werden. Die Vorschläge betreffen 
sowohl kurzfristig zu realisierende Maßnahmen als auch 
mittelfristig umzusetzende Entwicklungsperspektiven aus 
den Bereichen der Umstrukturierung von Unternehmen, der 
Ergebnisverrechnung zwischen verbundenen Unternehmen 
sowie der Besteuerung von Auslandsbeziehungen. 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Unter- 
nehmensteuerrechts greift hauptsächlich die in dem Bericht 
des Bundesministeriums der Finanzen vorgeschlagenen 
kurzfristig zu realisierenden Maßnahmen auf. 

1. Umstrukturierungen 

Insbesondere für mittelständische Betriebe sehen die Vor- 
schläge Erleichterungen für Umstrukturierungen von Unter- 
nehmen bei der Ertragsbesteuerung vor. 

Nachdem mit dem Steuersenkungsgesetz die steuemeutra- 
len Übertragungsmöglichkeiten im Sinne des früheren sog. 
Mitunternehmererlasses wieder eingeführt worden sind, 
muss der Verzicht auf die Gewinnrealisierung (trotz des 
Überspringens stiller Reserven auf einen anderen Rechtsträ- 
ger) unter bestimmten Voraussetzungen konsequent fortge- 
führt werden. Hierzu ist es erforderlich, die Regelung des 
§ 6 Abs. 5 EStG weiter zu präzisieren und den neuen syste- 
matischen Ansatz auf andere Institute, wie die Realteilung 
und § 6b EStG, zu übertragen. 

Zur weiteren Verbesserung der für Investitionen zur Verfü- 
gung stehenden Liquidität bei Personenuntemehmen sollen 
diese Beteiligungen an Kapitalgesellschaften ohne Gewinn- 
realisierung veräußern dürfen, soweit sie den Gewinn in 
neue Anteile reinvestieren. Hierfür wird die Übertragung 
der stillen Reserven - ggf. über eine Reinvestitionsrück- 
lage - auf die Anschaffungskosten der neuen Anteile in 
§ 6b EStG zugelassen. 


Eine stärkere Flexibilisierung bei der Umstrukturierung 
von Kapitalgesellschaften im grenzüberschreitenden Be- 
reich soll dadurch gewährleistet werden, dass die stillen Re- 
serven einer inländischen Betriebsstätte im Rahmen einer 
Verschmelzung im Ausland nur noch dann aufgedeckt wer- 
den müssen, wenn die Steuerverhaftung der genannten stil- 
len Reserven entfällt. Eine weitergehende Lockerung bei 
grenzüberschreitenden Umwandlungsvorgängen bedarf ei- 
ner gründlichen Aufbereitung und wird mittelfristig ange- 
strebt. Die auf europäischer Ebene in diesem Bereich vorge- 
sehenen Maßnahmen, wie die 10. gesellschaftsrechtliche 
Richtlinie und steuerrechtliche Regelung im Zusammen- 
hang mit der europäischen Aktiengesellschaft werden die- 
ses Vorhaben vorantreiben. 

Aus rechtssystematischen Gründen unterfällt die Veräuße- 
rung von Teilen eines Mitunternehmeranteils nicht wei- 
ter der Begünstigung der §§16 und 34 EStG, da diese Vor- 
schriften die Aufdeckung aller stillen Reserven vorausset- 
zen. 

Ebenfalls aus Gründen der Systematik ist der Gewinn einer 
Körperschaft aus der Veräußerung von Mitunterneh- 
meranteilen nicht mehr gewerbesteuerfrei. Damit wird 
vermieden, dass Kapitalgesellschaften Einzelwirtschafts- 
güter steuemeutral in eine Personengesellschaft einbringen, 
um sie anschließend durch den Verkauf der Beteiligung ge- 
werbesteuerfrei zu veräußern. 

Umstrukturierungen innerhalb eines Konzerns werden weit- 
gehend durch Regelungen des Umwandlungssteuergesetzes 
ertrags steuerlich neutral zugelassen, aber vielfach durch 
eine Grunderwerbsteuerbelastung behindert. Zur Beseiti- 
gung auch dieses steuerlichen Hemmnisses sieht der Ge- 
setzentwurf vor, bestimmte Rechtsvorgänge innerhalb eines 
Konzerns nicht als Erwerbsvorgang zu betrachten und den 
Konzern insofern grunderwerbsteuerlich als einheitlichen 
Rechtsträger anzusehen. 

2. Verbundene Unternehmen 

Zentrales Thema im Bereich der verbundenen Unternehmen 
ist die sog. Organschaft. Daneben werden jedoch auch all- 
gemeinere Fragestellungen zur Besteuerung von verbunde- 
nen Unternehmen aufgegriffen, wie insbesondere die Be- 
rücksichtigung von Aufwendungen im Zusammenhang mit 
steuerfreien Dividenden. 

Die gewerbesteuerliche Organschaft wird seit längerem 
kontrovers diskutiert. 

Gegen dieses Institut wird eingewandt, dass die steuerliche 
Zusammenfassung von Konzemuntemehmen eine Ergeb- 
niskonsolidierung ermögliche und dadurch das Gesamtauf- 
kommen der Gewerbesteuer senke und zusätzlich Verwer- 
fungen zwischen den einzelnen gemeindlichen Aufkommen 
verursache. Zum Beispiel erhalte eine Gemeinde mit einer 
gewinnträchtigen Tochtergesellschaft keine oder geringe 
Gewerbesteuer, weil diese Gewinne mit Verlusten der Mut- 
tergesellschaft verrechnet werden können. 

Diesem Einwand wird entgegengehalten, die gewerbesteu- 
erliche Organschaft stehe gerade dafür, dass das Gesamtauf- 



Drucksache 14/6882 


-24- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


kommen im Organkreis nach Zerlegungsgrundsätzen objek- 
tiver verteilt werde als ohne Organschaft. Ohne Organschaft 
könne über entsprechende Vereinbarungen zwischen den 
Unternehmen im Verbund erreicht werden, dass Gewinne 
im Wesentlichen in den Gemeinden mit dem niedrigsten 
Hebesatz anfallen. Dadurch werde aber sowohl das Ge- 
samtaufkommen gemindert als auch die Verteilung zwi- 
schen den betroffenen Gemeinden verzerrt. 

Angesichts dieser Kontroverse soll im Grundsatz an der 
gewerbesteuerlichen Organschaft festgehalten werden, bis 
über die Gewerbesteuer bzw. eine ersatzweise zu schaffende 
geeignete Finanzierungsquelle der Gemeinden entschieden 
ist. Aus Gründen der Rechtsvereinheitlichung soll die ge- 
werbesteuerliche Organschaft jedoch wieder stärker an die 
körperschaftsteuerliche Organschaft angeglichen werden. 
Dazu soll in allen Fällen der körperschaftsteuerlichen Or- 
ganschaft (mit Gewinnabführungsvertrag) eine gewerbe- 
steuerliche Organschaft anzunehmen sein, selbst dann, 
wenn die Merkmale „wirtschaftliche“ und „organisatorische 
Eingliederung“ nicht vorliegen. Mit dem gleichen Ziel soll 
die Zusammenrechnung von mittelbaren und unmittelbaren 
Beteiligungen auch bei der gewerbesteuerlichen Organ- 
schaft zur Erfüllung der finanziellen Eingliederung zugelas- 
sen werden. 

Nach derzeit geltendem Recht können bei der körperschaft- 
steuerlichen Organschaft nur Unternehmen mit Sitz und Ge- 
schäftsleitung im Inland Organträger sein. Zur Erleichte- 
rung grenzüberschreitender Organschaften mit Blick auf 
die stärkere internationale Verflechtung von Unternehmen 
sollen die Organschaftsvoraussetzungen an die Vorausset- 
zungen für die unbeschränkte Steuerpfiicht in der Weise an- 
gepasst werden, dass es ausreicht, wenn sich die Geschäfts- 
leitung des Organträgers im Inland befindet. 

Der Bundesfinanzhof hat in zwei Entscheidungen aus dem 
Jahre 1999 - abweichend von der bisherigen Praxis und sei- 
ner eigenen Rechtsprechung - zugelassen, dass bei einer 
sog. Mehrmütterorganschaft die steuerlichen Gewinne 
und Verluste auch für Zwecke der Gewerbesteuer direkt bei 
den Muttergesellschaften zu berücksichtigen sind. Aus 
Gründen der Haushaltssicherung für die Gemeinden wird 
vorgeschlagen, die Praxis vor den genannten BFH-Urteilen 
gesetzgeberisch in allen offenen Fällen festzuschreiben. 

Für die Zukunft soll die Mehrmütterorganschaft auch aus 
körperschaftsteuerlicher Sicht in der Weise eingeschränkt 
werden, dass eine Mindestbeteiligung von 25 % erforder- 
lich ist, weil ansonsten die Definitivbelastung im neuen 
Körperschaftsteuersystem unterlaufen werden könnte. 

Schließlich soll das Abzugsverbot für Aufwendungen ei- 
ner Kapitalgesellschaft im Zusammenhang mit steuer- 
freien inländischen Dividendenerträgen aufgegeben wer- 
den, da die ausgeschütteten Gewinne vorbelastet sind. Da- 
mit öffnet sich das Steuerrecht einer Konzembetrachtung 
und vermeidet, dass die Gesamtbelastung innerhalb verbun- 
dener Unternehmen davon abhängig ist, auf welcher Beteili- 
gungsstufe Finanzierungsaufwendungen anfallen. 

3. Außensteuerrecht 

Im Bereich des Außensteuergesetzes zielen die vorgeschla- 
genen Maßnahmen im Wesentlichen darauf ab, die sog. 


Hinzurechnungsbesteuerung in einigen besonders wichti- 
gen Hauptpunkten zu modifizieren. 

Bisher führten niedrig besteuerte ausländische Beteili- 
gungserträge (insbesondere Dividenden) bereits dann zu 
einer Hinzurechnung, wenn sie von einer ausländischen 
„Enkelgesellschaft“ oder einer tiefer gestuften ausländi- 
schen Untergesellschaft erzielt worden waren, gleichgültig, 
ob die Gewinne, aus denen diese Erträge gespeist wurden, 
aus aktiver oder aus passiver Tätigkeit stammten. Künftig 
soll bei mehrstufigen Konzernen eine Hinzurechnungsbe- 
steuerung nur noch im Falle tatsächlich passiver Tätigkeiten 
stattfinden. 

Nach geltendem Recht betrug die deutsche Steuer auf den 
Betrag, der dem Inländer zugerechnet wurde, stets 38 %. 
Die persönliche Steuersituation des Inländers war hierauf 
ohne Einfluss. Künftig sollen daher seine eventuellen Ver- 
luste sowie im Falle von natürlichen Personen oder Perso- 
nengesellschaften auch der jeweilige individuelle Steuersatz 
mit berücksichtigt werden. 

Voraussetzung für eine Hinzurechnungsbesteuerung bei Be- 
teiligung eines Inländers an einer ausländischen Kapitalge- 
sellschaft ist bisher eine Beteiligung von mindestens 10 %. 
Um Steuersparmodelle zu verhindern, soll die Mindest- 
beteiligungsquote künftig auf 1 % herabgesetzt werden. 

4. Sonstige Maßnahmen 

Miet- und Pachtzinsen werden nach geltendem Recht beim 
Vermieter/Verpächter dem Gewinn aus Gewerbebetrieb zur 
Ermittlung des Gewerbeertrags zur Hälfte wieder hinzuge- 
rechnet, wenn der Vermieter/Verpächter nicht der Gewerbe- 
steuer unterliegt. Dies ist u. a. bei Miet- und Pachtzins der 
Fall, die an einen im Ausland ansässigen Vermieter/Ver- 
pächter gezahlt werden. 

Aufgrund einer Klage der Linien- und Charterfiugge- 
sellschaft Eurowings hat der europäische Gerichtshof mit 
Urteil vom 26. Oktober 1999 entschieden, dass die bishe- 
rige Regelung über die hälftige Hinzurechung von Miet- 
und Pachtzins mit Artikel 59 des EG- Vertrags nicht verein- 
bar sei, weil sie Leasinggeber mit Sitz in einem anderen 
EU-Mitgliedstaat diskriminiere. 

Zur Beseitigung der Diskriminierung wird im Gesetzent- 
wurf vorgeschlagen, eine Hinzurechnung der Miet- und 
Pachtzinsen in allen Fällen und eine entsprechende Kürzung 
beim Empfänger vorzusehen. Dieser Wechsel des Steuerzu- 
griffs vom gewerblichen Vermieter oder Verpächter auf den 
Mieter oder Pächter hat im Übrigen den steuersystemati- 
schen Vorteil, dass die Besteuerung in der Gemeinde er- 
folgt, in der die Ertragskraft repräsentierende Betriebsstätte 
belegen ist. Eine Hinzurechnung und Kürzung in Höhe ei- 
nes Viertels der Miet- und Pachtzinsen erscheint ausrei- 
chend, um dem Charakter der Gewerbesteuer als Objekt- 
steuer Rechnung zu tragen. 

Weitere Maßnahmen betreffen hauptsächlich gesetzliche 
Klarstellungen, die sich aus der Diskussion insbesondere 
zum Systemwechsel nach dem Steuersenkungsgesetz als 
notwendig erwiesen haben. 

Darüber hinaus wird zu § 8b KStG alter Fassung eine ge- 
setzliche Lücke geschlossen, die auf Regelungen des Stand- 
ortsicherungsgesetzes zurückgeht. 
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Finanzielle Auswirkungen des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Unternehmenssteuerrechts 
(Unternehmenssteuerfortentwicklunqsqesetz - UntStFG) 

- Beträge in Mio. € - 


ifd. 

Nr. 


Maßnahme 


Steuer- 


art / 

Entste- 

Gebiets- 

hungs- 

körper- 

jahr 

schaft 



Rechnungsjahr 


2001 


2002 


2003 


2004 


2005 


1 6 Abs. 3 EStG ESt / 

unentgeltiiche Übertragung eines SoiZ 
Teils eines Mitunternehmeranteils 
und unentgeltlicher Eintritt einer 
natürlichen Person in ein Einzel- 
unternehmen unter Fortführung 
der Buchwerte 


gesetzliche Absicherung der 
bisherigen Besteuerungspraxis 

2 6 Abs. 5 EStG 

steuerneutrale Umstrukturierungs- GewSt/ 
möglichkeiten zwischen Mitunter- ESt / 

nehmern und Mitunternehmer- SolZ 

Schaft; steuerneutraler Übergang 
von stillen reserven auf eine Kapi- 
talgesellschaft sieben Jahre nach 
Übertragung des Wirtschafts- 
gutes 


Anwendung ab 2001 


5 16 Abs. 3 Satz 2 EStG 

Insg. 

- 150 

- 

-50 

- 100 

- 150 

- 150 

Wiedereinführung der steuerneu- 

GewSt 

-55 


-20 

-35 

-55 

-55 

tralen Realteilung bei Übertragung 

ESt 

-90 


-30 

-60 

-90 

-90 

von Einzelwirtschaftsgütern 

SolZ 

-5 



-5 

-5 

-5 

Anwendung ab 2001 

Bund 

-46 

. 

-14 

-33 

-46 

-46 


GewSt 

-3 

- 

- 1 

-2 

-3 

-3 


ESt 

-38 

- 

- 13 

-26 

-38 

-38 


SolZ 

-5 

- 


-5 

-5 

-5 


Länder 

-46 

. 

-16 

-31 

-46 

-46 


GewSt 

-8 

- 

-3 

-5 

-8 

-8 


ESt 

-38 

- 

- 13 

-26 

-38 

-38 


Gern. 

-58 

. 

-20 

-36 

-58 

-58 


GewSt 

-44 

- 

- 16 

-28 

-44 

-44 


ESt 

- 14 

- 

-4 

-8 

- 14 

- 14 
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Finanzielle Auswirkungen des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Unternehmenssteuerrechts 
(Unternehmenssteuerfortentwicklunqsqesetz - UntStFGl 

- Beträge in Mio. € - 


lfd. 

Nr. 

Maßnahme 

Steuer- 
art / 

Gebiets- 

körper- 

schaft 

Entste- 

hungs- 

jahr 

Rechnungsjahr 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

4 

§ 6b Abs. 10 EStG 

Insg. 

-100 


-25 

-75 

-130 

-155 

Wiedereinführung einer Gesell- 

GewSt 

-35 

- 

- 10 

-30 

-50 

-60 

schafterbezogenheit bei der 

ESt 

-60 

- 

- 15 

-45 

-75 

-90 

§ 6b-Rücklage 

SolZ 

-5 

- 



-5 

-5 

Anwendung ab 2002 

Bund 

-33 

. 

-6 

-20 

-39 

-46 


GewSt 

-2 

- 


- 1 

-2 

-3 


ESt 

-26 

- 

-6 

- 19 

-32 

-38 


SolZ 

-5 

- 



-5 

-5 


Länder 

-31 

. 

-8 

-24 

-40 

-47 


GewSt 

-5 

- 

-2 

-5 

-8 

-9 


ESt 

-26 

- 

-6 

- 19 

-32 

-38 


Gern. 

-36 

. 

-11 

-31 

-51 

-62 


GewSt 

-28 

- 

-8 

-24 

-40 

-48 


ESt 

-8 

- 

-3 

-7 

- 11 

- 14 

5 

§ 6b Abs. 10 EStG 

Insg. 

-150 

. 


-75 

-150 

-200 

Einführung einer Reinvestitions- 

GewSt 

-60 

- 


-30 

-55 

-80 

rücklage für Gewinne aus der Ver- 

ESt 

-85 

- 


-45 

-90 

- 115 

äußerung von Anteilen an Kapital- 

SolZ 

-5 

- 



-5 

-5 

gesellschaften durch Personen- 








unternehmen 

Bund 

-44 

- 


-20 

-46 

-58 


GewSt 

-3 

- 


- 1 

-3 

-4 

Anwendung ab 2002 

ESt 

-36 

- 


- 19 

-38 

-49 


SolZ 

-5 

- 



-5 

-5 


Länder 

-45 

. 


-24 

-46 

-61 


GewSt 

-9 

- 


-5 

-8 

- 12 


ESt 

-36 

- 


- 19 

-38 

-49 


Gern. 

-61 



-31 

-58 

-81 


GewSt 

-48 

- 


-24 

-44 

-64 


ESt 

- 13 

- 


-7 

- 14 

- 17 
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Finanzielle Auswirkungen des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Unternehmenssteuerrechts 
(Unternehmenssteuerfortentwicklunqsqesetz - UntStFG) 

- Beträge in Mio. € - 


lfd. 

Nr. 

Maßnahme 

steuer- 
art / 

Gebiets- 

körper- 

schaft 

Entste- 

hungs- 

jahr 

Rechnungsjahr 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

6 

§ 16 Abs. 1 EStG 

Insg. 

+ 100 


+ 25 

+ 75 

+ 130 

+ 155 

Keine Steuerbegünstigung bei 

GewSt 

+ 35 

- 

+ 10 

+ 30 

+ 50 

+ 60 

entgeltlicher Übertragung eines 

ESt 

+ 60 

- 

+ 15 

+ 45 

+ 75 

+ 90 

Teils eines Mitunternehmer- 

SolZ 

+ 5 

- 



+ 5 

+ 5 

anteils 









Bund 

+ 33 

- 

+ 6 

+ 20 

+ 39 

+ 46 

Anwendung ab 2002 

GewSt 

+ 2 

- 


+ 1 

+ 2 

+ 3 


ESt 

+ 26 

- 

+ 6 

+ 19 

+ 32 

+ 38 


SolZ 

+ 5 

- 



+ 5 

+ 5 


Länder 

+ 31 


+ 8 

+ 24 

+ 40 

+ 47 


GewSt 

+ 5 

- 

+ 2 

+ 5 

+ 8 

+ 9 


ESt 

+ 26 

- 

+ 6 

+ 19 

+ 32 

+ 38 


Gern. 

+ 36 


+ 11 

+ 31 

+ 51 

+ 62 


GewSt 

+ 28 

- 

+ 8 

+ 24 

+ 40 

+ 48 


ESt 

+ 8 

- 

+ 3 

+ 7 

+ 11 

+ 14 

7 

$ 7 GewStG 

Insg. 

+ 75 


+ 40 

+ 75 

+ 115 

+ 75 

Gewerbesteuerpflicht bei der Ver- 

GewSt 

+ 305 

- 

+ 155 

+ 305 

+ 460 

+ 305 

äußerung eines Betriebes Teilbe- 

ESt 

- 195 

- 

-95 

- 195 

-290 

- 195 

triebes oder Mitunternehmeran- 

KSt 

-25 

- 

- 15 

-25 

-35 

-25 

teils 

SolZ 

- 10 

- 

-5 

- 10 

-20 

- 10 

Anwendung ab 2002 

Bund 

-91 

. 

-46 

-91 

-139 

-91 


GewSt 

+ 15 

- 

+ 7 

+ 15 

+ 22 

+ 15 


ESt 

-83 

- 

-40 

-83 

- 123 

-83 


KSt 

- 13 

- 

-8 

- 13 

- 18 

- 13 


SolZ 

- 10 

- 

-5 

- 10 

-20 

- 10 


Länder 

-48 


-23 

-48 

-69 

-48 


GewSt 

+ 47 

- 

+ 24 

+ 47 

+ 71 

+ 47 


ESt 

-83 

- 

-40 

-83 

- 123 

-83 


KSt 

- 12 

- 

-7 

- 12 

- 17 

- 12 


Gern. 

+ 214 

. 

+ 109 

+ 214 

+ 323 

+ 214 


GewSt 

+ 243 

- 

+ 124 

+ 243 

+ 367 

+ 243 


ESt 

-29 

- 

- 15 

-29 

-44 

-29 
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Finanzielle Auswirkungen des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Unternehmenssteuerrechts 
(Unternehmenssteuerfortentwicklunqsqesetz - UntStFGl 


- Beträge in Mio. € - 


lfd. 

Nr. 

Maßnahme 

Steuer- 
art / 

Gebiets- 

körper- 

schaft 

Entste- 

hungs- 

jahr 

Rechnungsjahr 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

8 

GowStG 

Insg. 

-40 


-15 

-40 

-65 

-40 

Gewerbesteuerliche Organschaft 

GewSt 

-60 

- 

-30 

-60 

-90 

-60 

bei Vorliegen eines Gewinnab- 

ESt 

+ 5 

- 

+ 5 

+ 5 

+ 5 

+ 5 

führungsvertrags 

KSt 

+ 15 

- 

+ 10 

+ 15 

+ 20 

+ 15 


SolZ 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Anwendung ab 2001 









Bund 

+ 7 

- 

+ 6 

+ 7 

+ 8 

+ 7 


GewSt 

-3 

- 

- 1 

-3 

-4 

-3 


ESt 

+ 2 

- 

+ 2 

+ 2 

+ 2 

+ 2 


KSt 

+ 8 

- 

+ 5 

+ 8 

+ 10 

+ 8 


SolZ 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


Länder 



+ 2 


-2 



GewSt 

-9 

- 

-5 

-9 

- 14 

-9 


ESt 

+ 2 

- 

+ 2 

+ 2 

+ 2 

+ 2 


KSt 

+ 7 

- 

+ 5 

+ 7 

+ 10 

+ 7 


Gern. 

-47 

. 

-23 

-47 

-71 

-47 


GewSt 

-48 

- 

-24 

-48 

-72 

-48 


ESt 

+ 1 

- 

+ 1 

+ 1 

+ 1 

+ 1 

9 

§ 8 Nr. 7 GewStG 

Insg. 

+ 50 


+ 15 

+ 30 

+ 50 

+ 50 

Hinzurechnung eines Viertels der 

GewSt 

+ 155 

- 

+ 50 

+ 100 

+ 155 

+ 155 

Miet- und Pachtzinsen der nicht 

ESt 

-60 

- 

-20 

-40 

-60 

-60 

in Grundbesitz bestehenden 

KSt 

-40 

- 

- 15 

-25 

-40 

-40 

Wirtschaftsgüter 

SolZ 

-5 

- 

- 

-5 

-5 

-5 

Anwendung ab 2002 oder 

Bund 

-44 

. 

-15 

-30 

-44 

-44 

2003 (für Altverträge) 

GewSt 

+ 7 

- 

+ 2 

+ 5 

+ 7 

+ 7 


ESt 

-26 

- 

-9 

- 17 

-26 

-26 


KSt 

-20 

- 

-8 

- 13 

-20 

-20 


SolZ 

-5 

- 

- 

-5 

-5 

-5 


Länder 

-22 


-8 

-14 

-22 

-22 


GewSt 

+ 24 

- 

+ 8 

+ 15 

+ 24 

+ 24 


ESt 

-26 

- 

-9 

- 17 

-26 

-26 


KSt 

-20 

- 

-7 

- 12 

-20 

-20 


Gern. 

+ 116 


+ 38 

+ 74 

+ 116 

+ 116 


GewSt 

+ 124 

- 

+ 40 

+ 80 

+ 124 

+ 124 


ESt 

-8 

- 

-2 

-6 

-8 

-8 















Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-29- 


Drucksache 14/6882 


Finanzielle Auswirkungen des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Unternehmenssteuerrechts 
(Unternehmenssteuerfortentwicklunqsqesetz - UntStFG) 

- Beträge in Mio. € - 



Steuer- 
art / 

Entste- 

Rechnungsjahr 

Maßnahme 

Gebiets- 

körper- 

schaft 

hungs- 

jahr 

2001 

2002 

2003 

2004 


§ 34 Abs. 4 KStG i. V. m. 

Insg. 

§ 8b Abs. 2 Satz 2 KStG a.F. 

GewSt 

Gewinnminderungen aus Teilwert- 

KSt 

abschreibungen sind nicht zu be- 
rücksichtigen, soweit Anteil von 

SolZ 

verbundenen Unternehmen erwor- 

Bund 

ben worden sind 

GewSt 

KSt 

Anwendung im VZ 2001 

SolZ 

und teilweise 2002 

Länder 

GewSt 

KSt 


Gern. 

GewSt 

KStG i.V. m. $ 3c Abs. 1 EStG 

Insg. 

Wegfall des Betriebsausgaben- 

GewSt 

abzugsverbots im Zusammen- 

KSt 

hang mit steuerfreien Erträgen 
nach § 8b Abs. 1 u. 2 KStG 

SolZ 


Bund 

Anwendung ab 2001 

GewSt 

KSt 

SolZ 


Länder 

GewSt 

KSt 


Gern. 

GewSt 

Grunderwerbsteuer 

GrESt 

Steuerbefreiung bei Konzern- 
umstrukturierungen 

Länder 


+ 150 

- 

+ 125 

+ 25 

- 

- 

+ 60 

- 

+ 50 

+ 10 

- 

- 

+ 85 

- 

+ 70 

+ 15 

- 

- 

+ 5 

- 

+ 5 

- 

- 

- 

+ 51 


+ 42 

+ 8 

_ 

_ 

+ 3 

- 

+ 2 

- 

- 

- 

+ 43 

- 

+ 35 

+ 8 

- 

- 

+ 5 

- 

+ 5 

- 

- 

- 

+ 51 

. 

+ 43 

+ 9 

_ 

_ 

+ 9 

- 

+ 8 

+ 2 

- 

- 

+ 42 

- 

+ 35 

+ 7 

- 

- 

+ 48 


+ 40 

+ 8 

_ 

_ 

+ 48 

- 

+ 40 

+ 8 

- 

- 

-310 


-150 

-310 

-465 

-310 

- 135 

- 

-65 

- 135 

-200 

- 135 

- 165 

- 

-80 

- 165 

-250 

- 165 

- 10 

- 

-5 

- 10 

- 15 

- 10 

-99 


-48 

-99 

-150 

-99 

-6 

- 

-3 

-6 

- 10 

-6 

-83 

- 

-40 

-83 

- 125 

-83 

- 10 

- 

-5 

- 10 

- 15 

- 10 

-103 

. 

-50 

-103 

-156 

-103 

-21 

- 

- 10 

-21 

-31 

-21 

-82 

- 

-40 

-82 

- 125 

-82 

-108 


-52 

-108 

-159 

-108 

- 108 

- 

-52 

- 108 

- 159 

- 108 

-200 


-100 

-200 

-300 

-300 


Anwendung ab 2001 
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Finanzielle Auswirkungen des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Unternehmenssteuerrechts 
(Unternehmenssteuerfortentwicklunqsqesetz -UntStFGl 


- Beträge in Mio. € - 


lfd. 

Nr. 

Maßnahme 

Steuer- 
art / 

Gebiets- 

körper- 

schaft 

Entste- 

hungs- 

jahr 

Rechnungsjahr 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

13 

Mehrmütterorqanschaft 

Insg. 

+ 310 


+ 310 

+ 310 

+ 255 

+ 255 


Die gewerbesteuerlichen Verluste 

GewSt 

+ 415 

- 

+ 415 

+ 415 

+ 335 

+ 335 


verbleiben bei der Willensbll- 

ESt 


- 






dungsGbR abweichend von der 

KSt 

- 100 

- 

- 100 

- 100 

-75 

-75 


geänderten Rechtsprechung des 

SolZ 

-5 

- 

-5 

-5 

-5 

-5 


BFH und werden nicht zu den 









Muttergesellschaften hochge- 

Bund 

-35 

- 

-35 

-35 

-27 

-27 


reicht 

GewSt 

+ 20 

- 

+ 20 

+ 20 

+ 16 

+ 16 



ESt 


- 






Anwendung rückwirkend 

KSt 

-50 

- 

-50 

-50 

-38 

-38 



SolZ 

-5 

- 

-5 

-5 

-5 

-5 



Länder 

+ 14 


+ 14 

+ 14 

+ 15 

+ 15 



GewSt 

+ 64 

- 

+ 64 

+ 64 

+ 52 

+ 52 



ESt 


- 







KSt 

-50 

- 

-50 

-50 

-37 

-37 



Gern. 

+ 331 


+ 331 

+ 331 

+ 267 

+ 267 



GewSt 

+ 331 

- 

+ 331 

+ 331 

+ 267 

+ 267 



ESt 


- 





14 

Finanzielle Auswirkungen 

Insg. 

-265 


+ 175 

-285 

-710 

-620 


insgesamt 

Bund 

-301 


-110 

-293 

-444 

-358 



Länder 

-399 


-138 

-397 

-626 

-565 



Gern. 

+ 435 


+ 423 

+ 405 

+ 360 

+ 303 


Anmerkungen: 

Maßnahme zur Sicherung des Aufkommens nach geänderter Rechtsprechung 
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II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Einkommensteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 3) 

Zu Buchstabe a (Nummer 40) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Buchstabe a) 

Klarstellung, dass auch die Veräußemng einer Organbeteili- 
gung unter das Halbeinkünfteverfahren fällt. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Buchstabe b) 

Klarstellung, dass auch die Veräußemng einer Organbeteili- 
gung unter das Halbeinkünfteverfahren fällt. 

Zu Doppelbuchstabe ec (Satz 4 Buchstaben a und b) 

Zu Buchstabe a 

§ 3 Nr. 40 Satz 3 EStG nimmt einbringungsgeborene An- 
teile immer, d. h. zeitlich unbefristet aus der Halbeinkünfte- 
besteuemng heraus. Nur § 3 Nr. 40 Satz 4 EStG führt die 
Sieben-Jahresfrist ein, nach deren Ablauf Satz 3 nicht mehr 
anzuwenden ist, d. h. auch für einbringungsgeborene An- 
teile das Halbeinkünfteverfahren gilt. Durch die vorgese- 
hene Ergänzung von § 3 Nr. 40 Satz 4 Buchstabe a wird 
klargestellt, dass die volle Steuerpfhcht aus der Veräuße- 
mng von einbringungsgeborenen Anteilen während der Sie- 
ben-Jahresfrist nicht dadurch umgangen werden kann, dass 
nach der Buchwerteinbringung der Antrag auf Versteuerang 
der stillen Reserven nach § 21 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Um- 
wandlungssteuergesetzes gestellt wird. 

Zu Buchstabe b 

Zu den in § 3 Nr. 40 Satz 3 EStG genannten einbringungsge- 
borenen Anteilen im Sinne von § 21 UmwStG gehören auch 
die Anteile, die sich nach § 23 UmwStG anlässlich von Ein- 
bringungen innerhalb der Europäischen Union ergeben. Ge- 
winne aus der Veräußemng von diesen Anteilen unterliegen 
gmndsätzlich der vollen Steuerpfhcht und nicht dem Halb- 
einkünfteverfahren (vgl. Begründung zu Buchstabe a). 

Nach § 3 Nr. 40 Satz 4 Buchstabe b EStG kommt es zur 
Rückausnahme von der generellen Steuerpfhcht der Veräu- 
ßerang einbringungsgeborener Anteile, wenn die Anteile 
nach Satz 3 auf Gmnd eines Einbringungsvorgangs nach 
§ 20 Abs. 1 Satz 2 UmwStG erworben wurden. Da sowohl 
nach § 20 Abs. 1 Satz 2 als auch nach § 23 Abs. 4 UmwStG 
ein Objekt (Anteile an bestimmten Kapitalgesellschaften) 
mittels eines Vorgangs (Einbringung gegen Gewähmng von 
Gesellschaftsrechten) an einen Empfänger (bestimmte Ka- 
pitalgesellschaft) gelangt, deckt sich der Einbringungsvor- 
gang nach § 20 Abs. 1 Satz 2 UmwStG mit dem Einbrin- 
gungsvorgang nach § 23 Abs. 4 UmwStG. Folglich muss 
auch eine Einbringung nach § 23 Abs. 4 UmwStG von der 
Rückausnahme erfasst sein. Dies wird zur Vermeidung von 
Missverständnissen gesetzlich klargestellt. 

Zu Doppelbuchstabe dd (Satz 7) 

Geregelt wird die Anwendung des Halbeinkünfteverfah- 
rens, wenn eine Organgesellschaft steuerfreie Bezüge im 
Sinne des § 8b KStG erzielt hat und diese Bezüge letztlich 


im Rahmen der Besteuemng von natürlichen Personen zu 
berücksichtigen sind. 

Zu Buchstabe b (Nummer 41) 

Zu Buchstabe a 

Als Folge der Einfühmng des Halbeinkünfteverfahrens ist 
die Hinzurechnungsbesteuemng nach den §§ 7 bis 14 AStG 
definitiv. Zu berücksichtigen ist jedoch, dass die Ausschüt- 
tung von Beträgen einer ausländischen Gesellschaft, die zu- 
vor der Hinzurechnungsbesteuemng unterlegen haben, er- 
neut eine Besteuemng im Halbeinkünfteverfahren auslöst. 
Dies kann zu einer Überbesteuemng führen. § 3 Nr. 41 ver- 
meidet eine solche Überbesteuemng, indem Beträge, die die 
ausländische Gesellschaft an den inländischen Beteiligten 
ausschüttet und die der Hinzurechnungsbesteuemng unter- 
legen haben, steuerbefreit sind. 

Zwischen dem Zeitpunkt der Hinzurechnungsbesteuemng 
und dem Zeitpunkt der Ausschüttung können mehrere Jahre 
hegen. Deshalb sind auch Gewinnausschüttungen freizu- 
stellen, die in einem überschaubaren Zeitraum nach der 
Hinzurechnungsbesteuemng erfolgen. Der nach der gegen- 
wärtigen Rechtslage (§11 Abs. 2 AStG) maßgebende Zeit- 
raum von vier Jahren ist zu kurz. Zu berücksichtigen ist, 
dass einerseits Hinzurechnungstatbestände häufig erst nach- 
träglich (z. B. durch Betriebsprüfungen) bekannt werden 
und andererseits der Aufzeichnungszeitraum aus prakti- 
schen Erwägungen begrenzt werden muss. Ein Zeitraum 
von sieben Jahren berücksichtigt in angemessener Weise die 
Interessen des Steuerpflichtigen und der Finanzbehörden. 

Vom Steuerpflichtigen wird verlangt, dass er die Hinzurech- 
nungsbesteuemng ausgeschütteter Beträge nachweist. Dies 
ist notwendig, weil die Finanzbehörde gewöhnlich nicht 
feststellen kann, woher ausgeschüttete Beträge stammen. 

Zu Buchstabe b 

Die Vorschrift ergänzt § 3 Nr. 4 1 Buchstabe a. Danach sind 
Veräußerangsgewinne insoweit steuerfrei, als die Einkünfte 
der Gesellschaft, deren Anteile veräußert werden, als Zwi- 
scheneinkünfte der Hinzurechnungsbesteuemng unterlegen 
haben. Weitere Voraussetzung ist, dass die Zwischenein- 
künfte, die der Hinzurechnungsbesteuemng unterlegen ha- 
ben, nicht ausgeschüttet worden sind. Vom Steuerpflichti- 
gen wird verlangt, dass er die Hinzurechnungsbesteuemng 
und die Nichtausschüttung nachweist. 

Zu Nummer 2 (§ 3c Abs. 2 Satz 2) 

Die volle Steuerpfhcht der Erlöse beim Verkauf einbrin- 
gungsgeborener Anteile tritt nur nach § 3 Nr. 40 Satz 3 
EStG ein; in den betroffenen Fällen ist das Halbeinkünfte- 
verfahren nach § 3 Nr. 40 Satz 1 nicht anzuwenden. Nach 
§ 3 Nr. 40 Satz 4 EStG ist aber (wieder) die hälftige Steuer- 
befreiung gegeben, wenn die Beteiligung nach Ablauf von 
sieben Jahren nach der Einbringung veräußert wird oder auf 
Gmnd eines Einbringungsvorgangs nach § 20 Abs. 1 Satz 2 
oder § 23 Abs. 4 UmwStG erworben worden ist. 

§ 3c Abs. 2 EStG begrenzt die Berücksichtigung von Auf- 
wendungen, wenn die Erträge nach dem Halbeinkünftever- 
fahren besteuert werden. 
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Durch die Gesetzesänderung wird klargestellt, dass in den 
Fällen des § 3 Nr. 40 Satz 3 EStG, in denen einbringungsge- 
borene Anteile veräußert werden und der Erlös voll steuer- 
pflichtig ist, die vollen und nicht nur die hälftigen Aufwen- 
dungen gegengerechnet werden können. 

Zu Nummer 3 (§ 6) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

Nach der bisherigen Besteuerungspraxis ist die steuemeut- 
rale Behandlung des unentgeltlichen Eintritts einer natür- 
lichen Person in ein bestehendes Einzeluntemehmen sowie 
die unentgeltliche Übertragung eines Teils eines Mitunter- 
nehmeranteils auf eine natürliche Person trotz Fehlens einer 
speziellen Rechtsgrundlage im Ergebnis nicht beanstandet 
worden. Die bisherige Besteuerungspraxis wird nunmehr 
durch eine gesetzliche Klarstellung abgesichert. 

Zu Buchstabe b (Absatz 5 Satz 3 bis 6) 

Zu Satz 3 

Durch das Steuerentlastungsgesetz (StEntlG) 1999/2000/ 
2002 vom 24. März 1999 (BGBl. 1 S. 402) wurde in § 6 
Abs. 5 Satz 3 EStG die Übertragung von einzelnen Wirt- 
schaftsgütern aus dem eigenen Betriebsvermögen eines 
Mituntemehmers in das Gesamthandsvermögen einer Mit- 
untemehmerschaft und in das Sonderbetriebsvermögen und 
umgekehrt mit Wirkung ab dem Jahr 1999 erstmals gesetz- 
lich geregelt. Bis dahin galt der Mituntemehmererlass vom 
20. Dezember 1977 - IV B 2 - S 2241 - 231/77 - (BStBl. 1 
1978 S. 8), der die Übertragung von Einzelwirtschaftsgü- 
tem gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten zum Buch- 
wert, Teilwert oder Zwischenwert zuließ. Diese Wahlrechte 
wurden durch den neuen § 6 Abs. 5 EStG i. d. F. des 
StEntlG 1999/2000/2002 für Übertragungsvorgänge nach 
dem 31. Dezember 1998 gesetzlich ausgeschlossen. Die 
Übertragung eines einzelnen Wirtschaftsgutes von einem 
Betriebsvermögen/Sonderbetriebsvermögen des Steuer- 
pflichtigen in ein anderes Betriebsvermögen/Sonderbe- 
triebsvermögen desselben Steuerpflichtigen war nunmehr 
nach § 6 Abs. 5 Satz 1 und 2 EStG zwingend zum Buchwert 
vorzunehmen. Alle Übertragungen mit Rechtsträgerwechsel 
- also Übertragungen in das Gesamthandsvermögen einer 
Mituntemehmerschaft und umgekehrt gegen Gewährung/ 
Minderung von Gesellschaftsrechten - waren dagegen 
zwingend zum Teilwert vorzunehmen (§ 6 Abs. 5 Satz 3 
EStG i. d. F. des StEntlG 1999/2000/2002). 

Durch das Steuersenkungsgesetz (StSenkG) vom 23. Okto- 
ber 2000 (BGBl. 1 S. 1433) wurde § 6 Abs. 5 Satz 3 EStG 
geändert und der Gedanke der Realisierung der stillen Re- 
serven bei jedem Rechtsträgerwechsel wieder aufgegeben. 
Nunmehr war nach dem Gesetzeswortlaut die Übertragung 
eines Wirtschaftsguts aus einem Betriebsvermögen des Mit- 
untemehmers in das Gesamthandsvermögen einer Mitunter- 
nehmerschaft und umgekehrt, die Übertragung eines Wirt- 
schaftsguts aus dem Gesamthandsvermögen einer Mitunter- 
nehmerschaft in das Sonderbetriebsvermögen bei derselben 
Mituntemehmerschaft und umgekehrt sowie die Übertra- 
gung zwischen den jeweiligen Sonderbetriebsvermögen 
verschiedener Mitunternehmer derselben Mituntemehmer- 
schaft zwingend - von bestimmten Ausnahmen abgesehen - 
zum Buchwert vorzunehmen. Diese Fassung sollte erstmals 


auf Übertragungen von Wirtschaftsgütem Anwendung fin- 
den, die nach dem 3 1 . Dezember 2000 erfolgen. 

§ 6 Abs. 5 Satz 3 EStG in der Fassung des StSenkG unter- 
scheidet nach seiner Formuliemng nicht zwischen entgelt- 
licher und unentgeltlicher Übertragung von Einzelwirt- 
schaftsgütem; die Vorschrift trifft demnach auch keine ein- 
deutige Aussage zur Übertragung von Einzelwirtschaftsgü- 
tem gegen Gewährang von Gesellschaftsrechten. Dies hat 
in der Besteuemngspraxis zu erheblicher Rechtsunsicher- 
heit und zu Auslegungsschwierigkeiten geführt. Insbeson- 
dere ist teilweise die Auffassung vertreten worden, § 6 
Abs. 6 Satz 1 mit den Regelungen über die Gewinnrealisie- 
rang bei Tauschvorgängen gehe den Regelungen des § 6 
Abs. 5 Satz 3 i. d. F. des Steuersenkungsgesetzes als spe- 
ziellere Regelung vor, sodass § 6 Abs. 5 Satz 3 i. d. F. des 
Steuersenkungsgesetzes weitgehend ins Leere gehe. 

Mit der jetzt vorgeschlagenen Formuliemng des § 6 Abs. 5 
Satz 3 wird gesetzlich ausdrücklich klargestellt, dass insbe- 
sondere der klassische Fall des bisherigen Mituntemehmer- 
erlasses - die Einbringung von Einzelwirtschaftsgütem ge- 
gen Gewähmng von Gesellschaftsrechten - als Spezialform 
des Tauschs zwischen dem Mituntemehmer und seiner Mit- 
unternehmerschaft unter den Anwendungsbereich des § 6 
Abs. 5 Satz 3 EStG fällt, wenn die Wirtschaftsgüter aus dem 
Betriebsvermögen oder Sonderbetriebsvermögen in das Ge- 
samthandsvermögen eingebracht werden. Damit geht § 6 
Abs. 5 Satz 3 EStG als die speziellere Regelung den allge- 
meinen Regeln über die Gewinnrealisiemng bei Tauschvor- 
gängen (§ 6 Abs. 6 Satz 1 EStG) vor; auch dies wird durch 
eine Ergänzung des § 6 Abs. 6 gesetzlich klargestellt (vgl. 
Begründung zu Nummer Ib). 

Die jetzt vorgeschlagene Formuliemng des § 6 Abs. 5 
Satz 3 EStG stellt weiter klar, dass auch die unentgeltliche 
Übertragung zwischen den Sonderbetriebsvermögen ver- 
schiedener Mituntemehmer einer Mituntemehmerschaft 
(bisher auch im Mituntemehmererlass geregelt) sowie die 
unentgeltliche Übertragung von Einzelwirtschaftsgütern aus 
dem Betriebsvermögen oder Sonderbetriebsvermögen des 
Mituntemehmers in das Gesamthandsvermögen der Mitun- 
temehmerschaft und umgekehrt von Satz 3 erfasst sind. 

§ 6 Abs. 5 Satz 3 EStG erfasst dagegen nicht Veräußemngs- 
vorgänge, die nach den allgemeinen Regelungen über Ver- 
äußemngsgeschäfte wie zwischen fremden Dritten abgewi- 
ckelt werden, ln diesen Fällen ist das Einzelwirtschaftsgut 
beim Erwerber gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG mit den 
Anschaffüngskosten anzusetzen; der Veräußerer erzielt in 
derselben Höhe einen Veräußemngserlös. 

ln § 6 Abs. 5 Satz 3 wird außerdem klargestellt, dass auch 
die Übertragung eines Einzelwirtschaftsguts vom Sonderbe- 
triebsvermögen eines Mituntemehmers in das Gesamt- 
handsvermögen einer Schwesterpersonengesellschaft, an 
der derselbe Mituntemehmer in gleichem oder abweichen- 
dem Umfang beteiligt ist, steuemeutral möglich ist. 

Zu Satz 4 

Die Möglichkeit der Übertragung von Einzelwirtschaftsgü- 
tem auf einen anderen Rechtsträger soll jedoch nur dann 
zum Buchwert zulässig sein, wenn diese Übertragung zum 
Zwecke der Umstmkturiemng und nicht auch zum Zweck 
der Vorbereitung einer nachfolgenden Veräußerung oder 
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Entnahme erfolgte. Denn begünstigt werden soll nur die 
Fortsetzung des unternehmerischen Engagements in anderer 
Form. Bei einer Veräußerung oder Entnahme wird die unter- 
nehmerische Tätigkeit dagegen nicht fortgesetzt, sondern - 
bezogen auf das veräußerte oder entnommene Wirtschafts- 
gut - vielmehr beendet. 

In § 6 Abs. 5 Satz 4 wird deshalb davon ausgegangen, dass 
bei Veräußerung oder Entnahme der zuvor zum Buchwert 
übertragenen Einzelwirtschaftsgüter innerhalb von sieben 
Jahren nach der Übertragung diese Übertragung nicht der 
Umstrukturierung diente (keine widerlegbare Vermutung). 
In diesen Fällen ist daher die Veräußerung oder Entnahme 
als rückwirkendes Ereignis i. S. d. § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
der Abgabenordnung anzusehen mit der Folge, dass die ur- 
sprüngliche Übertragung zum Buchwert nunmehr rückwir- 
kend mit dem Teilwert zu bewerten ist. Durch den rückwir- 
kenden Teilwertansatz erfolgt eine Rückkehr zum Grund- 
satz der Versteuerung der stillen Reserven bei demjenigen, 
bei dem sie entstanden sind. 

Sind allerdings die stillen Reserven dem übertragenden Ge- 
sellschafter bereits durch eine Ergänzungsbilanz zugeordnet 
worden, ist eine Behaltefrist nicht erforderlich, da in diesen 
Fällen eine Versteuerung der stillen Reserven bei demjeni- 
gen, bei dem sie entstanden sind, sichergestellt ist. Dies 
wird in Satz 4 gesetzlich klargestellt. 

Zu den Sätzen 5 und 6 

§ 6 Abs. 5 Satz 5 und 6 soll nicht nur das Überspringen stil- 
ler Reserven auf Kapitalgesellschaften verhindern. Viel- 
mehr soll generell das Verfügen über Wirtschaftsgüter ohne 
Teilwertrealisation durch Verkäufe von Anteilen an Kapital- 
gesellschaften unter Nutzung der Vorteile, die durch die 
Umstellung auf das Halbeinkünfteverfahren entstehen, ver- 
mieden werden. 

§ 6 Abs. 5 Satz 6 bestimmt, dass auch eine nachträgliche 
Anteilsbegründung oder -erhöhung bei einer Kapitalgesell- 
schaft an dem übertragenen Wirtschaftsgut ein rückwirken- 
des Ereignis i. S. d. § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der Abgaben- 
ordnung ist, sodass rückwirkend auf den Übertragungszeit- 
punkt der Teilwert anzusetzen ist. Aus Gründen der Prakti- 
kabilität wird für den rückwirkenden Teilwertansatz eine 
zeitliche Beschränkung (sieben Jahre) eingeführt. Dadurch 
wird vermieden, dass die Berichtigung von Veranlagungen 
auch noch nach einem sehr langen Zeitraum erforderlich 
wird. 

Zu Buchstabe c (Absatz 6 Satz 4) 

Satz 4 stellt klar, dass die Regelung des § 6 Abs. 5 als spe- 
ziellere Regelung den Regelungen des § 6 Abs. 6 vorgeht. 
Hiermit werden etwaige Auslegungsschwierigkeiten besei- 
tigt (vgl. Begründung zu Nummer la). 

Zu Nummer 4 (§ 6b) 

Zu den Buchstaben a und b (Absatz 4 Nr. 3 und Absatz 1 0) 

Im Zuge der „Wiedereinführung“ des Mitunternehmererlas- 
ses in § 6 Abs. 5 Satz 3 EStG erfolgt bei § 6b EStG - als be- 
gleitende Folgemaßnahme - eine Rückkehr von der gesell- 
schaftsbezogenen zur gesellschafterbezogenen Betrach- 
tungsweise. Damit wird der Rechtszustand, wie er bis zum 


31. Dezember 1998, also vor Inkrafttreten des StEntlG 
1999/2000/2002, bestanden hat, im Ergebnis wieder her- 
gestellt (vgl. R41b Abs. 7 des amtlichen Einkommen- 
steuer-Handbuchs 1998). Anspruchsberechtigter für die Bil- 
dung von Rücklage nach § 6b EStG ist jetzt wieder der 
Steuerpflichtige. Damit ist es wieder zulässig, bei der Perso- 
nengesellschaft entstandene Veräußerungsgewinne - so- 
weit sie auf den jeweiligen Steuerpflichtigen entfallen - 
auch auf die Anschaffungskosten von Wirtschaftsgütern im 
Sonderbetriebsvermögen des Steuerpflichtigen bei der be- 
treffenden Personengesellschaft oder im Einzeluntemehmen 
des Steuerpflichtigen zu übertragen. Umgekehrt können 
auch im Einzeluntemehmen oder im Sonderbetriebsvermö- 
gen des Steuerpflichtigen realisierte Veräußemngsgewinne 
auf die von der betreffenden Personengesellschaft ange- 
schafften Wirtschaftsgüter übertragen werden, soweit sie 
anteilig auf den Steuerpflichtigen entfallen. 

Eine Einschränkung wie in § 6 Abs. 5 Sätze 5 und 6 ist hier 
nicht erforderlich, da sich die Übertragung einer Rücklage 
nach § 6b EStG nicht werterhöhend auswirkt. § 6b EStG 
führt nicht zur Verlagemng stiller Reserven auf ein anderes 
Steuersubjekt. 

Durch die Neufassung des § 6b Abs. 10 EStG wird zur wei- 
teren Verbessemng der für Investitionen zur Verfügung ste- 
henden Liquidität bei Personenuntemehmen zugelassen, 
Gewinne aus der Veräußerang von Anteilen an Kapitalge- 
sellschaften steuerneutral auf die Anschaffungskosten von 
anderen (neu erworbenen) Anteilen an Kapitalgesellschaf- 
ten zu übertragen. Erfolgt die Reinvestition nicht bereits im 
Jahr der Anteilsveräußemng, kann eine steuerfreie Rück- 
lage in Höhe des Veräußerangsgewinns gebildet werden. 
Diese Rücklage wird durch den Einzeluntemehmer bzw. die 
Personengesellschaft auf die Anschaffungskosten später er- 
worbener Anteile an Kapitalgesellschaften übertragen oder 
in späteren Wirtschaftsjahren gewinnwirksam aufgelöst. 

Die Möglichkeit der Bildung der Reinvestitionsrücklage be- 
zieht sich nur auf Personenuntemehmen, soweit an diesen 
keine Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermö- 
gensmassen beteiligt sind. Da für Körperschaften, Perso- 
nenvereinigungen oder Vermögensmassen die Veräußemng 
von Anteilen an Kapitalgesellschaften gmndsätzlich nach 
§ 8b Abs. 2 KStG steuerbefreit ist, bedarf es insoweit der 
Möglichkeit einer Rücklagenbildung nicht. 

Bei einbringungsgeborenen Anteilen wird die Möglichkeit 
der Übertragung von stillen Reserven auf die Anschaffungs- 
kosten anderer Anteile an Kapitalgesellschaften nur ge- 
währt, wenn die Voraussetzungen des § 3 Nr. 40 Satz 4 
EStG erfüllt sind. 

Dabei wird berücksichtigt, dass die Veräußemng einbrin- 
gungsgeborener Anteile nicht dem Halbeinkünfteverfahren, 
sondern der vollen Besteuerang unterliegt, wenn die An- 
teile, die aus einer Sacheinlage nach § 20 Abs. 1 Satz 1 oder 
§ 23 Abs. 1 bis 3 des Umwandlungssteuergesetzes hervor- 
gegangen sind, innerhalb von sieben Jahren nach der Ein- 
bringung veräußert werden. Dieser Gmndgedanke der vol- 
len Besteuemng einbringungsgeborener Anteile würde un- 
terlaufen, wenn die stillen Reserven aus der Veräußemng 
solcher Anteile auf die Anschaffüngskosten anderer Anteile 
übertragen werden können. 
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Zu Nummer 5 (§ 16) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1 Nr. 2 und 3) 

Die derzeitige steuerliche Behandlung der entgeltlichen 
Übertragung von Teilen eines Mitunternehmeranteils einer- 
seits und des Eintritts einer natürlichen Person in ein beste- 
hendes Einzeluntemehmen gegen Leistung einer Zuzahlung 
in das Privatvermögen des bisherigen Einzelunternehmers 
andererseits ist unterschiedlich: Die bisherige Rechtspre- 
chung des Bundesfinanzhofs und dem folgend die Finanz- 
verwaltung (vgl. R 139 Abs. 4 EStR) begünstigen die Ver- 
äußerung eines Teils eines Mituntemehmeranteils, obwohl 
in § 16 Abs. 1 Nr. 2 EStG nur die Veräußerung des gesam- 
ten Anteils eines Gesellschafters und nicht auch eines Teils 
eines Anteils als begünstigter Tatbestand genannt ist. Der 
Eintritt einer natürlichen Person in ein bestehendes Einzel- 
untemehmen gegen Leistung einer Zuzahlung in das Privat- 
vermögen des bisherigen Einzeluntemehmers ist dagegen 
nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ein nicht 
nach §§ 16 und 34 EStG begünstigter, sondern ein laufender 
Geschäftsvorfall (Beschluss des Großen Senats des BFH 
vom 18. Oktober 1999, BStBl. 11 2000 S. 123). 

Vom wirtschaftlichen Ergebnis sind beide Vorgänge ver- 
gleichbar, sodass unterschiedliche Rechtsfolgen unter dem 
Gesichtspunkt der Gleichbehandlung nicht vertretbar sind. 

Die Begünstigung der §§16 und 34 EStG setzt die Aufde- 
ckung aller stillen Reserven voraus. Dies ist bei beiden Vor- 
gängen nicht der Fall. Auch der Große Senat des Bundes- 
finanzhofs hat im Beschluss vom 18. Oktober 1999 (a. a. O.) 
die Begünstigung eines Teils eines Mituntemehmeranteils 
aus rechtssystematischen Gründen für zweifelhaft gehalten 
und lediglich aus Gründen der Rechtssicherheit an dieser 
Begünstigung festgehalten. 

Aus Gründen der Besteuerangsgleichheit und aus steuersys- 
tematischen Gründen ist es notwendig, dass die Fälle der 
entgeltlichen Übertragung von Teilen eines Mituntemeh- 
meranteils und die Fälle des Eintritts einer natürlichen Per- 
son in ein bestehendes Einzelunternehmen gegen Leistung 
einer Zuzahlung in das Privatvermögen des bisherigen Ein- 
zeluntemehmers steuerlich gleich behandelt werden. Daher 
wird gesetzlich festgeschrieben, dass die Veräußemng eines 
Teils eines Mitunternehmeranteils tatbestandlich nicht unter 
§ 16 Abs. 1 Nr. 2 EStG fällt. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 2) 

Die Beschränkung der Veräußemngstatbestände in § 16 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 EStG auf die Veräußemng des ge- 
samten Anteils könnte dahin gehend missverstanden wer- 
den, dass Teilanteilsveräußemngen weder nach § 16 EStG 
als gewerbliche Einkünfte gehen noch sonst nach § 15 EStG 
als gewerbliche Einkünfte zu versteuern sind, da hier keine 
laufenden Einkünfte aus der Einkunftsquelle erzieh werden, 
sondern die Einkunftsquelle als solche - teilweise - veräu- 
ßert wird. Der neue Satz 2 stellt daher klar, dass Gewinne, 
die bei der Veräußemng eines Teils eines Anteils im Sinne 
von Satz 1 Nr. 2 oder 3 erzieh werden, laufende Gewinne 
sind. 


Zu Buchstabe b (Absatz 3 Satz 2 bis 4) 

Nach bisheriger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs be- 
stand bei der Realteilung einer Personengesellschaft ein 
Wahlrecht der Mituntemehmer zwischen der Buchwertfort- 
fühmng (Überfühmng der Wirtschaftsgüter in ein eigenes 
Betriebsvermögen der Mituntemehmer) und der Behand- 
lung als steuerbegünstigte Betriebsaufgabe der Personen- 
gesellschaft nach den allgemeinen Gmndsätzen des § 16 
EStG. Dabei galt das Wahlrecht zur Buchwertfortfühmng 
nach der Rechtsprechung des BFH auch für den Fall, dass 
im Rahmen der Realteilung lediglich einzelne Wirtschafts- 
güter zugeteilt werden, die in die eigenen Betriebe der 
Gesellschafter der bisherigen Personengesellschaft über- 
führt werden (vgl. zusammenfassend BFH-Urteil vom 
10. Dezember 1991 - BStBl. 1992 11 S. 385). 

Nach § 16 Abs. 3 Satz 2 EStG i. d. F. des StEntlG 1999/ 
2000/2002 vom 24. März 1999 (BGBl. 1 S. 402) gilt die 
Realteilung dagegen für Realteilungen nach dem 
31. Dezember 1998 als Aufgabe eines Mitunternehmeran- 
teils, wenn die Mituntemehmer im Rahmen einer Realtei- 
lung weder einen Teilbetrieb noch einen Mitunternehmeran- 
teil, sondern nur einzelne Wirtschaftsgüter erhalten, ln die- 
sen Fällen ist nach gehender Rechtslage also eine Realtei- 
lung unter Buchwertfortfühmng nicht mehr möglich. 

Nach der jetzt vorgeschlagenen Fassung des § 16 Abs. 3 
EStG soll die Realteilung für Vorgänge nach dem 31. De- 
zember 2000 auch bei Zuteilung von einzelnen Wirtschafts- 
gütern wieder steuerneutral möglich sein, sofern das unter- 
nehmerische Engagement in anderer Form fortgesetzt und 
nicht nur eine nachfolgende Veräußemng oder Entnahme 
vorbereitet wird. 

Für eine Ändemng des bisherigen § 16 Abs. 3 Satz 2 EStG 
in diesem Sinne spricht, dass das Konzept einer Besteue- 
mng aufgmnd eines Rechtsträgerwechsels, das dem 
StEntlG 1999/2000/2002 zugmnde lag, teilweise wieder 
aufgegeben worden ist, wie sich am Beispiel des § 6 Abs. 5 
Satz 3 EStG i. d. F. des StSenkG zeigt. 

Die Realteilung ist - wie die Regelung in § 6 Abs. 5 Satz 3 
EStG - als Umstmkturiemngsmaßnahme anzusehen; auch 
hier wird durch eine Behaltefrist vermieden werden, dass 
eine Realteilung der Vorbereitung einer Veräußemng oder 
Entnahme dient. 

Im Übrigen sind die in § 6 Abs. 5 Satz 4 und 5 EStG i. d. F. 
des StSenkG enthaltenen Einschränkungen der Steuemeut- 
ralität der Übertragung soweit Körperschaften, Personen- 
vereinigungen oder Vermögensmassen betroffen sind, auch 
hier zu beachten. Dies wird durch § 16 Abs. 3 Satz 4 sicher- 
gestellt. 

Zu Nummer 6 (§ 17 Abs. 4 Satz 1) 

Redaktionelle Ändemng. 

Zu Nummer 7 (§ 20 Abs. 1) 

Zu Buehstabe a (Nummer 1 Satz 3) 

Redaktionelle Ändemng. 
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Zu Buchstabe b (Nummer 2) 

Die Regelung stellt klar, dass die Liquidationsraten im 
Grundsatz zu Einkünften aus Kapitalvermögen führen. Die 
Liquidation wird nicht als veräußerungsgleicher Vorgang 
behandelt. 

Zu Buchstabe c (Nummern 9 und 10) 

Zu Nummer 9 

Es handelt sich um eine Klarstellung zu der Frage, welche 
Einnahmen aus Leistungen unter die Neuregelung des § 20 
Abs. 1 Nr. 9 in der Fassung des Steuersenkungsgesetzes fal- 
len. 

§ 20 Abs. 1 Nr. 9 erfasst Einnahmen aus Leistungen einer 
nicht von der Körperschaftsteuer befreiten Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Nm. 3 bis 5 KStG. Nach der Begründung zum 
Entwurf eines Steuersenkungsgesetzes (vgl. Bundestags- 
drucksache 14/2693 S. 114) handelt es sich hierbei um 
Leistungen, die einer Gewinnausschüttung im Sinne des 
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 wirtschaftlich vergleichbar sind. Bei 
einer derartigen Gewinnausschüttung handelt es sich um 
die gesellschaftsrechtlich veranlasste offene oder ver- 
deckte Verteilung des Gewinns der Kapitalgesellschaft an 
ihre Gesellschafter, der im Rahmen des Geschäftszwecks 
der Gesellschaft erwirtschaftet worden ist (Verteilung des 
erwirtschafteten Überschusses). 

Eine Leistung im Sinne von § 20 Abs. 1 Nr. 9 hegt daher 
beispielsweise nicht vor, wenn ein nicht von der Körper- 
schaftsteuer befreiter Verein in Erfüllung seiner allgemei- 
nen satzungsmäßigen Aufgaben Leistungen an Mitglieder 
auf Grund von Beiträgen im Sinne von § 8 Abs. 5 KStG er- 
bringt, die von den Mitgliedern lediglich in ihrer Eigen- 
schaft als Mitglieder nach der Satzung zu entrichten sind. 
Diese Leistungen sind nicht mit einer Gewinnausschüttung 
vergleichbar, da sie allgemein mit den Mitgliedsbeiträgen 
abgegolten sind. 

Zu Nummer 10 Buchstabe a 

Durch die Regelung wird klargestellt, dass auch bei Betrie- 
ben gewerblicher Art mit eigener Rechtspersönlichkeit nur 
ausschüttungsgleiche Leistungen, nicht z. B. entgeltliche 
Leistungen, zu Einkünften aus Kapitalvermögen führen. 
Darüber hinaus wird klargestellt, dass zwar auch verdeckte 
Gewinnausschüttungen, nicht aber Leistungen aus dem Ein- 
lagekonto im Sinne des § 27 KStG eines Betriebs gewerbli- 
cher Art mit eigener Rechtspersönlichkeit zu Einkünften im 
Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchstabe a EStG führen. 

Zu Nummer 10 Buchstabe b 

Die Änderung stellt klar, dass auch bei Betrieben gewerb- 
licher Art ohne eigene Rechtspersönlichkeit die verdeckte 
Gewinnausschüttung bei der Trägerkörperschaft zu Ein- 
künften aus Kapitalvermögen führt. Im Übrigen hängt die 
Änderung mit der künftigen Besteuerung des Verkaufs ein- 
bringungsgeborener Anteile durch eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts (vgl. auch § 21 Abs. 3 Nr. 1 
UmwStG) zusammen. Mit den Änderungen in § 20 Abs. 1 
Nr. 10 Buchstabe b Satz 1 EStG wird die Kapitalertrag- 
steuerbelastung mit 10 % KapESt sichergestellt. Durch den 


pauschalen Verweis auf § 21 Abs. 3 UmwStG erfasst die 
Formulierung auch die Fälle des Verkaufs einbringungs- 
geborener Anteile im Rahmen eines wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs in den Fällen des § 20 Abs. 1 Nr. 10 
Buchstabe b Satz 3 EStG (z. B. durch einen Berufsverband). 
Die Ausschüttungsfiktion des § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buch- 
stabe b EStG soll die Einlagerückgewähr nicht erfassen. 

Zu Nummer 8 (§ 43 Abs. 1) 

Die Änderungen dienen der Klarstellung. Es wird deutlicher 
zum Ausdruck gebracht, dass der Steuerabzug ungeachtet 
des § 3 Nr. 40 und des § 8b Abs. 1 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes auch für Bezüge im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 9 
und 10 Buchstabe a vorzunehmen ist. 

Zu Nummer 9 (§ 44 Abs. 6) 

Die Ergänzungen regeln die Schuldnerschaft und die Haf- 
tung für die Kapitalertragsteuer auf die verdeckten Gewinn- 
ausschüttungen durch Betriebe gewerblicher Art an ihre 
Trägerkörperschaft und die Kapitalertragsteuer auf die Ver- 
äußerung einbringungsgeborener Anteile. 

Zu Nummer 10 (§ 44a) 

Zu Buchstabe a (Absatz 4 Satz 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. Durch das 
Steuersenkungsgesetz wurde die Vorschrift ausgedehnt auf 
Erträge, die von steuerbefreiten Einrichtungen im Sinne des 
§ 20 Abs. 1 Nr. 9 und 10 Buchstabe a zufheßen. Im Laufe 
des Gesetzgebungsverfahrens ist der Anwendungsbereich 
des § 20 Abs. 1 Nr. 9 und 10 Buchstabe a auf nicht steuer- 
befreite Einrichtungen beschränkt worden. Dabei wurde 
versäumt, die Ergänzung des § 44a Abs. 4 Satz 2 rückgän- 
gig zu machen. Die Ergänzung hat nunmehr keinen Anwen- 
dungsbereich. 

Zu Buchstabe b (Absatz 7 Satz 2) 

Fließen bestimmten steuerbefreiten Gläubigem Kapital- 
erträge im Sinne von § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7a bis 7c zu, 
so kann der Schuldner vom Steuerabzug Abstand nehmen, 
wenn ihm der Gläubiger seine Begünstigung nachweist. 
Dazu gehört gmndsätzlich die Vorlage einer sog. Nichtver- 
anlagungs-Bescheinigung. Da bei Erträgen im Sinne von 
§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7c Gläubiger und Schuldner iden- 
tisch sind, ist insoweit die Vorlage der Nichtveranla- 
gungs-Bescheinigung entbehrlich. 

Zu Nummer 11 (§ 45a) 

Zu Buchstabe a (Absatz 5) 

Nach § 44 Abs. 3 KStG a. F. bestand die Möglichkeit der 
Ausstellung einer Ersatzsteuerbescheinigung, wenn die Ur- 
schrift nach den Angaben des Anteilseigners abhanden ge- 
kommen oder vernichtet war. Diese Vorschrift ist im Zuge 
der Änderangen durch das Steuersenkungsgesetz gestrichen 
worden. Die neu gefassten §§27 ff. KStG enthalten über die 
Möglichkeit der Ausstellung einer Ersatzbescheinigung 
keine Angaben. Auch in dem neu gefassten § 45a wird die 
Möglichkeit der Ausstellung einer Ersatzbescheinigung 
nicht genannt. 
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ln der Praxis ist eine solche Regelung erforderlich, um bei 
einem Verlust der Steuerbescheinigung eine Anrechnung 
der tatsächlich einbehaltenen und für Rechnung des Gläubi- 
gers abgefuhrten Steuern zu erreichen. 

Zu den Buchstaben b bis d (Absätze 6 und 7) 
Redaktionelle Folgeänderungen. 

Zu Nummer 12 (§ 52) 

Zu den Buchstaben a bis e (Absätze 4b, 1 6a, 1 8a, 34 und 53) 

Die Vorschriften enthalten die jeweiligen zeitlichen Anwen- 
dungsregelungen. 

Zu Artikel 2 (Körperschaftsteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Da sich einige Änderungen auf die Inhaltsübersicht auswir- 
ken, muss diese entsprechend angepasst werden. 

Zu Nummer 2 (§ 5 Abs. 2 Nr. 3) 

Die Einschränkung der Steuerbefreiung stellt entsprechend 
§ 5 Abs. 2 Nr. 2 KStG a. F. sicher, dass auch bei steuerbe- 
freiten Körperschaften die Körperschaftssteuer nach § 34 
Abs. 7 Satz 2, § 37 und § 38 Abs. 2 KStG n. F. erhoben 
werden kann. 

Zu Nummer 3 (§ 8a Abs.l Satz 3) 

Beseitigung eines redaktionellen Versehens durch Anpas- 
sung des Satzes 3 an Satz 2. 

Zu Nummer 4 (§ 8b) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Durch die Ergänzung wird klargestellt, dass sich die Beteili- 
gungsertragsbefreiung nach Absatz 1 auch auf die Veräuße- 
rung von Dividendenansprüchen erstreckt. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 1) 

Die Änderungen stellen klar, dass sich die Veräußerungsge- 
winnbefreiung auf den Verkauf von eigenen Anteilen und 
von Organbeteiligungen sowie auf veräußerungsgleiche 
Aufdeckung stiller Reserven bei einbringungsgeborenen 
Anteilen nach § 21 Abs. 2 UmwStG erstreckt. 

Zu Buchstabe c (Absatz 4 Satz 2) 

Die Regelung der so genannten Rückausnahme zur Einbrin- 
gungsklausel wird redaktionell überarbeitet. Es wird klarge- 
stellt, dass auch die Fälle grenzüberschreitender Einbrin- 
gung im Sinne des § 23 Abs. 4 UmwStG unter die Rückaus- 
nahme fallen. Die Rückausnahme wird eingeschränkt, da- 
mit natürliche Personen die Halbeinkünftebesteuerung eines 
Veräußerungsgewinns nicht über eine Beteiligungseinbrin- 
gung umgehen können. 

Mit der neu gefassten Nummer 1 wird auch der Fall der 
nachträglichen Verstrickung bereits vor mehr als 7 Jahren 
erworbener Anteile erfasst. 


Im Einzelnen wird in Nummer 2 Folgendes erreicht: 

a) Die Lücke (Einbringung der Kapitalbeteiligung durch 
natürliche Person) ist geschlossen; 

b) von der Rückausnahme begünstigt ist auch der einbrin- 
gungsweise Erwerb einer Kapitalbeteiligung von einer 
Kapitalgesellschaft durch eine andere Kapitalgesell- 
schaft nach Maßgabe des § 23 Abs. 4 UmwStG; 

c) von der Rückausnahme begünstigt ist auch der einbrin- 
gungsweise Erwerb einer Kapitalbeteiligung von einer 
Kapitalgesellschaft durch eine andere Kapitalgesell- 
schaft nach Maßgabe des § 20 Abs. 1 Satz 1 UmwStG. 
D. h. eine Kapitalbeteiligung, die als Bestandteil des von 
einer Kapitalgesellschaft eingebrachten Betriebs mit 
übergeht, kann mit der Neufassung ggf. direkt steuerfrei 
veräußert werden. 

Zu Buchstabe d (Absatz 5) 

Das Abzugsverbot des § 3c Abs. 1 EStG bezweckt, die Ge- 
währung doppelter Steuervorteile zu vermeiden, indem 
einem Steuerpflichtigen neben dem Vorteil der Steuerbe- 
freiung nicht noch der weitere Vorteil des Abzugs korres- 
pondierender Ausgaben eingeräumt wird. 

Unter den Anwendungsbereich von § 3c Abs. 1 EStG fallen 
nach dem Steuersenkungsgesetz auch Dividendenzahlungen 
zwischen inländischen Kapitalgesellschaften. Nach § 8b 
Abs. 1 KStG ist eine Dividende, die eine Körperschaft be- 
zieht, nicht steuerpflichtig. Aufwendungen, z. B. Schuldzin- 
sen aus der Fremdfmanzierung des Anteilserwerbs, können 
somit nach § 3c Abs. 1 EStG nicht mehr als Betriebsaus- 
gaben abgezogen werden, soweit sie mit „steuerfreien“ In- 
landsdividenden in unmittelbarem Zusammenhang stehen. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs erfasst das 
Abzugsverbot nur Aufwendungen bis zur Höhe der in 
einem Veranlagungszeitraum tatsächlich zufiießenden Divi- 
denden. Die die steuerfreien Dividenden übersteigenden 
Aufwendungen sind in vollem Umfang steuerlich abziehbar. 

Die Anwendung des § 3c Abs. 1 EStG zwischen Körper- 
schaften wird ausgeschlossen, da die Dividenden nicht 
„steuerfrei“ im eigentlichen Sinne sind. Tatsächlich hat die 
Dividende infolge der Definitivbesteuerung im Halbein- 
künfteverfahren bereits einer vollen Gewinnbesteuerung bei 
der ausschüttenden Tochter unterlegen. Sie wird deshalb le- 
diglich zur Vermeidung einer doppelten Inlandsbesteuerung 
nach § 8b Abs. 1 KStG außer Ansatz gelassen. 

Damit wird gleichzeitig vermieden, dass die steuerliche Ge- 
samtbelastung innerhalb einer Konzemstruktur letztlich da- 
von abhängig ist, auf welcher Beteiligungsstufe Finanzie- 
rungsaufwendungen anfallen. 

Zu Buchstabe e (Absatz 6 Satz 1) 

Erstreckung der Veräußerungsgewinnbefreiung auf Veräu- 
ßerung von Anteilen im Rahmen von Mituntemehmerantei- 
len. 

Zu Nummer 5 (§ 12 Abs. 2) 

Mit der Neuregelung werden steuerliche Hemmnisse besei- 
tigt, wenn im Rahmen von Umstrukturierungsvorgängen 
Betriebsstättenvermögen übergeht. 
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Die Regelung lässt die steuerneutrale Übertragung des Be- 
triebsstättenvermögen zu, soweit dies im Rahmen eines 
Vorgangs geschieht, der nach inländischen Gesichtspunkten 
als Verschmelzung zu Buchwerten auf eine andere Körper- 
schaft anzusehen ist. 

Abweichend von der bisherigen Regelung wird in diesen 
Fällen auf die Aufdeckung und Versteuerung stiller Reser- 
ven bei Übergang des Vermögens einer inländischen Be- 
triebsstätte einer beschränkt steuerpflichtigen Stammhaus- 
gesellschaft auf einen anderen verzichtet, wenn die stillen 
Reserven auch weiterhin im Inland steuerverhaftet bleiben. 

Zu Nummer 6 (§ 14) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Der Bundesfinanzhof hat es in zwei Entscheidungen vom 
9. Juni 1999 (BStBl. 2000 II S. 695 und BFH-NV 2000 
S. 347) zugelassen, dass die steuerlichen Gewinne und Ver- 
luste bei Mehrmütterorganschaften abweichend von der bis- 
herigen Praxis direkt bei den Muttergesellschaften zu be- 
rücksichtigten sind. Die Umsetzung dieser Entscheidungen 
für die Vergangenheit ist verfahrensrechtlich problematisch. 
Eine mehrfache Berücksichtigung von Verlusten wäre nicht 
auszuschließen. Die Regelungen in § 14 stellen klar, dass 
für die Vergangenheit nach wie vor die gewohnheitsrecht- 
lich anerkannte Rechtslage vor den BFH-Urteilen gilt. 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1) 

Die Änderung in Satz 1 stellt klar, dass tauglicher Organträ- 
ger nur ein einziges gewerbliches Unternehmen sein kann. 
Der im Zivilrecht vertretenen Lehre von der mehrfachen 
Abhängigkeit wird steuerlich nicht gefolgt. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 2) 

Nach gegenwärtiger Rechtslage müssen sowohl der Organ- 
träger (§ 14 Nr. 2 KStG) als auch die Organgesellschaft 
(§ 14 Satz 1 KStG) Sitz und Geschäftsleitung im Inland 
haben. 

Der zunehmenden internationalen Verflechtung der deut- 
schen Wirtschaft wird dadurch Rechung getragen, dass auf 
diesen „doppelten Inlandsbezug“ verzichtet wird. Danach 
reicht es künftig aus, wenn sich die Geschäftsleitung des 
Organträgers im Inland befindet. Durch Anknüpfen an die 
inländische Geschäftleitung wird andererseits sichergestellt, 
dass über eine Organschaft zu einer nach deutschem oder 
ausländischem Recht gegründeten Gesellschaft das inländi- 
sche Besteuerungsrecht für das Organeinkommen nicht ver- 
loren geht. Damit wird u. a. dem im internationalen Steuer- 
recht geltenden Grundsatz Rechnung getragen, dass für das 
Besteuerungsrecht bei doppelt ansässigen Gesellschaften 
nach § 2 OECD Musterabkommen der Sitz der tatsächli- 
chen Geschäftsleitung maßgebend ist. 

Ein steuerlich wirksames Organschaftsverhältnis setzt darü- 
ber hinaus voraus, dass ein ausländischer Rechtsträger einen 
Gewinnabführungsvertrag abschließen kann, der den Vor- 
aussetzungen des § 14 KStG (§ 291 Abs. 1 AktG) oder zu- 
mindest des § 17 KStG entspricht. 

Problematisch ist, dass Gesellschaften, die nur ihre Ge- 
schäftsleitung im Inland haben, in Deutschland die Rechts- 
fähigkeit fehlen könnte. Nach der vom Bundesgerichtshof 


in ständiger Rechtsprechung vertretenen so genannten 
„Sitztheorie“ besitzt eine Gesellschaft nur so lange die in- 
ländische Rechtsfähigkeit, wie sie ihren Verwaltungssitz im 
Staat ihrer Gründung hat. Bei einer Verlagerung des Sitzes 
in einen anderen Staat würde sie die ursprünglich vorhan- 
den gewesene Rechtsfähigkeit verlieren und könnte dem- 
nach keine zivilrechtlich wirksamen Verträge abschließen, 
also auch keinen Gewinnabführungsvertrag. 

Nach der „Centros-Entscheidung“ des EuGH vom 9. März 
1999 (Rechtssache C 212/97, DB 1999 S. 625) ist gegen- 
wärtig ungewiss, ob die „Sitztheorie“ gegen EU-Recht ver- 
stößt. Der Bundesgerichtshof hat diese Frage dem EuGH 
zur Entscheidung vorgelegt (VII ZR 370/98). 

Eine Gesetzesänderung ist nicht vom Ausgang des laufen- 
den Vorlageverfahrens vor dem EuGH abhängig. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass die Begriffe „Sitz“ und „Ge- 
schäftsleitung“ in steuerrechtlichem Sinne und die Begriffe 
nach internationalem Privatrecht („Verwaltungssitz“) nicht 
genau deckungsgleich sind, so dass Fälle denkbar sind, in 
denen ein ausländischer Rechtsträger auch unter Berück- 
sichtigung der Sitztheorie einen Gewinnabführungsvertrag 
abschließen kann. Steuerlich soll die Begründung von Or- 
ganschaftsverhältnissen zu einem ausländischen Rechtsträ- 
ger jedenfalls in den Fällen ermöglicht werden, in denen 
keine zivilrechtlichen Hindernisse bestehen. Im Übrigen 
öffnet sich das Steuerrecht insoweit für künftige Entwick- 
lungen des Zivilrechts. 

Zu Doppelbuchstabe cc (Nummer 4 Satz 2) 

Der angefiigte neue Satz verhindert bei doppelt ansässigen 
Gesellschaften, dass Verluste im In- und Ausland doppelt 
oder aufgrund entsprechender nationaler Regelungen aus- 
ländischer Staaten (z. B. in den USA) stets zu Lasten der 
Bundesrepublik Deutschland berücksichtigt werden. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Der neu angefügte Absatz 2 lässt es nach wie vor zu, dass 
sich mehrere gewerbliche Unternehmen zu einer Willensbil- 
dungs-GbR zusammenschließen können. In diesen Fällen 
ist Kraft Fiktion die GbR als gewerbliches Unternehmen an- 
zusehen. Die Ergebniszurechnung bei den „Muttergesell- 
schaften“ scheidet damit als tauglicher Organträger aus. Die 
Regelungen in Nummer 1 bis 4 regeln die näheren Voraus- 
setzungen, die die Gesellschafter und die GbR selbst im 
Verhältnis zur Organgesellschaft erfüllen müssen. 

Zu Nummer 7 (§ 15) 

§ 15 KStG wurde redaktionell überarbeitet und an die Neu- 
regelungen des § 8b in der Fassung des Steuersenkungsge- 
setzes angepasst. Der bisherige § 15 Nr. 2 KStG wurde ge- 
strichen. Die Vorschrift regelt die Freistellung von Gewinn- 
ausschüttungen nach Vorschriften der Doppelbesteuerungs- 
abkommen im Organkreis. Sie ist aufgrund des § 8b Abs. 1 
KStG überholt. 

Der in der neuen Nummer 2 angefügte Satz regelt, dass ab- 
weichend von den Grundsätzen der Organschaftsbesteue- 
rung steuerfreie Bezüge im Sinne des § 8b Abs. 1 und 2 
KStG bei der Einkommensermittlung der Organgesellschaft 
unberücksichtigt bleiben. Diese Bezüge und die damit zu- 
sammenhängenden Aufwendungen im Sinne des § 3c EStG 
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werden durch die Anlage MO an den Organträger hochge- 
meldet und bei seiner Einkommensermittlung berücksich- 
tigt. Ist Organträger eine Personengesellschaft mit auch na- 
türlichen Personen als Gesellschafter, werden die Bezüge 
und Aufwendungen insoweit im Rahmen der Halbeinkünf- 
tebesteuerung (vgl. § 3 Nr. 40 Satz 7 EStG) versteuert. 

Zu Nummer 8 (§ 16 Satz 2) 

Die Änderung stellt klar, dass bei Versteuerung der Aus- 
gleichzahlung durch den Organträger ebenfalls eine Ver- 
steuerung von 4/3 der Ausgleichzahlung erfolgt. 

Zu Nummer 9 (§ 18 Satz 1) 

§18 wird an die durch das Steuersenkungsgesetz vorge- 
nommene Streichung der Organschaftsvoraussetzungen der 
wirtschaftlichen und organisatorischen Eingliederung ange- 
passt. 

Zu Nummer 10 (§ 26 Abs. 6 Satz 1) 

Beseitigung eines Redaktionsversehens. 

Zu Nummer 11 (§ 27) 

Absätze 1 bis 7 und 9 

Redaktionelle Überarbeitung insbesondere im Hinblick auf 
den personellen Anwendungsbereich. Dabei wird der An- 
wendungsbereich der Absätze 1 bis 8 auf Kapitalgesell- 
schaften beschränkt, ln einem Absatz 9 werden diese Re- 
gelungen dann für andere Körperschaften für anwendbar 
erklärt werden. 

Absatz 8 

Indem § 27 Abs. 8 in der bisherigen Fassung die Gewinnab- 
führung mit dem „zuzurechnenden Einkommen“ vergleicht, 
wird das steuerliche Einlagekonto unberechtigt bei steuer- 
freien Einkünften und bei nichtabziehbaren Ausgaben in 
Anspruch genommen. Dies wird durch die Änderung ver- 
hindert. 

Zu Nummer 12 (§ 28) 

Durch die Änderungen werden in den Sonderausweis des 
aus Rücklagen gebildeten Nennkapitals nicht mehr alle 
(z. B. seit 1949 vorgenommenen) Nennkapitalerhöhungen 
aus Rücklagen aufgenommen. Nur der vorhandene Sonder- 
ausweis nach § 47 Abs. 1 Nr. 2 KStG a. F. wird in § 28 
KStG n. F. fortgeführt. Bei einer künftigen Kapitalerhöhung 
werden allerdings auch die dann in Nennkapital umgewan- 
delten Alt-Gewinnrücklagen (EK 03) in dem Sonderaus- 
weis ausgewiesen. Nicht erfasst werden Fälle, in denen zu 
Beginn des Jahres, in dem erstmals neues Körperschaftsteu- 
errecht anwendbar ist, für umgewandeltes EK 03 noch eine 
5-Jahresfrist nach § 5 KapErhStG läuft. Im Übrigen werden 
die Verweisungen auf entsprechende Absätze des § 27 kor- 
rigiert. Nach § 39 Abs. 2 wird der zuletzt festgestellte Son- 
derausweis nach KStG a. F. als Anfangsbestand des neuen 
Sonderausweises übernommen. 

Zu Nummer 13 (§ 29) 

Die Grundlagenfunktion geht z. T. ins Leere und ist im 
neuen Körperschaftsteuersystem nicht mehr erforderlich. 


Zu Nummer 14 (§ 32 Abs. 2) 

ln § 32 wird entsprechend § 50 a. F. die Abgeltungswirkung 
eingeschränkt. Die Körperschaftsteuer ist in den genannten 
Fällen nicht abgegolten. 

Zu Nummer 15 (§ 33) 

Die Vorschrift wird redaktionell an die Änderungen des 
Steuersenkungsgesetzes angepasst. 

Zu Nummer 16 (§ 34) 

Die Vorschrift wird insgesamt redaktionell überarbeitet. 

Zu Absatz 2a 

Die Regelung enthält die Anwendungsvorschrift für die zu- 
meist klarstellenden Regelungen, die bereits ab dem Wech- 
sel des Körperschaftsteuersystems gelten sollen. 

Zu Absatz 4 

Durch die in Absatz 4 nach Satz 2 angefügten Sätze werden 
Gestaltungen unter Nutzung des § 8b Abs. 2 KStG a. F. 
(und für eine Übergangsphase auch § 8b Abs. 2 KStG neuer 
Fassung) eingedämmt. § 8b KStG a. F. kann im Zuge der 
Systemumstellung auf das Halbeinkünfteverfahren verstärkt 
zu Gestaltungen mit erheblichem Steuersparpotential ge- 
nutzt werden. 

Beispiel 1: Die M-AG bringt eine 10%ige Beteiligung an 
der ausländischen A-SA zum Wert von 100 in eine deutsche 
Tochtergesellschaft T-GmbH ein. Die M-AG hatte ihre Be- 
teiligung bei der Gründung der A-SA für 30 erworben. Der 
Einbringungswert von 100 ist unter Ausschöpfung von 
Schwankungen der Börsenkurse und der natürlichen Un- 
schärfen von Untemehmensbewertungen möglichst hoch 
angesetzt. Die M-AG nimmt für den Einbringungsgewinn 
von 100-30 = 70 die Steuerbefreiung nach § 8b Abs. 2 
KStG a. F. in Anspruch. Zu einem späteren Bilanzstichtag 
(noch unter der Herrschaft des alten KSt-Systems) wird gel- 
tend gemacht, dass der Wert der A-Beteiligung auf 60 ver- 
fallen sei. Deshalb schreiben die T-GmbH ihre A-Beteili- 
gung und die M-AG ihre T-Beteiligung jeweils um 40 auf 
den niedrigeren Teilwert ab. Im Folgejahr verkauft die 
T-GmbH die A-Beteiligung an die E-AG für 60. 

Nach dem derzeitigen Gesetzeswortlaut müssen die Ab- 
schreibungen bei M und T von jeweils ./. 40 steuerlich ab- 
gezogen werden, obwohl sich für den Unternehmens ver- 
bünd M/T kein Verlust, sondern insgesamt ein Gewinn von 
-1-30 ergeben hat. § 8b Abs. 2 Satz 2 KStG a. F. steht dem 
nicht entgegen, weil diese Vorschrift nicht für die Teilwert- 
abschreibungen (auf die A- und T-Beteiligung) gilt und zu- 
dem auf Inlandsbeteiligungen (T-Beteiligung) nicht an- 
wendbar ist. 

Ein Abzug dieser virtuellen steuerlichen Verluste ist unter 
dem Gesichtspunkt der Besteuerung nach der wirtschaftli- 
chen Leistungsfähigkeit nicht zu rechtfertigen. Dies gilt um 
so mehr, als die Wertminderung bei der T-GmbH gemäß 
§ 8b Abs. 2 Satz 2 KStG a. F. außer Ansatz bleiben müsste, 
sofern sie nicht im Wege der Teilwertabschreibung, sondern 
als Veräußerungsverlust realisiert wird. Der Verkauf nach 
Teilwertabschreibung darf steuerlich nicht besser gestellt 
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werden als der Verkauf ohne vorausgegangene Teilwertab- 
schreibung. 

Daher schließt § 34 Abs. 4 Satz 4 KStG die Teilwertab- 
schreibung bei der T-GmbH von der steuerlichen Berück- 
sichtigung aus. 

§ 34 Abs. 4 Satz 6 KStG schließt die Teilwertabschreibung 
auf die T-Anteile der M-AG in dem Umfang aus, in dem zu- 
vor eine nach § 8b KStG a. F. steuerfreie Aufstockung er- 
folgt war, also bis zur Höhe von 70. § 34 Abs. 4 Satz 6 
KStG betrifft vornehmlich Inlandsbeteiligungen und nicht 
„§ 8b-fähige“ Ausländsbeteiligungen, deren Wertminde- 
rung im Zusammenhang mit einer vorgeschalteten Inan- 
spruchnahme der Steuerbefreiung nach § 8b Abs. 2 KStG 
a. F. steht. Wäre auf die T-Beteiligung eine noch höhere 
Teilwertabschreibung von 90 vorzunehmen, bliebe diese im 
Umfang von 70 gemäß § 34 Abs. 6b Satz 6 KStG E außer 
Ansatz und wäre in Höhe der übersteigenden 20 nach allge- 
meinen Regeln grundsätzlich abziehbar. Auf diese Weise 
bleibt eine dem tatsächlichen Wertverlust entsprechende 
Besteuerung sichergestellt. 

Der Begriff „Wertminderung“ umfasst alle Betriebsvermö- 
gensminderungen, die im Wege der Teilwertabschreibung 
auf die Anteile oder als Verlust aus der Veräußerung der Ge- 
sellschaftsanteile, aus der Auflösung, Kapitalherabsetzung 
oder Umwandlung der Gesellschaft oder aus vergleichbaren 
Vorgängen in Erscheinung treten. 

Beispiel 2: Wie Beispiel 1, aber die A-Beteiligung erfüllt im 
Zeitpunkt des Wertverlustes die Voraussetzungen des § 8b 
Abs. 2 KStG a. F. nicht mehr, weil die Beteiligungsquote 
durch Teilverkäufe oder Nichtteilnahme an Kapitalerhöhun- 
gen unter die Grenze für Schachtelbeteiligungen des Dop- 
pelbesteuerungsabkommens bzw. des § 8b Abs. 5 KStG a. F. 
gesunken ist. Die T-GmbH veräußert die A-Beteiligung noch 
unter Herrschaft des alten KSt-Systems für 60 an die E-AG 
und macht den Veräußerungsverlust von 60 - 100 = ./. 40 
steuerlich geltend. Die E-AG, ein konzemverbundenes Un- 
ternehmen, kann die Anteile einige Jahre später unter Herr- 
schaft des neuen KSt-Systems für 110 am Markt Weiterver- 
käufen. 

Der Veräußerungsgewinn der E-AG von 110-60 = 50 ist 
gemäß § 8b Abs. 2 KStG n. F. steuerfrei. Die Nachversteue- 
rungsklausel des § 8b Abs. 2 Satz 2 KStG n. F. greift nicht 
ein, weil bei der E-AG keine Abschreibung auf die Anteile 
stattgefunden hat. 

Im Ergebnis hat der Untemehmensverbund M/T/E wirt- 
schaftlich einen Gewinn von 110 - 30 = 80 erzielt. Steuer- 
lich wären nach derzeitigem Gesetzeswortlaut allerdings 
Verluste von ./. 40 + ./. 40 = ./. 80 bei M und T zu berück- 
sichtigen; dagegen blieben die Veräußerungsgewinne der 
M-AG von 70 und der E-AG von 50 steuerfrei. 

Um dieses unbillige Ergebnis auszuschließen, nimmt § 34 
Abs. 4 Satz 5 KStG die Wertminderung der nicht mehr 
„§ 8b-fähigen“ A-Beteiligung bei der T-GmbH von der 
steuerlichen Berücksichtigung aus. § 34 Abs. 4 Satz 6 KStG 
regelt Entsprechendes für die T-Beteiligung der M-AG. 

Die Bezugnahme in Satz 5 auf § 8b Abs. 2 Satz 1 des Kör- 
perschaftsteuergesetzes in der Fassung des Steuersenkungs- 
gesetzes verhindert vergleichbare Umgehungsmöglichkei- 
ten insbesondere aus der differenzierten Anwendung von al- 


tem und neuem Körperschaftsteuerrecht nach § 34 Abs. 1 
und la des Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung des 
Steuersenkungsgesetzes. 

Zu Absatz 5 

Die Regelung enthält die Anwendungsvorschrift zu § 12 
Abs. 2. 

Zu Absatz 6 

Die Regelung zur Mehrmütterorganschaft ist in unterschied- 
lichen Fassungen anzuwenden: 

Die für den Veranlagungszeitraum 2000 und frühere Veran- 
lagungszeiträume anzuwendende Fassung berücksichtigt, 
dass die organschaftlichen Eingliederungsvoraussetzungen 
der wirtschaftlichen und organisatorischen Eingliederung 
erst durch das Steuersenkungsgesetz ab Veranlagungszeit- 
raum 2001 weggefallen sind. 

Durch die ab Veranlagungszeitraum 2003 geltende Fassung 
wird als Voraussetzung für eine Beteiligung an einer Mehr- 
mütterorganschaft eine Mindestbeteiligungsgrenze von 
25 % eingeführt. Dadurch wird die nicht systemgerechte 
konzemübergreifende Ergebnisverrechnung im Rahmen 
einer Mehrmütterorganschaft für die Zukunft beschränkt. 
Die Regelung erlaubt es den Unternehmen, sich bis 2003 
auf die geänderten Anforderungen einzustellen. 

Zu Absatz 8 

Durch die Änderung in Absatz 8 Satz 8 wird für aus dem 
EK 40 stammende Leistungen eine Verwendungsfestschrei- 
bung analog der für aus dem EK 45 stammende Leistungen 
geregelt. 

Zu Absatz 10 

Die Vorschrift in dem neu angefügten Absatz 10 regelt, ob 
eine vor dem Systemwechsel begonnene Liquidation nach 
altem oder neuem Körperschaftsteuerrecht abzuwickeln ist. 

Zu Nummer 17 (§ 35) 

Die Sonderregelungen für das in Artikel 3 des Einigungs- 
vertrages genannte Gebiet werden bereinigt und redaktio- 
nell neu gefasst. 

Zu Nummer 18 (§ 36 Abs. 4 bis 6) 

Die Änderungen dienen lediglich der Klarstellung, dass 
auch dann, wenn die Summe der unbelasteten oder belaste- 
ten Teilbeträge negativ ist oder 0 beträgt, zunächst eine Ver- 
rechnung innerhalb dieser Teilbeträge stattfmdet. 

Zu Nummer 19 (§ 37) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2 Satz 4) 

Die Verweisungen auf Absätze des § 27 werden redaktionell 
überarbeitet. Durch Erweiterung des Verweises an den ent- 
sprechenden Stellen auch auf § 27 Abs. 1 Satz 4 (statt bis- 
her § 27 Abs. 2 ff.) soll generell eine Festschreibung der 
Ausschüttungswirkung erreicht werden. Eine Berichtigung 
der Steuerbescheinigung braucht nicht vorgesehen zu wer- 
den. 
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Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Die Verweisungen auf Absätze des § 27 werden redaktio- 
nell überarbeitet. Im Übrigen wird die Nachbelastung für 
Bezüge, die bei der ausschüttenden Körperschaft zu einer 
Körperschaftsteuerminderung geführt haben, wie in § 34 
Abs. 10a Satz 2, auf Körperschaften beschränkt, die ihrer- 
seits weiter ausschütten und selber später eine Gutschrift 
nach § 37 Abs. 2 KStG in Anspruch nehmen können. Darü- 
ber hinaus werden entsprechend § 23 KStG a. F. auch 
gemeinnützige Körperschaften (z. B. eine gemeinnützige 
GmbH i. S. d. § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG) von der Nachbelas- 
tung ausgenommen. 

Der neu eingefügte Satz 2 regelt, dass in Organschaftsfällen 
der Organträger die Nachbelastung vornehmen muss und 
bei ihm das Körperschaftsteuerguthaben entsteht. 

§ 37 Abs. 3 Satz 2 nennt bisher nicht den Übemahmever- 
lust. Die Änderung stellt klar, dass auch bei einem Übemah- 
meverlust eine Körperschaftsteuererhöhung vorgenommen 
werden muss. 

Zu Nummer 20 (§ 38) 

Zu Absatz 1 

Die Verweisung auf Absätze des § 27 wird redaktionell 
überarbeitet. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung wird präziser gefasst. U. a. wird der Veranla- 
gungszeitraum, für den sich die Körperschaftsteuer erhöht, 
genauer bezeichnet. 

Zu Absatz 3 

Redaktionelle Überarbeitung zur Vereinheitlichung der Ter- 
minologie. 

Zu Nummer 21 (§ 39) 

Klarstellung, dass der zuletzt festgestellte Sonderausweis 
im Sinne des § 47 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KStG a. F. als An- 
fangsbestand auf dem Konto nach § 28 KStG n. F. auszu- 
weisen ist. 

Zu Nummer 22 (§ 40) 

Zu den Buchstaben a und c (Überschrift, Absatz 4) 

Auskehrungen und Liquidationsraten, die unter neues Recht 
fallen, führen zu KSt-Minderungen/Erhöhungen für den 
Veranlagungszeitraum, in dem der maßgebliche Besteue- 
rungszeitraum endet. Der Anwendungszeitraum läuft vom 
Veranlagungszeitraum 2001 bis einschließlich 2017. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3 Satz 1) 

Der in § 40 Abs. 3 Satz 1 noch enthaltene Ausdruck „ver- 
wendbares Eigenkapital“ wird an den Wegfall des Anre- 
chungsverfahrens angepasst. 

Zu Artikel 3 (Umwandlungssteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 7) 

Nach § 7 Satz 1 UmwStG werden dem nicht wesentlich be- 
teiligten Anteilseigner die anteiligen offenen Rücklagen der 


Übertragerin als Einkünfte im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 
EStG zugerechnet. Im Rahmen des Halbeinkünfteverfah- 
rens wird aber zwischen Einnahmen (§ 3 Nr. 40 EStG) und 
Ausgaben (§ 3c Abs. 2 EStG) unterschieden. Der Begriff 
„Einkünfte“ ist missverständlich, da abgeleitet werden 
könnte, dass Werbungskosten oder der Werbungskosten- 
pauschbetrag nicht mehr abgezogen werden können. Durch 
Ersetzung des Begriffs „Einkünfte“ durch „Bezüge“ wird 
§ 7 Satz 1 UmwStG präziser gefasst. Der Sonderausweis 
i. S. d. § 28 verkörpert bislang im Nennkapital gebundene 
Gewinne, die bei der Umwandlung in eine Personengesell- 
schaft in deren Vermögen übergehen und daher die Ein- 
künfte der Anteilseigner erhöhen. 

Zu Nummer 2 (§ 8 Abs. 2) 

Redaktionelle Folgeändemng aufgmnd der Wiedereinfüh- 
rung des halben durchschnittlichen Steuersatzes in § 34 
Abs. 3 EStG durch das Steuersenkungsergänzungsgesetz 
vom 19. Dezember 2000 (BGBl. 1 S. 1812). 

Zu Nummer 3 (§ 9) 

Die Regelung dient der Klarstellung des im Wesentlichen 
seit 1995 bestehenden Gesetzeswortlauts, ln § 9 UmwStG 
wird seit Jahren in den Fällen der Vermögensübertragung 
auf eine natürliche Person nicht auf die Ausschüttungsfik- 
tion des § 7 UmwStG verwiesen. Die Anwendung des § 7 
UmwStG ist auch bei der Umwandlung auf eine Einzelper- 
son möglich, wenn ein Fall des § 5 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 
gegeben ist. § 7 Satz 1 UmwStG ist dann nicht unmittelbar 
passend, da dort „Gesellschafter. . . der übernehmenden Per- 
sonengesellschaft“ steht. 

Zu Nummer 4 (§ 10) 

Nach § 10 UmwStG mindert sich die Körperschaftsteuer 
der Übertragerin um ein KSt-Guthaben (§ 37 KStG) und sie 
erhöht sich, soweit EK 02-Bestände nachzubelasten sind 
(§ 38 KStG). Die Änderung steht in Anlehnung an § 40 
Abs. 3 Satz 1 KStG klar, dass § 10 UmwStG eine ausrei- 
chende Rechtsgrundlage für die Nachbelastung von EK 02- 
Beständen ist. 

Zu Nummer 5 (§ 12 Abs. 5) 

Es wird sichergestellt, dass es bei einem Vermögensüber- 
gang in den nicht steuerpflichtigen Bereich oder in den steu- 
erbefreiten Bereich zur Einbehaltung der Kapitalertrag- 
steuer kommt. Das ist systematisch erforderlich, da das Ver- 
mögen z. B. bei einer Verschmelzung einer GmbH auf eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts auf einen „Letzt- 
empfänger“ übergeht. 

Zu Nummer 6 (§ 13 Abs. 1) 

Redaktionelle Bereinigung. 

Zu Nummer 7 (§ 20 Abs. 5 Satz 4) 

Folgeänderung aus der Abschaffung der Begünstigung der 
§§ 16 Abs. 4 und 34 EStG für die Veräußerung eines Teils 
eines Mituntemehmeranteils. Die Begünstigung der §§16 
und 34 EStG setzt die Aufdeckung aller stillen Reserven vo- 
raus. Dies ist bei der Einbringung eines Teils eines Mitun- 
temehmeranteils in eine Kapitalgesellschaft gegen Gewäh- 
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rung von Gesellschaftsrechten aueh bei Ansatz des Teilwer- 
tes nicht gegeben. 

Zu Nummer 8 (§ 21) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Klarstellung. 

Zu Buchstabe b 

Nach der geänderten Formulierung des § 21 Abs. 3 Nr. 1 
und 2 UmwStG gilt der Veräußerungsgewinn als in einem 
Betrieb gewerblicher Art bzw. einem wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieb entstanden. § 8b Abs. 2 und Abs. 4 KStG 
sind im Rahmen der Besteuerung des Betriebs gewerblicher 
Art oder des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs anzuwen- 
den. 

Zu Nummer 9 (§ 24 Abs. 3 Satz 4) 

Folgeänderung aus der Abschaffung der Begünstigung der 
§§ 16 Abs. 4 und 34 EStG für die Veräußerung eines Teils 
eines Mituntemehmeranteils. Die Begünstigung der §§ 16 
und 34 EStG setzt die Aufdeckung aller stillen Reserven vo- 
raus. Dies ist bei der Einbringung eines Teils eines Mitun- 
temehmeranteils in eine Personengesellschaft gegen Ge- 
wähmng von Gesellschaftsrechten auch bei Ansatz des Teil- 
wertes nicht gegeben. 

Zu Nummer 10 (§ 26 Abs. 2 Satz 1) 

Soweit die Sperre des § 23 Abs. 4 UmwStG durch Auf- 
nahme in die Rückausnahme des § 8b Abs. 4 KStG gelöst 
wird, besteht die Notwendigkeit, im Rahmen des § 26 
Abs. 2 UmwStG Ketteneinbringungen zu verhindern. 

Diese Regelung soll auch dann greifen, wenn Anteile mehr- 
fach eingebracht werden und danach nicht die Anteile un- 
mittelbar, sondern die Anteile an einer einbringungsweise 
zwischengeschalteten Gesellschaft „schädlich“ veräußert 
werden. Ferner sollen auch Gestaltungen über Verschmel- 
zungen u. Ä. mit erfasst sein. 

Zu Nummer 11 (§ 27) 

Zu Buchstabe a (Absatz la Satz 2) 

Die Rückwirkungsregelung greift nach der derzeitigen For- 
muliemng in Absatz la Satz 2 nur, wenn Rechtsakte in dem 
ersten Jahr wirksam werden, für das bei der Übertragerin 
neues Recht anzuwenden ist. Bei kalenderjahrgleichem 
Wirtschaftsjahr würde das z. B. dazu führen, dass bei einer 
Handelsregistereintragung in 2002 noch altes Recht auf die 
Umwandlung angewendet werden könnte. Damit verbleibt 
bei verspäteter HR-Eintragung erst in 2002 ff. keine Rege- 
lungslücke mehr. 

Zu den Buchstaben b und c (Absätze 4c und 7) 

Die Vorschriften enthalten die jeweilige Anwendungsrege- 
lung. 

Zu Artikel 4 (Gewerbesteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 2 Abs. 2 ) 

Die Voraussetzungen für die gewerbesteuerliche Organ- 
schaft sollen neu geregelt werden. Künftig soll beim Vorhe- 
gen der körperschaftsteuerlichen Organschaft stets auch bei 
der Gewerbesteuer ein Organschaftsverhältnis anzunehmen 


sein und darüber hinaus beim Fehlen eines Gewinnabfüh- 
rungsvertrages auch in den Fällen der finanziellen, wirt- 
schaftlichen und organisatorischen Eingliederung einer Ka- 
pitalgesellschaft in ein anderes gewerbliches Unternehmen. 
Durch den Verweis auf § 14 Nr. 1 KStG reicht für das Vor- 
liegen einer Mehrheitsbeteiligung als Voraussetzung der 
finanziellen Eingliederung die Zusammenrechnung mittel- 
barer und unmittelbarer Beteiligungen aus. Die Zusammen- 
rechnung mittelbarer und unmittelbarer Beteiligungen ist 
bereits ab Erhebungszeitraum 2001 möglich (vgl. § 36 
Abs. 2 Satz 1). Der Satz 4 soll sicherstellen, dass im Fall der 
Mehrmütterorganschaft der Organkreis bei der BGB-Ge- 
sellschaft endet und Ergebnisse der Organgesellschaft ge- 
werbesteuerlich nicht den hinter der BGB-Gesellschaft ste- 
henden Gesellschaftern zugerechnet werden. Durch die 
rückwirkende Anwendbarkeit dieser Vorschrift (vgl. § 36 
Abs. 2) soll die Rechtslage wieder hergesteht werden, wie 
sie vor der Änderung der Rechtsprechung des Bundes- 
finanzhofes in seinen Entscheidungen vom 9. Juni 1999 
(BStBl. 2000 II S. 695 und BFH/NV 2000 S. 347) gewohn- 
heitsrechthch auf Grund der ständigen höchstrichterlichen 
Rechtsprechung und Verwaltungspraxis allgemein aner- 
kannt war. 

Zu Nummer 2 (§ 7) 

Veräußerungsgewinne sollen bei Mituntemehmerschaften 
(Personengesellschaften, Erbengemeinschaften) künftig der 
Gewerbesteuer unterliegen, soweit sie nicht auf natürliche 
Personen als Mituntemehmer entfallen. Insbesondere bei ei- 
ner Kapitalgesellschaft wird dies zur Vermeidung von miss- 
bräuchlichen Gestaltungen für unverzichtbar gehalten. Ka- 
pitalgesellschaften hätten ohne die Regelung die Möglich- 
keit, Einzelwirtschaftsgüter, die bei ihrer Veräußerung mit 
Gewinn der Gewerbesteuer unterliegen, statt dessen nach 
§ 6 Abs. 5 Satz 3 EStG steuemeutral auf eine Personenge- 
sellschaft zu übertragen und könnten anschließend die Be- 
teiligung an der Personengesellschaft steuerfrei veräußern. 

Zu Nummer 3 (§ 8 Nr. 7) 

Die bisherige Vorschrift über die hälftige Hinzurechnung 
von Miet- und Pachtzinsen für die im Betrieb genutzten 
fremden Anlagegegenstände im Eigentum eines Dritten 
muss an die Erfordernisse der EuGH-Rechtsprechung (Ur- 
teil vom 26. Oktober 1999, BStBl. II S. 851) angepasst wer- 
den. Der EuGH sieht eine unzulässige Diskriminierung da- 
rin, dass Miet- und Pachtzinsen an einen inländischen Lea- 
singgeber von der Hinzurechnung ausgenommen sind (§ 8 
Nr. 7 Satz 2 GewStG), Miet- und Pachtzinsen an einen aus- 
ländischen Leasinggeber dagegen nicht. Wenn den kommu- 
nalen Haushalten keine unzumutbaren Steuerausfälle ent- 
stehen sollen, lässt sich diese unzulässige Ungleichbehand- 
lung dadurch beseitigen, dass Miet- und Pachtzinsen beim 
Mieter oder Pächter (Leasingnehmer) von Anlagegegen- 
ständen ohne Rücksicht darauf hinzugerechnet werden, wie 
sie beim Vermieter oder Verpächter (Leasinggeber) gewer- 
besteuerlich behandelt werden. Die vorgeschlagene Rege- 
lung sieht daher vor, dass die Miet- und Pachtzinsen in allen 
Fällen der Hinzurechnungsvorschrift unterliegen, im Unter- 
schied zu der bisherigen Rechtslage also auch solche Miet- 
und Pachtzinsen, die an einen inländischen Vermieter oder 
Verpächter (Leasinggeber) gezahlt werden. Eine gewerbe- 
steuerliche Mehrbelastung entsteht hierdurch grundsätzlich 
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nicht, weil die beim Mieter oder Pächter hinzugerechneten 
Beträge in gleicher Höhe bei dem Vermieter oder Verpäch- 
ter nach § 9 Nr. 4 GewStG gekürzt werden. Eine steuerliche 
Mehrbelastung kann sich allenfalls dann ergeben, wenn die 
bisherigen Gewerbeerträge bei Vermieter oder Verpächter 
nicht ausreichen, das neu geschaffene Kürzungspotential 
voll auszunutzen. Um diesen Umstand zu berücksichtigen, 
wird gleichzeitig vorgeschlagen, den bisherigen Umfang 
der Hinzurechnung von der Hälfte der Miet- und Pachtzin- 
sen auf künftig ein Viertel zu beschränken. Eine Hinzurech- 
nung in dieser Höhe erscheint ausreichend, um dem Charak- 
ter der Gewerbesteuer als Objektsteuer Rechnung zu tragen. 
Der Nutzer fremder Anlagegegenstände soll dem Eigentü- 
mer dieser Gegenstände möglichst gleichgestellt werden. 
Dieses Ziel wird schon dann erreicht, wenn dem Gewinn 
des Mieters oder Pächters der Betrag hinzugerechnet wird, 
der dem Anteil der Finanzierungskosten, der Verwaltungs- 
kosten und des Gewinns des Vermieters oder Verpächters 
entspricht. Der durch die vorgeschlagene Neuregelung ein- 
tretende Wechsel des Besteuerungszugriffs von dem inlän- 
dischen gewerblichen Vermieter oder Verpächter auf den 
Mieter oder Pächter hat zudem den steuersystematischen 
Vorteil, dass die Besteuerung in der Gemeinde erfolgt, in 
der die die Ertragskraft repräsentierende Betriebsstätte bele- 
gen ist und die die Ertragskraft generiert. 

Die Neuregelung gilt grundsätzlich ab Erhebungszeitraum 
2002. Bei Verträgen, die vor dem . . . [Tag des Kabinettbe- 
schlusses] abgeschlossen worden sind, unterbleibt die Hin- 
zurechnung der an aus- und inländische Vermieter, Verpäch- 
ter oder Leasinggeber gezahlten Miet- und Pachtzinsen bis 
einschließlich Erhebungszeitraum 2002, es sei denn, dass 
ein Betrieb oder Teilbetrieb vermietet oder verpachtet ist 
und der Betrag der Miet- oder Pachtzinsen 250 000 Deut- 
sche Mark, ab dem 1. Januar 2002 125 000 Euro, übersteigt, 
(vgl. Nummer 4, § 36 Abs. 3 GewStG). 

Zu Nummer 4 (§ 9 Nr. 7) 

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen infolge des 
Wegfalls des § 8 Abs. 2 des Außensteuergesetzes. 

Zu Nummer 5 (§ 36) 

Diese Vorschrift regelt die erstmalige Anwendbarkeit der 
neuen Regelungen. Grundsätzlich gelten sie ab dem Erhe- 
bungszeitraum 2002. Die Rechtsfolgen bei der Mehrmütter- 
organschaft sollen durch Absatz 2 auch für Erhebungszeit- 
räume in der Vergangenheit eintreten. Die geänderte Hinzu- 
rechnungsvorschrift für die Miet- und Pachtzinsen (§ 8 
Nr. 7 GewStG) soll für Miet-, Pacht- und Leasingverträge, 
die vor dem . . . [Tag des Kabinettbeschlusses] abgeschlos- 
sen worden sind, erst ab Erhebungszeitraum 2003 gelten. 

Zu Artikel 5 (Außensteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 7) 

Zu Buchstabe a (Absatz 6) 

Gegenwärtig unterliegen Einkünfte mit Kapitalanlagecha- 
rakter i. S. d. § 10 Abs. 6, für die eine ausländische Gesell- 
schaft Zwischengesellschaft ist, der Hinzurechnungsbe- 
steuerung, wenn ein unbeschränkt Steuerpflichtiger mindes- 
tens zu 10 V. H. an der Zwischengesellschaft beteiligt ist. 
Diese Beteiligungsgrenze wird als Folge der Untemeh- 


menssteuerreform (Steuerbefreiung aller zwischengesell- 
schaftlichen Dividenden bzw. hälftige Besteuerung bei 
natürlichen Personen) auf 1 v. H. abgesenkt. Die Freigrenze 
des Satzes 2 bleibt unverändert. Nach Satz 3 wird auf eine 
Beteiligungsgrenze ganz verzichtet, wenn eine Zwischenge- 
sellschaft ausschließlich oder fast ausschließlich Einkünfte 
mit Kapitalanlagecharakter erzielt. Der Wegfall jeglicher 
Beteiligungsgrenze ist in diesen Fällen zur Verhinderung 
marktgängiger Sammelgestaltungen zum Zweck von Kapi- 
talanlagen in Niedrigsteuerländem und auch wegen der Re- 
gelungen der §§ 17 und 18 des AusllnvestmG erforderlich. 

Zu Buchstabe b (Absatz 7) 

Für die Erträge aus der Beteiligung an einem ausländischen 
Investmentvermögen i. S. d. § 1 Abs. 1 AusllnvestmG gel- 
ten die Vorschriften der §§ 17 und 18 des AusllnvestmG. 
Nach diesen Vorschriften gehören zu den steuerpflichtigen 
Einkünften auch Einnahmen, die das Investmentvermögen 
nicht zur Ausschüttung verwendet. Die steuerlichen Vor- 
schriften des AusllnvestmG erfassen damit in ähnlicher 
Weise wie die Hinzurechnungsbesteuerung nicht ausge- 
schüttete Beträge. Im Interesse der Rechtssicherheit ist es 
deshalb notwendig, das Verhältnis beider Vorschriften zu- 
einander zu regeln. Das geschieht in der Weise, dass die 
Vorschriften des AusllnvestmG den Vorschriften über die 
Hinzurechnungsbesteuerung Vorgehen, wenn gleichzeitig 
die Voraussetzungen für die Hinzurechnungsbesteuerung 
gegeben wären. Unberührt bleibt die Anwendung der Vor- 
schriften des AusllnvestmG nach § 10 Abs. 3 zweiter Halb- 
satz bei der Ermittlung des Hinzurechnungsbetrages. 

Zu Nummer 2 (§ 8 ) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Nr. 8 und 9) 

Zu Nummer 8 

Im gegenwärtigen System der Hinzurechnungsbesteuerung 
gelten Gewinnausschüttungen von Kapitalgesellschaften als 
Einkünfte aus passivem Erwerb, weil sie nicht im Katalog 
des § 8 Abs. 1 aufgeführt sind. Ausnahmen gelten nament- 
lich für die sog. Landesholding oder Funktionsholding (§ 8 
Abs. 2). Gewinne, die eine ausländische Gesellschaft aus- 
schüttet, können sowohl aus aktiver Tätigkeit als auch aus 
passivem Erwerb stammen. Es besteht kein überzeugender 
Grund, Gewinne aus aktiver Tätigkeit nur deshalb als passiv 
zu behandeln, weil sie den Anteilseignern als Dividende zu- 
fließen. Die Dividenden sollen deshalb durch eine Ergän- 
zung des Katalogs des § 8 Abs. 1 um Gewinnausschüttun- 
gen von der Hinzurechnungsbesteuerung ausgenommen 
werden. Zu den „Gewinnausschüttungen“ zählen auch ver- 
deckte Gewinnausschüttungen. Die Erfassung passiver Ein- 
künfte erfolgt, wie bisher, bei der Gesellschaft, bei der sie 
anfallen. 

Zu Nummer 9 

Entsprechend der Regelung für Gewinnausschüttungen (§ 8 
Abs. 1 Nr. 8) gelten Gewinne, die die ausländische Gesell- 
schaft aus der Veräußerung von Anteilen an einer anderen 
Gesellschaft erzielt, nicht als Zwischeneinkünfte. Eine Aus- 
nahme gilt für die Fälle, in denen die Gesellschaft, deren 
Anteile veräußert werden, Einkünfte mit Kapitalanlagecha- 
rakter erzielt. Damit Veräußerungsgewinne nicht als Zwi- 
scheneinkünfte erfasst werden, muss der Steuerpflichtige 
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nachweisen, dass der Gewinn auf Wirtschaftsgüter der an- 
deren Gesellschaft entfällt, die nicht der Erzielung von Ein- 
künften mit Kapitalanlagecharakter dienen. Soweit der Ver- 
äußerungsgewinn auf Wirtschaftsgüter einer Gesellschaft 
entfällt, an der die Gesellschaft beteiligt ist, deren Anteile 
veräußert werden, muss der Steuerpflichtige ebenfalls nach- 
weisen, dass der Veräußerungsgewinn auf Wirtschaftsgüter 
dieser Gesellschaft entfällt, die nicht der Erzielung von Ein- 
künften mit Kapitalanlagecharakter dienen. Der Nachweis 
durch den Steuerpflichtigen ist erforderlich, weil sich die 
Hinzurechnungsbesteuerung auf Veräußerungsgewinne an 
Gesellschaften beschränken soll, die Einkünfte mit Kapital- 
anlagecharakter erzielen. 

Erzielt die ausländische Gesellschaft aus der Veräußerung 
einen Verlust, kann dieser nur mit anderen Zwischenein- 
künften verrechnet werden, wenn der Steuerpflichtige nach- 
weist, dass der Verlust im Zusammenhang mit Wirtschafts- 
gütem steht, durch die Einkünfte mit Kapitalanlagecharak- 
ter erzielt werden. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Da Beteiligungserträge nach § 8 Abs. 1 Nr. 8 nicht mehr als 
Zwischeneinkünfte gelten, kann Absatz 2 entfallen. 

Zu Buchstabe c (Absatz 3) 

Nach § 8 Abs. 3 i. d. F. des StSenkG gelten Einkünfte als 
niedrig besteuert, wenn sie im Staat der Geschäftsleitung 
und im Staat des Sitzes der ausländischen Gesellschaft je- 
weils einer Belastung durch Ertragsteuem von weniger als 
25 V. H. unterliegen, d. h. einer Belastung, die den Körper- 
schaftsteuersatz unterschreitet. Steuern dritter Staaten, die 
zu Lasten der ausländischen Gesellschaft von deren Ein- 
künften erhoben werden, konnten bisher nicht berücksich- 
tigt werden. Hierfür gibt es jedoch keinen einsichtigen 
Grund. Mit der Neufassung der Vorschrift werden alle Er- 
tragsteuem berücksichtigt, mit denen die Einkünfte der aus- 
ländischen Gesellschaft bei dieser belastet sind, und zwar 
unabhängig davon, in welchem Staat sie erhoben werden. 

Zu Nummer 3 (§ 9) 

Für Zwecke der Ermittlung der Freigrenze nach § 9 bleiben 
Gewinnanteile im Sinne des § 13 Abs. 1 nach geltendem 
Recht außer Ansatz. Da Gewinnanteile nach § 8 Abs. 1 
Nr. 8 als Einkünfte aus aktiver Tätigkeit behandelt werden 
sollen und dementsprechend § 1 3 zu streichen ist, muss § 9 
entsprechend angepasst werden. 

Zu Nummer 4 (§ 10) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Die Sätze 1 und 2 entsprechen wieder der vor der Ändemng 
durch das StSenkG gültigen Fassung. Satz 2 stellt jedoch er- 
gänzend klar, dass der Hinzurechnungsbetrag gewerbesteu- 
erpflichtig ist, wenn die Beteiligung an der ausländischen 
Gesellschaft zu einem Gewerbebetrieb gehört. Satz 3 i. d. F. 
des StSenkG bleibt unverändert. Danach sind § 8b Abs. 1 
KStG und § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstabe d EStG auf den Hin- 
zurechnungsbetrag nicht anzuwenden. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3 Satz 4) 

Die der Hinzurechnungsbesteuemng zugrande liegenden 
Einkünfte sind in entsprechender Anwendung der Vorschrif- 


ten des deutschen Steuerrechts zu ermitteln (§ 10 Abs. 3). 
Die Ändemng des Satzes 4 stellt klar, dass für Zwecke die- 
ser Ermittlung § 8b Abs. 1 und 2 KStG nicht anzuwenden 
sind. Da Gewinnausschüttungen nicht als Zwischenein- 
künfte gelten (§ 8 Abs. 1 Nr. 8), ergibt sich schon deshalb 
keine Bedürfnis für eine entsprechende Anwendung des 
§ 8b Abs. 1 KStG. Veräußemngsgewinne können dagegen 
hinzurechnungspflichtig sein (§ 8 Abs. 1 Nr. 9). Die Her- 
vorhebung der Nichtanwendung des § 8b Abs. 2 vermeidet 
insoweit mögliche Zweifel an der Erfassung der hinzurech- 
nungspflichtigen Veräußemngsgewinne . 

Zu Buchstabe c (Absatz 6) 

Eine ausländische Gesellschaft, die ihren Sitz in einem 
niedrig besteuernden Gebiet hat und Einkünfte aus passi- 
vem Erwerb bezieht, unterliegt mit diesen Einkünften der 
Hinzurechnungsbesteuemng. Ist die Gesellschaft in einem 
Staat ansässig, mit dem ein Doppelbesteuemngsabkommen 
besteht und sind Gewinnausschüttungen der Gesellschaft 
nach diesem Abkommen steuerfrei, dürfen die entsprechen- 
den Einkünfte wegen § 10 Abs. 5 AStG nur in dem in § 10 
Abs. 6 AStG genannten Umfang (Zwischeneinkünfte mit 
Kapitalanlagecharakter) in die Hinzurechnungsbesteuemng 
einbezogen werden. Die Hinzurechnung entfällt, wenn der 
Steuerpflichtige nachweist, dass die Einkünfte aus einer 
Tätigkeit stammen, die einer aktiven Tätigkeit i. S. d. § 8 
Abs. 1 Nr. 1 bis 6 der Gesellschaft dient (§10 Abs. 6 Satz 2 
Nr. 1). Darüber hinaus galt eine weitere Ausnahme für Ge- 
winnanteile von Gesellschaften, an denen die ausländische 
Zwischengesellschaft zu mindestens einem Zehntel beteiligt 
war (§ 10 Abs. 6 Satz 2 Nr. 2 AStG). Durch das StSenkG 
kam als weitere Voraussetzung hinzu, dass diese Gewinn- 
anteile einer Ertragsteuerbelastung von mindestens 25 v. H. 
unterlegen haben. Da nach § 8 Abs. 1 Nr. 8 Gewinnaus- 
schüttungen nicht mehr als Einkünfte aus passivem Erwerb 
anzusehen sind, fehlt für die Regelung in Satz 2 Nr. 2 die 
Gmndlage. Sie war deshalb zu streichen. 

Zu Buchstabe d (Absatz 7) 

Für die bisherige Regelung in Absatz 6 Satz 3 betreffend die 
Einkünfte mit Kapitalanlagecharakter, die aus der Finanzie- 
rang ausländischer Betriebsstätten oder ausländischer Ge- 
sellschaften stammen, wird aus Gründen der Übersichtlich- 
keit ein eigener Absatz gebildet. Gleichzeitig verbleibt es 
bei der vor der Ändemng durch das StSenkG gültigen Rege- 
lung. Danach unterliegen die entsprechenden Einkünfte nur 
mit 60 V. H. der Hinzurechnung. Die vor der Ändemng 
durch das StSenkG gültige Befreiung von der Gewerbe- 
steuer (§21 Abs. 7) entfällt jedoch; sie ist nach der Absen- 
kung des Körperschaftsteuersatzes durch das StSenkG auf 
25 V. H. nicht mehr gerechtfertigt. 

Zu Nummer 5 (§ 11) 

§ 11 in der bisherigen Fassung diente der Beseitigung einer 
doppelten Besteuerang für den Fall der Ausschüttung hin- 
zugerechneter Beträge. Da Gewinnausschüttungen unter 
den Voraussetzungen des § 8b Abs. 1 KStG bzw. § 3 Nr. 41 
EStG steuerfrei bleiben, sind Doppelbelastungen ausge- 
schlossen. Doppelbelastungen können jedoch eintreten, so- 
weit Veräußemngsgewinne der Hinzurechnung unterliegen. 
Das ist beispielsweise der Fall, wenn die Einkünfte der Ge- 
sellschaft, deren Anteile veräußert werden, der Hinzurech- 
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nungsbesteuerung unterlegen haben, aber noch nicht ausge- 
schüttet worden sind. Dann enthält der Veräußerungsgewinn 
ggf. versteuerte offene Rücklagen der Gesellschaft. Deshalb 
sind Veräußerungsgewinne insoweit von der Hinzurech- 
nungsbesteuerung auszunehmen, als die Einkünfte der 
Gesellschaft, deren Anteile veräußert werden, als Zwi- 
scheneinkünfte im Sinne des § 10 Abs. 6 Satz 2 der Hinzu- 
rechnungsbesteuerung unterlegen haben, und zwar für das 
gleiche Kalenderjahr oder Wirtschaftsjahr oder für die vo- 
rangegangenen sieben Kalenderjahre oder Wirtschaftsjahre. 
Weitere Voraussetzung ist, dass die Zwischeneinkünfte, die 
der Hinzurechnungsbesteuerung unterlegen haben, nicht 
ausgeschüttet wurden. Vom Steuerpflichtigen wird verlangt, 
dass er die Hinzurechnungsbesteuerung und die Nichtaus- 
schüttung nachweist. 

Zu Nummer 6 (§ 12) 

Infolge des Wegfalls des durch das StSenkG eingeführten 
Sondersteuersatzes von 38 v. H. (§ 10 Abs. 2) ist Absatz 1 
wieder in die vor dem StSenkG gültige Fassung zurückzu- 
führen. 

Zu Nummer 7 (§ 13) 

Nach § 13 waren Gewinnanteile, die die ausländische Zwi- 
schengesellschaft von einer anderen aktiv tätigen ausländi- 
schen Gesellschaft bezog, vom Hinzurechnungsbetrag aus- 
zunehmen. Die Vorschrift ist entbehrlich, nachdem Gewinn- 
anteile nicht mehr als Einkünfte aus passivem Erwerb gel- 
ten (§ 8 Abs. 1 Nr. 8). 

Zu Nummer 8 (§ 14) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

§ 14 regelt die Zurechnung der Zwischeneinkünfte der einer 
ausländischen Obergesellschaft nachgeschalteten Gesell- 
schaft (übertragende Hinzurechnung). Um die Hinzurech- 
nung der Einkünfte einer nachgeschalteten Gesellschaft zu 
vermeiden, muss der Steuerpflichtige, wie bisher, nachwei- 
sen, dass die Einkünfte der Untergesellschaft aus Tätigkei- 
ten stammen, die einer eigenen Tätigkeit der ausländischen 
Gesellschaft dienen. Soweit dies nicht der Fall ist, muss der 
Steuerpflichtige nachweisen, dass die Untergesellschaft die 
Einkünfte aus Tätigkeiten oder Gegenständen erzielt hat, 
die unter § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 fallen oder es sich um Ge- 
winnausschüttungen oder Veräußerungsgewinne im Sinne 
des § 8 Abs. 1 Nr. 8 und 9 handelt. Der vom Steuerpflichti- 
gen verlangte Nachweis für die aktiven Einkünfte der nach- 
geordneten Gesellschaft ist wegen des Wegfalls der Erfas- 
sung von Beteiligungserträgen als Einkünfte aus passivem 
Erwerb notwendig geworden. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Da Gewinnanteile nicht mehr als Einkünfte aus passivem 
Erwerb gelten (§ 8 Abs. 1 Nr. 8), bedarf es keiner Regelung 
mehr zur Vermeidung von Doppelbelastungen. 

Zu Buchstabe c (Absatz 3) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung infolge der 
Streichung des Absatzes 2. 


Zu Buchstabe d (Absatz 4) 

Die Änderung berücksichtigt, dass Beteiligungserträge 
nicht mehr als Einkünfte aus passivem Erwerb gelten (8 8 
Abs. 1 Nr. 8). 

Zu Nummer 9 (§ 20 Abs. 2) 

Durch § 20 Abs. 2 in der gegenwärtigen Fassung werden 
ausländische Betriebsstätten in Bezug auf die Einkünfte mit 
Kapitalanlagecharakter einer ausländischen Gesellschaft 
gleichgestellt, d. h. die Freistellung der Einkünfte aufgrund 
eines Doppelbesteuerungsabkommens (DBA) entfällt. Die 
Doppelbesteuerung wird vielmehr durch die Anrechnung 
einer etwaigen ausländischen Steuer vermieden. Die für 
ausländische Gesellschaften mit Einkünften aus der Finan- 
zierung von aktiven ausländischen Betriebsstätten oder aus- 
ländischen Gesellschaften geltende Regelung, dass die Ein- 
künfte nur mit 60 v. H. hinzurechnungspflichtig sind (§10 
Abs. 6 Satz 3 (jetzt Absatz 7)), galt bisher aber nicht für 
ausländische Betriebsstätten. Für diese unterschiedliche Be- 
handlung gibt es keine sachliche Begründung. Durch den 
neuen Satz 2 gilt die Regelung jetzt auch für ausländische 
Betriebsstätten, d. h. die Freistellung der Einkünfte aus der 
Finanzierung von aktiven ausländischen Betrieb Stätten oder 
ausländischen Gesellschaften aufgrund DBA wird nur für 
60 V. H. dieser Einkünfte ausgeschlossen. 

Zu Nummer 10 (§ 21 Abs. 7) 

§21 Abs. 7 enthält die Regelungen zur zeitlichen Anwen- 
dung der Änderungen des AStG. 

Zu Artikel 6 (Umsatzsteuergesetz) 

Durch die Einfühmng eines Erwerbsausschlusstatbestandes 
für konzerninteme gmndstücksbezogene Rechtsvorgänge in 
§ 1 Abs. 7 des Gmnderwerbsteuergesetzes fallen derartige 
Umsätze nicht mehr unter das Gmnderwerbsteuergesetz und 
somit auch nicht mehr unter die Umsatzsteuerbefreiung 
nach § 4 Nr. 9 Buchstabe a UStG. Diese Umsätze wären 
deshalb künftig außerhalb umsatzsteuerrechtlicher Unter- 
nehmereinheiten oder Organschaften regelmäßig umsatz- 
steuerpflichtig. 

Mit der Ergänzung wird die bisherige Umsatzsteuerbefrei- 
ung dieser Umsätze beibehalten. 

Zu Artikel 7 (Grunderwerbsteuergesetz) 

Die Vorschrift behandelt unter bestimmten Voraussetzungen 
miteinander verbundene Unternehmen, die unter einheit- 
licher Leitung zusammengefasst sind (Konzern gemäß bzw. 
analog § 18 AktG), als einen einheitlichen granderwerb- 
steuerlichen Rechtsträger. Diese Änderung bewirkt, dass bei 
Rechtsvorgängen im Sinne der Absätze 1 bis 3 des § 1 , die 
zwischen Unternehmen desselben Konzerns vollzogen wer- 
den, ein Rechtsträgerwechsel nicht vorliegt. Die erstmalige 
Zuordnung eines Grundstücks zu einem Konzemunterneh- 
men sowie dessen Ausscheiden aus dem Konzern, also 
grandstücksbezogene Rechtsvorgänge mit außerhalb des 
Konzernverbundes stehenden Rechtsträgern, unterfallen 
weiterhin als Rechtsträgerwechsel der Granderwerbsteuer. 

Damit zieht das Granderwerbsteuerrecht Konsequenzen aus 
der Tatsache, dass grandstücksbezogene Rechtsvorgänge 
zwischen Unternehmen, die demselben Konzern angehören, 
innerhalb derselben wirtschaftlichen Einheit stattfinden. 
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Hiervon kann dagegen nicht ausgegangen werden, wenn es 
sich um Rechtsvorgänge handelt, die letztlich nicht auf die 
Beibehaltung dieser grunderwerbsteuerlichen Zuordnung 
gerichtet sind. Um missbräuchliche Gestaltungen zu ver- 
meiden, wird folglich unterstellt, dass ein Rechtsvorgang im 
Sinne der Absätze 1 bis 3 des § 1 allein dem Erwerbsinte- 
resse eines anderen Konzemuntemehmens und nicht auch 
dem Zweck der wirtschaftlich sinnvollsten Nutzung inner- 
halb eines Konzerns dient, wenn das Grundstück im Verlauf 
von fünf Jahren nach einem solchen Rechtsvorgang zusam- 
men mit dem Unternehmen, dem es nunmehr grunderwerb- 
steuerlich zuzuordnen ist, aus dem Konzern ausscheidet. 

Zu Artikel 8 (Gesetz über Kapitalanlage- 
gesellschaften) 

Zu Nummer 1 (§ 40 Abs. 2) 

Erhält eine Körperschaft Bezüge, die nach § 8b Abs. 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes außer Ansatz bleiben und bei 
der leistenden Körperschaft zu einer Minderung der Körper- 
schaftsteuer geführt haben, erhöht sich entsprechend ihre 
Körperschaftsteuer und das Körperschaftsteuerguthaben 
(§ 37 Abs. 3 KStG). Bezieht eine Kapitalanlagegesellschaft 
die entsprechenden Bezüge erfolgt nach der geltenden 
Rechtslage keine Durchleitung der Körperschaftsteuer und 
des Körperschaftsteuerguthabens auf eine Körperschaft als 
Inhaber der Beteiligung, wenn die Kapitalanlagegesell- 
schaft die entsprechenden Bezüge ausschüttet oder diese als 
ausgeschüttet gelten. Damit wird das Transparenzprinzip 
verletzt. Über den Umweg einer Beteiligung an einer Kapi- 
talanlagegesellschaft (etwa in der Ausgestaltung eines Spe- 
zialfonds) kann daher eine Nachversteuerung gemäß § 37 
Abs. 3 KStG vermieden werden. Bei einem Beteiligungs- 
Vermögen in Spezialfonds können Steuerausfälle in Milliar- 
denhöhe eintreten. Durch die gesetzliche Neuregelung wird 
diese Besteuerungslücke geschlossen und werden entspre- 
chende Gestaltungsmöglichkeiten verhindert. 

Zu Nummer 2 (§ 41 Abs. 1) 

Durch die Neuregelung wird die Nachbesteuerung nach 
§ 37 Abs. 3 KStG (siehe Begründung zu Nummer 1) sicher- 
gestellt. 

Zu Nummer 3 (§ 43 Abs. 15) 

Die Vorschrift enthält die Anwendungsbestimmung. 

Zu Artikel 9 (Gesetz zur Reform der gesetzlichen 

Rentenversicherung und zur Förderung 
eines kapitalgedeckten Altersvorsorge- 
vermögens) 

Redaktionelle Folgeändemng wegen der Neufassung des 
§ 34 KStG. 

Zu Artikel 10 (Gesetz über steuerrechtliche Maß- 
nahmen bei Erhöhung des Nenn- 
kapitals aus Gesellschaftsmitteln) 

In Fällen, in denen zu Beginn des ersten Wirtschaftjahres, in 
dem bei der Kapitalgesellschaft neues Körperschaftsteuer- 


recht anzuwenden ist, für in Nennkapital umgewandeltes 
EK 03 noch eine 5-Jahresfrist nach § 5 KapErhStG läuft, 
wird die Rückzahlung des Nennkapitals nach den bisheri- 
gen Regelungen des KapErhStG abgewickelt. 

Zu Artikel 11 (Abgabenordnung) 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift verpflichtete in ihrer bisherigen Fassung alle 
Steuerpflichtigen, Beteiligungen an einer ausländischen 
Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse 
im Sinne des § 2 Nr. 1 KStG der zuständigen Finanzbehörde 
zu melden, wenn damit eine unmittelbare Beteiligung von 
mindestens 10 v. H. oder eine mittelbare Beteiligung von 
mindestens 25 v. H. am Kapital oder am Vermögen der Kör- 
perschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse er- 
reicht wird. Diese v. H. -Grenzen werden um eine Betrags- 
grenze ergänzt. Meldepflicht besteht danach, wenn die 
Summe der Anschaffungskosten auf alle Beteiligungen 
150 000 Euro überschreitet. 

Die Ändemng steht im Zusammenhang mit der im Rahmen 
des Gesetzes zur Fortsetzung der Untemehmenssteuerre- 
form erfolgten Ändemng des § 7 Abs. 6 AStG. Danach sind 
unbeschränkt Steuerpflichtige mit bestimmten Einkünften 
steuerpflichtig, die eine ausländische Gesellschaft erzieh, an 
der sie mit 1 v. H. (bisher 10 v. H.) beteiligt sind. Da die 
Meldepflichten für die Durchfühmng der Hinzurechnungs- 
besteuemng nach den §§ 7 bis 14 AStG von besonderer Be- 
deutung sind, ist eine Anpassung der Meldepflichten not- 
wendig. Gleichzeitig wird bestimmt, dass die Meldungen 
auf amtlich vorgeschriebenem Vordmck zu erstatten sind. 

Ergänzt wird außerdem die Meldepflicht für Beteiligungen 
an Personengesellschaften. Zu melden sind nicht nur der Er- 
werb der Beteiligung, sondern auch die Aufgabe der Betei- 
ligung oder ihre Ändemng. 

Zu Absatz 3 

Der bisher maßgebende Zeitpunkt für die Abgabe der Mel- 
dungen nach Absatz 2 war zu unbestimmt. Künftig gilt für 
die Meldepflichten nach Absatz 2, dass sie, ebenso wie für 
die Meldepflichten nach Absatz 1, innerhalb eines Monats 
nach dem meldepfhchtigen Ereignis zu erfüllen sind. 

Zu Artikel 12 (Artikel 7 Nr. 8 des 

Steuer-Euroglättungsgesetzes) 

Der in diesem Gesetz neu gefasste § 36 GewStG soll nicht 
durch das am 1 . Januar 2002 - und damit später - in Kraft 
tretende Steuer-Euroglättungsgesetz überschrieben werden. 
Artikel 8 Nr. 7 ist daher aufzuheben. 

Zu Artikel 13 (Neufassung geänderter Gesetze) 

Ermächtigungsnorm zur Neufassung der genannten Ge- 
setze. 

Zu Artikel 14 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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